
Verband öffentlicher Versicherer

Hansaallee 177
40549 Düsseldorf

Telefon 0211. 4554-377
Telefax  0211. 4554-339
presse@voevers.de
www.voev.de D

2-
06

.1
1-

V 

Jahrbuch 2011
Facettenreiches Zusammenspiel 
seit einem Jahrhundert

 D
ie

 ö
ffe

nt
lic

he
n 

Ve
rs

ic
he

re
r  

 | 
  J

ah
rb

uc
h 

20
11



Bruttobeitragseinnahmen (in Mrd. Euro) 19,65

Lebensversicherung 10,32

Krankenversicherung 2,10

Schaden- und Unfallversicherung 7,23

Marktanteil (in Prozent)1 11,2

Lebensversicherung 11,4

Krankenversicherung 6,3

Schaden- und Unfallversicherung 14,3

Bestand (in Mio.)2

Lebensversicherung 8,80

Krankenversicherung 2,94

Schaden- und Unfallversicherung 37,70

Kapitalanlagen (in Mrd. Euro) 110,8

Lebensversicherung 84,3

Krankenversicherung3 9,2

Schaden- und Unfallversicherung 17,3

Weitere Angaben

Erstversicherungsgruppen 11

Gemeinsame Unternehmen 21

Mitarbeiter ca. 30.000

Auszubildende 1.628

Geschäftsstellen 3.772
 
1) Nach Beitragseinnahmen
2) Lebensversicherung: Hauptverträge, Krankenversicherung: versicherte Personen, Schaden- und Unfallversicherung: Bestandsverträge
3) Nur Consal
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Friedrich Schubring-Giese 
Vor sitzender des Verbands öffentlicher Versicherer
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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

Nähe zum Kunden, persönliche Kontakte,  
Glaubwürdigkeit und Vertrauen sind die 
Konstanten unseres Geschäftsmodells. 
Tief verankert in allen Regionen Deutsch-
lands setzen wir Hand in Hand mit den 
Sparkassen auf langfristige, verlässliche 
Geschäftsbeziehungen. Dieses Geschäfts-
modell macht Einordnungen wie modern 
oder unmodern, neu oder alt überflüssig. 
Denn es ist funktionierend, erfolgreich und 
stabil auch in turbulenteren Zeiten. Es ist 
einfach gut. Davon können Sie sich ein-
mal mehr im vorliegenden Jahrbuch 2011 
selbst überzeugen! 

Unsere Gruppenzahlen für das Jahr 2010 
belegen Stetigkeit und Stabilität: Die Öf-
fentlichen waren auch im vergangenen 
Jahr auf Wachstumskurs und steigerten ih-
re Prämieneinnahmen in allen drei Sparten 
über dem Niveau des Gesamtmarkts. Das 
Prämienvolumen wuchs um 11 Prozent auf 
insgesamt mehr als 19,6 Milliarden Euro 
an. Die öffentlichen Schaden- und Unfall-
versicherer konnten ihre Marktanteile auf 
hohem Niveau weiter festigen, die Lebens-
versicherer verzeichneten ein außerge-
wöhnlich starkes Wachstum der Beitrags-
einnahmen um mehr als 20 Prozent und 
auch in der Krankenversicherung wuchs 
das Geschäftsvolumen überdurchschnitt-
lich. Mit einem von 10,5 Prozent auf 11,2 
Prozent gestiegenen Marktanteil sind die 
Öffentlichen als Gruppe die zweitstärkste  
Kraft im deutschen Erstversicherungs-
markt. Auch das ist nicht neu, aber gut!

Ihre Stärken als Regionalversicherer er-
gänzen die öffentlichen Versicherungs-
unternehmen schon seit langer Zeit mit 

überregionaler Kooperation. Ob Statistik 
oder Bedingungen, ob Einkaufsbündelung 
oder Gründung von Gemeinschaftsunter-
nehmen: Für unsere unternehmensüber-
greifende Zusammenarbeit steht seit nun 
100 Jahren der Verband öffentlicher Versi-
cherer. Vieles, was die Öffentlichen in der 
Vergangenheit überregional verbunden 
hat und was sie auch heute noch verbin-
det, kommt in der Chronik zum 100-jäh-
rigen Jubiläum unseres Verbands und in 
den Kapiteltrennern gut zum Ausdruck. 

Die Entwicklung unseres Verbands, der 
sich als Klammer aller öffentlichen Ver-
sicherer in Größe und Ausrichtung im-
mer wieder wechselnden Herausforderun-
gen anpassen musste, spiegelt seit seiner 
Gründung im November 1911 deutsche 
Politik, Wirtschaftsgeschichte und die  
großen Veränderungen auf dem deutschen 
Versicherungsmarkt wider. Es waren be-
wegte Zeiten, die wir für Sie in „bewegen-
den Eindrücken“ zusammengefasst haben. 
In der Mitte dieses Jahrbuchs können Sie 
sich selbst ein Bild davon machen! 

Eine interessante Lektüre wünscht Ihnen
Ihr

Friedrich Schubring-Giese



Vernetzt

Vernetzen, ohne sich im Geflecht zu verfangen – verknüpfen, ohne zu 
verknoten: Die Kommunikation und Zusammenarbeit seiner Mitglie-
der zu fördern und zu koordinieren, ist zentrale Aufgabe des Verbands 
öffentlicher Versicherer. Als Informationsdrehscheibe und Plattform 
für Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse muss er dabei selbst 
auch schon mal in den Hintergrund treten. Eine weitere Funktion  
besteht in der Bündelung des Dialogs mit den Partnern im Verbund 
wie dem DSGV, DSV oder der DekaBank, aber auch mit dem GDV.  
Dabei steht der Dachverband der Öffentlichen selbst im Vordergrund. 
So werden die Interessen der Gruppe stets gebündelt vertreten.
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Das Geschäftsjahr 2010:
Öffentliche bauen Marktanteil aus
Die deutsche Wirtschaft hat sich im Jahr 
2010 von den Folgen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise schnell erholt. Eine lang-
fristig stabile Lage ist allerdings auch wei-
terhin noch nicht absehbar. In diesem un-
verändert labilen gesamtwirtschaftlichen 
Umfeld behauptete sich die deutsche Ver-
sicherungswirtschaft mit einem robusten 
Geschäftsverlauf und verzeichnete im ab-
gelaufenen Jahr einen Zuwachs bei den 
Beitragseinnahmen um 4,3 Prozent auf 
insgesamt 178,8 Milliarden Euro. Hieran  
hatten abermals die Einmalbeiträge in 
der Lebensversicherung erheblichen An-
teil. Ohne diese hätte die gesamte Bran-
che lediglich ein Plus von 0,5 Prozent vor-
zuweisen. 

Die deutschen Lebensversicherer ver-
buchten einschließlich Pensionskassen 
und Pensionsfonds ein Beitragswachstum 
von insgesamt 6,0 Prozent auf 90,4 Milli-
arden Euro. Eine ähnlich hohe Beitrags-
steigerung verzeichneten die deutschen 
Krankenversicherer: Sie legten um 5,8 Pro-
zent zu und erhöhten ihr Prämienvolu-
men auf 33,3 Milliarden Euro. In der Scha-
den- und Unfallversicherung gab es mit 
einem Plus von 0,7 Prozent eine leichte 
Belebung auf der Beitragsseite. Insgesamt 
verbuchten die deutschen Schaden- und 
Unfallversicherer 55,1 Milliarden Euro Bei-
tragseinnahmen.

Für das laufende Geschäftsjahr 2011 rech-
net die Branche in der Schaden- und Un-

fallversicherung mit einer nochmaligen 
Verbesserung der Prämieneinnahmen.  
Für die Sparte Kranken wird ein Plus auf 
dem Niveau des Jahres 2010 erwartet. In 
der Lebensversicherung ist in 2011 bei 
einer weiteren Normalisierung des Ein-
malbeitragsgeschäfts ein Beitragsabrieb 
möglich.
  

Zweitstärkste Kraft im  
deutschen Markt    

Die öffentlichen Versicherer verzeichneten 
im Geschäftsjahr 2010 in allen drei Sparten 
ein Beitragsplus und kamen auf Bruttobei-
tragseinnahmen von insgesamt 19,7 Mil-
liarden Euro (+ 11,0 Prozent). Ihren Markt-
anteil erhöhte die Gruppe damit auf 11,2 
Prozent (Vorjahr 10,5). Damit festigte sie 
hinter der Allianz ihre Position als zweit-
stärkste Kraft im deutschen Erstversiche-
rungsmarkt. 

Das größte Beitragswachstum gab es in der 
Lebensversicherung. Dort steigerten die öf-
fentlichen Versicherer ihre Prämieneinnah- 
men um 20,4 Prozent (Vorjahr + 11,1) und 
verbuchten Bruttobeiträge von insgesamt 
10,3 Milliarden Euro. Dieser Zuwachs resul-
tierte in erster Linie aus dem Neugeschäft 
mit Lebensversicherungen gegen Einmal-
beitrag: Die Einmalbeiträge – überwiegend 
aus privaten Rentenversicherungen – stie-
gen um 62,3 Prozent (Branche + 33,9) auf 
4,6 Milliarden Euro (Vorjahr 2,8).

Zahlen 2010 vorläufig
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10,3 %

Alle Versicherungssparten

Lebensversicherung Private Krankenversicherung Schaden- und Unfallversicherung

9,7 % 6,1 % 13,9 %

Marktanteile der Gruppe öffentlicher Versicherer 2010

11,4 % 6,3 % 14,3 %

11,2 %

Positiv entwickelten sich auch die privaten 
Krankenversicherer der Öffentlichen. Sie 
erhöhten ihre Bruttobeitragseinnahmen 
im Geschäftsjahr 2010 um 6,5 Prozent auf 
2,1 Milliarden Euro und wuchsen damit 
um 0,7 Prozentpunkte über dem Markt.

Die öffentlichen Schaden- und Unfallversi-
cherer haben ihre Bruttobeitragseinnah-
men im abgelaufenen Geschäftsjahr um 
1,1 Prozent auf gut 7,2 Milliarden Euro ge-
steigert und lagen damit leicht über dem 
Branchenschnitt. Ihren Marktanteil von 
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14,3 Prozent hielten die Öffentlichen da-
mit auf konstantem Niveau. In der Sach-
versicherung hat die Gruppe ihre Markt-
führerschaft einmal mehr erfolgreich 
behauptet: Mit Bruttobeitragseinnahmen 
von über 3,6 Milliarden Euro – das ent-
spricht einem Plus von 0,8 Prozent – lag 
ihr Marktanteil weiterhin bei nahezu 24 
Prozent. In der Kfz-Versicherung stabili-
sierten sich die Beitragseinnahmen der 
öffentlichen Versicherer mit einem mini-
malen Plus von 0,1 Prozent (Branche  
+ 0,6). Die Prämieneinnahmen in Kraft-
fahrt lagen bei knapp 2,2 Milliarden Euro.

Mit 52,5 Prozent blieb die Lebensversiche-
rung auch im Geschäftsjahr 2010 die Spar-
te mit dem größten Anteil am gesamten 
Beitragsvolumen der Gruppe öffentlicher 
Versicherer.

Versicherungsleistungen in  
allen Sparten gestiegen 

Mit knapp 7,9 Milliarden Euro (+ 1,8 Pro-
zent) zahlte die Gruppe im Jahr 2010 

Zahlen 2010 vorläufig

mehr Versicherungsleistungen an ihre Le-
bensversicherungskunden und deren Hin-
terbliebene aus als im Vorjahr. Gestiegen 
sind auch die Leistungen in der Kranken-
versicherung. Die Unternehmen der Con-
sal zahlten insgesamt rund 1,4 Milliarden 
Euro (+ 11,3 Prozent) an Versicherungs-
leistungen aus. In der Schaden- und Un-
fallversicherung blieben – wie bereits in 
den Vorjahren – auch in 2010 extreme 
bundesweite Großschäden aus. Dennoch 
kam es aufgrund lokaler Schadenereignis-
se – wie etwa dem Orkantief Xynthia – zu 
einem Anstieg des Schadenaufwands um 
4,8 Prozent auf knapp 5,8 Milliarden Euro.

Kapitalanlagebestand erhöht  

Die Erholung der Weltwirtschaft schien 
im Frühjahr 2010 an Schwung zu verlie-
ren, sodass zunächst ein rasches Abbre-
chen der Aufwärtsentwicklung befürchtet 
wurde. Im vierten Quartal nahm der Auf-
schwung jedoch wieder an Fahrt auf. In-
dustrieproduktion und Einkaufsmanager-
indices gaben positive Signale, getragen 

52,5 % Lebensversicherung

36,8 % Schaden- und Unfallversicherung

10,7 % Private Krankenversicherung

Anteile der Sparten am Gesamtgeschäft  
auf Basis der Bruttobeiträge
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Entwicklung des Kapitalanlagebestands der  
Gruppe in Milliarden Euro 

vor allem von der Aufwärtsentwicklung 
in einigen Schwellenländern, während 
in den klassischen Industrieländern im 
Schnitt eher eine moderate Entwicklung 
festzustellen war.

Beeinflusst von den weltweit verbesser-
ten Konjunkturaussichten entwickelten 
sich die internationalen Finanzmärkte 
weitgehend positiv. Besonders im vier-
ten Quartal 2010 waren weiter steigende 
Rohstoffpreise und ein nach dem Som-
merzinstief wieder anziehendes Zinsni-
veau die Folge. Die maßgeblichen Ren-
tenmärkte beendeten das abgelaufene 
Geschäftsjahr noch überwiegend mit 
Kursgewinnen. In Europa war jedoch 
durch die leicht gestiegenen Renditen 
in den kurzen Laufzeiten die restriktive-
re Haltung der Europäischen Zentralbank 
bereits erkennbar. Die Renditen zehnjäh-
riger Bundesanleihen lagen zum Jahres-
ende bei 2,96 Prozent und damit 44 Ba-
sispunkte unter dem Vorjahresstichtag, 
während US-Staatsanleihen im Zehn-Jah-
res-Bereich mit 3,29 Prozent um 55 Punk-
te niedriger rentierten.

Die Aktienmärkte in den USA und Deutsch-
land wiesen im Jahresvergleich mit der 
abnehmenden Unsicherheit der Marktteil-
nehmer erneut prozentual zweistellig stei-
gende Notierungen auf. Der Dow Jones 
Index stieg um 11 Prozent, der Deutsche 
Aktienindex um 16 Prozent. Andere Bör-
sen in Europa hatten an dieser Entwick-
lung weniger Anteil. Der marktbreite DJ 
EuroStoxx50-Return-Index ging um 3 Pro-
zent zurück, was zum Teil auf die zuneh-
menden Irritationen bezüglich der Ver-
schuldung einiger europäischer Staaten 
zurückzuführen war.

Die Gruppe öffentlicher Versicherer ver-
waltete Ende des Jahres 2010 Kapital-
anlagen mit einem Gesamtvolumen von 
110,9 Milliarden Euro. Die öffentlichen Le-
bensversicherer konnten ihre Gesamtre-
serven (inklusive der zum Nennwert bilan-
zierten Assets) von 1,9 Milliarden Euro auf 
2,8 Milliarden Euro steigern. Die Bewer-
tungsreserven waren mit 0,4 Milliarden 
Euro nahezu unverändert. Die öffentlichen 
Schaden- und Unfallversicherer verzeich-
neten einen Anstieg der Gesamtreserven 

101,0

105,2

97,5

102,0
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auf 1,9 Milliarden Euro nach 1,8 Milliarden 
Euro im Vorjahr, der im Wesentlichen aus 
dem Anstieg der Bewertungsreserven re-
sultierte (1,7 Milliarden Euro nach 1,6 Milli-
arden Euro im Vorjahr).   

Ergebnis vor Steuern auf  
konstant hohem Niveau

Das Beitragsplus der öffentlichen Versi-
cherer und die Erhöhung des Marktanteils 
auf jeweils gut 11 Prozent zeigen bereits, 
wie erfolgreich die Gruppe im Markt agiert 
und dass sie eine sehr hohe Akzeptanz bei 
Kunden genießt. Wie wirtschaftlich sie da-
rüber hinaus arbeitet, belegt auch im Jahr 
2010 ihr abermals gutes Geschäftsergeb-
nis: Das kumulierte Ergebnis vor Steuern 
aller öffentlichen Erstversicherer blieb mit 
über 800 Millionen Euro auf nahezu kons-
tant hohem Niveau.

2006 2007 2008 2009 2010

1250

1000

750

500

250

0

802

Gruppe öffentlicher Versicherer: Ergebnis vor 
Steuern* in Millionen Euro

1094

499

797 812

*) Die SV SparkassenVersicherung hat ihren Konzern- 
Abschluss nach IFRS bilanziert.
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Gruppe öffentlicher Versicherer –  Bruttobeitragseinnahmen in Millionen Euro* 
Selbst abgeschlossenes Geschäft   

Jahr 2010 2009 2008

Veränderung

in %

Marktanteil

in %

Veränderung

in %

Marktanteil

in %

Veränderung

in %

Marktanteil

in %

Sämtliche Zweige 19.655,8 17.700,4 16.617,9

+ 11,0 11,2 + 6,5 10,5 + 1,2 10,4

Lebensversicherung 10.323,0 8.574,0 7.720,5

+ 20,4 11,4 + 11,1 10,1 + 0,4 9,7

Private Krankenversicherung 2.098,0 1.970,0 1.846,6

+ 6,5 6,3 + 6,7 6,3 + 3,5 6,1

Schaden- und Unfallversicherung 7.234,8 7.156,4 7.050,8

+ 1,1 14,3 + 1,5 14,3 + 1,4 14,1

Sachversicherung 3.604,9 3.576,3 3.470,9

+ 0,8 23,8 + 3,0 24,0 + 3,3 23,8

Feuerversicherung 681,5 696,2 698,7

– 2,1 34,2 – 0,4 34,2 – 1,1 33,2

Verbundene 
Wohngebäudeversicherung 

1.724,4 1.715,8 1.636,4

+ 0,5 36,3 + 4,9 37,1 + 4,7 36,9

Verbundene Hausratversicherung 407,8 399,6 396,5

+ 2,0 15,4 + 0,8 15,3 + 1,0 15,3

Sonstige Sachversicherung 791,2 764,6 739,3

+ 3,5 13,7 + 3,4 13,5 + 5,6 13,7

HUK-Versicherung 3.364,4 3.326,4 3.332,1

+ 1,1 10,5 – 0,2 10,4 – 0,8 10,3

Haftpflichtversicherung 849,0 828,1 816,1

+ 2,5 12,5 + 1,5 12,1 + 1,5 12,0

Unfallversicherung 357,1 341,7 331,1

+ 4,5 7,1 + 3,2 6,8 + 3,2 6,6

Kraftfahrtversicherung 2.158,3 2.156,6 2.184,9

+ 0,1 10,7 – 1,3 10,7 – 2,2 10,7

Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung 1.271,1 1.276,3 1.310,6

– 0,4 10,5 – 2,6 10,5 – 2,3 10,5

Kraftfahrt-Fahrzeugversicherung 873,1 866,7 859,7

+ 0,7 11,0 + 0,8 11,1 – 2,0 11,1

Kraftfahrt-Unfallversicherung 14,1 13,6 14,6

+ 3,7 13,4 – 6,9 11,8 – 8,2 11,9

Rechtsschutzversicherung 265,5 253,7 247,8

+ 4,7 8,3 + 2,4 7,9 + 5,5 7,7

*) selbst abgeschlossenes Geschäft,
 inkl. Pensionskassen und Pensionsfonds, ohne Beiträge aus der Rückstellung für Beitragsrückerstattung (RfB); 
 ohne Transport-, Kredit-, Luftfahrt- und Nuklearversicherung sowie spezielle Vermögensschaden-, Strahlen- und Atomanlagen-Haftpflichtversicherungen;
 ohne Faktorenbeitrag in der Unfallversicherung;
 Feuerversicherung inkl. FBU-Versicherung;
 Sonstige Sachversicherungen inkl. Technische Versicherungen



Wegbereitend

Selbst wenn die Richtung eigentlich klar ist, braucht es manchmal 
jemanden, der den ersten Schritt macht. Deshalb spielt der Verband 
öffentlicher Versicherer bei der Initialisierung von Projekten seiner 
Mitgliedsunternehmen häufig eine aktive Rolle. Dabei versteht er 
sich mal als Dienstleister seiner Mitglieder, wie zum Beispiel bei 
Unternehmensgründungen, mal aber auch als Treiber, der etwa 
dort Projekte anstößt, wo Partnerunternehmen aus der Sparkassen-
Finanzgruppe Bedarf an neuen Produkten haben. Aus der engen 
Zusammenarbeit der Öffentlichen auf Projektebene ergeben sich 
zudem hohe Synergiepotenziale. Als Folge lassen sich etwa externe 
Dienstleistungen bei gebündelter Nachfrage günstiger einkaufen. 
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Geschäftsverlauf in der Lebensversicherung

Geschäftsverlauf in der 
Lebensversicherung 

Erneut starkes Wachstum bei 
Lebensversicherungen gegen 
Einmalbeitrag 

Auch im Geschäftsjahr 2010 waren die 
Auswirkungen der Kapitalmarktkrise noch 
spürbar. Zu Beginn des Jahres waren vor 
allem – wie bereits in 2009 – Lebensver-
sicherungen gegen Einmalbeitrag stark 
nachgefragt. Im Laufe des Berichtsjahrs 
ließ diese Nachfrage jedoch zugunsten 
von Lebensversicherungen gegen lau-
fenden Beitrag nach. Auf das komplette 
Geschäftsjahr bezogen hat das Neuge-
schäft mit Lebensversicherungen gegen 
Einmalbeitrag – überwiegend aus privaten 
Rentenversicherungen – nach 86,5 Prozent 
im Vorjahr noch einmal um 62,3 Prozent 
(Branche + 33,9) zugelegt und stieg an auf 
4,61 Milliarden Euro (Vorjahr 2,84).  

Beitragsplus deutlich über dem Markt  
Diese Entwicklung trug zu einem deutli-
chen zweistelligen Beitragswachstum bei: 
Ohne Beiträge aus der Rückstellung für 

Beitragsrückerstattung (RfB) stiegen die 
gebuchten Bruttobeitragseinnahmen der 
öffentlichen Lebensversicherer um 20,4 
Prozent (Vorjahr + 11,1) auf 10,32 Milliar-
den Euro an. Insgesamt lagen die Öffent-
lichen damit auf deutlich höherem Niveau 
als der Markt, der um 6,0 Prozent zulegte.   

Der Anteil der Pensionskassen am ge-
samten Beitragsaufkommen betrug dabei 
335,1 Millionen Euro (Vorjahr 332,4). Auf 
die Pensionsfonds entfielen 7,2 Millionen 
Euro (Vorjahr 5,2). Der Anteil der Einmal-
beiträge an den gebuchten Beiträgen stieg 
auf 46,4 Prozent an. Entsprechend ging 
der Anteil der laufenden Beiträge an den 
gebuchten Beiträgen um 11,6 Prozent-
punkte auf 53,6 Prozent zurück.  

Ihren Marktanteil baute die Gruppe von 
10,1 Prozent im Vorjahr auf 11,4 Prozent 
aus. Damit belegt sie hinter der Allianz 
und nach der Generali-Gruppe den dritten 
Rang im deutschen Lebensversicherungs-
markt.

Marktanteil in der 
Lebensversicherung 2010

2008 2009 2010

11

10

9

8

7

6

Entwicklung Bruttobeitragseinnahmen 
in Milliarden Euro

10,32

11,4 %

Zahlen 2010 vorläufig

8,57

7,72
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Entwicklung des Lebensversicherungs-
geschäfts in Milliarden Euro

Jahr 2010 2009 2008

Bruttobei-
träge

10,32 8,57 7,72

RfB-Beiträge 0,48 0,50 0,53

Gesamt 10,80 9,07 8,25

Neugeschäft 2010

Anzahl Veränderung  
zu 2009 in %

Versicherungssumme 
bzw. zwölffache  

Jahresrente in Mio. €

Veränderung  
zu 2009 in %

Einzelversicherungen gesamt 489.654 + 1,1 15.398 + 9,5

Kapitalversicherungen 94.027 – 3,3 1.501 – 5,6

Risikoversicherungen 83.722 – 3,4 5.406 + 2,3

Renten- und Pensionsver-
sicherungen (ohne Riester- 
und Basis-Renten)

167.200 + 39,8 4.393 + 40,4

Riester-Rentenversicherungen 112.243 – 24,6 1.432 – 9,3

Basis-Rentenversicherungen 10.617 – 8,5 394 – 6,1

selbstständige Berufsunfähig-
keitsversicherung

21.845 + 7,1 2.272 + 10,6

Kollektivversicherungen 
gesamt

181.774 – 32,2 2.994 – 21,3

Fondsgebundene LV * 205.903 + 89,3 3.147 + 61,2

Gesamt 877.331 + 1,9 21.539 + 8,7

* einschließlich Tontinenversicherungen, Kapitalisierungsgeschäfte und LV ohne Überschussbeteiligung

Starkes Neugeschäftsplus  
Bezogen auf die Anzahl der Verträge nahm 
das Neugeschäft der Öffentlichen ebenfalls 
zu. Während der Markt ein leichtes Minus 
von 0,2 Prozent hinnehmen musste, erzielte 
die Gruppe ein Plus von 1,9 Prozent (Vorjahr 
– 0,3). Insgesamt haben die öffentlichen 
Lebensversicherer im abgelaufenen Ge-
schäftsjahr 877.331 neue Verträge policiert. 
Auch bei der Versicherungssumme schnitt 
die Gruppe mit einem Plus von 8,7 Prozent 
(Vorjahr + 4,3) besser ab als die Branche, 
die ein Wachstum von 6,1 Prozent verzeich-
nete. Die Versicherungssumme steigerten 
die Öffentlichen damit auf 21,54 Milliarden 
Euro. Und auch beim Neubeitrag lag die 
Gruppe mit einem Plus von 53,6 Prozent  
über dem Markt, der um 25,5 Prozent zu- 

Entwicklung des Neugeschäfts

Jahr 2010 2009 2008

Beiträge in 
Mrd. €

5,07 3,30 2,04

Anzahl der 
Verträge in 
Tsd.

877 861 864

Versiche-
rungssumme 
in Mrd. €

21,54 19,81 18,98

legte. Die Beiträge bei den neuen Lebens-
versicherungsverträgen betrugen 5,07 
Milliarden Euro. Die laufenden Beiträge 
reduzierten sich um 0,2 Prozent (Branche 
– 2,7) und betrugen 0,46 Milliarden Euro 
(Vorjahr ebenfalls 0,46). Die Einmalbeiträge, 
die überwiegend aus privaten Rentenver-
sicherungen stammen, erhöhten sich um 
62,3 Prozent (Branche + 33,9) auf insgesamt 
4,61 Milliarden Euro (Vorjahr 2,84).

Neugeschäftsrückgang in der bAV 
Während die Branche in der betrieblichen 
Altersversorgung einen Zuwachs um 7,6 Pro- 
zent zu verzeichnen hatte, sind bei den 
öffentlichen Versicherern 11,3 Prozent 
weniger neue Verträge als noch im Vorjahr 
abgeschlossen worden. 

Zahlen 2010 vorläufig
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Entwicklung der Stornoquote in Prozent

5,49

6,17

Öffentliche Versicherer Gesamtmarkt

 
Stetiges Bestandswachstum – 
große Kundentreue   

Während der Vertragsbestand der Branche 
kontinuierlich zurückgeht – im Jahr 2010 
war es ein Minus von 1,0 Prozent – nimmt 
der Bestand der öffentlichen Lebensversi-
cherer stetig zu. Zum Jahresende zählten 
sie 8,84 Millionen Verträge (+ 1,6 Prozent) 
mit einer Versicherungssumme von insge-
samt 213,0 Milliarden Euro (+ 1,7 Prozent). 
Dabei verzeichnet die Gruppe seit Jahren 
eine überdurchschnittlich hohe Stabilität 
der Verträge und eine entsprechend nied-
rige Stornoquote. Mit 4,71 Prozent lag sie 
auch im Berichtsjahr bei den Öffentlichen 
unter dem Branchenwert von 5,44 Prozent.

Geschäftsverlauf in der Lebensversicherung

Neugeschäft in der betrieblichen Altersversorgung

Anzahl Veränderung  
zu 2009 in %

Versicherungssumme 
in Tsd. Euro

Veränderung  
zu 2009 in %

Rückdeckungsversicherungen 11.851 – 25,4 457.049 + 8,3

Direktversicherungen 35.313 + 1,5 917.490 + 8,0

Pensionskasse 17.223 – 21,2 520.149 – 23,6

Pensionsfonds 34 – 76,4 5.493 + 1,6

Gesamt 64.421 – 11,3 1.900.181 – 2,5

Zahlen 2010 vorläufig

5,44

4,63

5,50

4,71
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Bestand 2010

Anzahl Veränderung  
zu 2009 in %

Versicherungssumme  
bzw. zwölffache Jahres- 

rente in Mio. Euro

Veränderung  
zu 2009 in %

Einzelversicherungen gesamt 6.771.543 + 1,0 184.214 + 1,2

Kapitalversicherungen 3.006.792 – 3,8 80.857 – 5,1

Risikoversicherungen 693.396 + 2,2 40.674 + 4,8

Renten- und Pensionsver-
sicherungen (ohne Riester-
und Basis-Renten)

1.689.761 + 5,3 39.856 + 5,9

Riester-Rentenversicherungen 1.204.861 + 5,2 8.110 + 7,7

Basis-Rentenversicherungen 47.984 + 27,3 1.510 + 21,8

Selbstständige Berufsunfähig-
keitsversicherung

128.749 + 12,5 13.208 + 14,4

Kollektivversicherungen 
gesamt

1.570.249 – 5,9 20.153 – 3,6

Fondsgebundene LV * 495.045 + 52,2 8.632 + 32,0

Gesamt 8.836.837 + 1,6 212.999 + 1,7

* einschl. Tontinenversicherungen, Kapitalisierungsgeschäften und LV ohne Überschussbeteiligung

Bestand in der bAV 2010

Anzahl Veränderung  
zu 2009 in %

Versicherungssumme 
in Tsd. Euro

Veränderung  
zu 2009 in %

Rückdeckungsversicherungen 175.767 + 4,9 6.079.858 + 1,2

Direktversicherungen 545.490 + 1,5 13.271.184 + 1,0

Pensionskasse 384.479 + 4,5 8.888.847 + 6,2

Pensionsfonds 1.525 + 1,0 69.955 + 7,8

Gesamt 1.107.261 + 3,1 28.309.844 + 2,7

48,5 % Einzel-Kapitalversicherungen

33,5 % Einzel-Renten- und Pensionsversicherungen

6,5 % Kollektivversicherungen

5,4 % Einzel-Risikoversicherungen

4,7 % Fondsgebundene Lebensversicherungen2 

1,4 % Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung

Bestandsstruktur 2010 (laufender Jahresbeitrag1)

1)   Haupt- und Zusatzversicherung
2)   einschl. Tontinenversicherungen, Kapitalisierungsgeschäften 
       und LV ohne Überschussbeteiligung

Zahlen 2010 vorläufig
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Versicherungsleistungen gestiegen  
Die Gruppe zahlte im Jahr 2010 mehr 
Versicherungsleistungen an ihre Lebens-
versicherungskunden und deren Hinter-
bliebene aus als im Vorjahr. Die Steige-
rung betrug 1,8 Prozent (Branche + 1,7). 
Insgesamt zahlte sie 7,87 Milliarden Euro 
aus. Für Versicherungsfälle wendeten die 
Öffentlichen 5,71 Milliarden Euro auf. Der 
Anteil, der auf Rückkäufe von Versicherun-
gen entfällt, ging um gut 4,1 Prozent auf 
1,37 Milliarden Euro zurück.  

Kostenquoten unter denen des Markts   
Auf einem nach wie vor erfreulich nied-
rigen Niveau lagen im Berichtsjahr die 
Abschluss- und Verwaltungskostenquoten 
der Gruppe. Ihre Verwaltungskostenquote 
betrug 1,82 Prozent (Branche 2,42), ihr 
Abschlusskostensatz 4,89 Prozent (Bran-
che 5,08). Die Eigenmittelquote – Indiz für 
Sicherheit und Solidität – betrug bei den 
Öffentlichen nach 180,5 Prozent im Vorjahr 
nunmehr 169,8 Prozent (Branche 183,0).  

 
Kontinuierlicher Anstieg der 
Kapitalanlagen    

Die Kapitalanlagen der öffentlichen 
Lebensversicherer erhöhten sich im Be-
richtsjahr um 5,5 Prozent auf 84,3 Milliar-
den Euro. Dabei lag die Bruttoneuanlage 
bei 15,5 Milliarden Euro. Der Anteil der 
Namensschuldverschreibungen, Schuld-
scheinforderungen, Darlehen und übrigen 
Ausleihungen an den gesamten Kapital-
anlagen ging von 57,8 auf 56,3 Prozent 
zurück, während sich die Quote festver-
zinslicher Inhaberwertpapiere von 4,2  
auf 5,1 Prozent erhöhte. Der Anteil der  
Aktien, Investmentanteile und anderer 
nicht festverzinslicher Wertpapiere nahm 
um 1,6 Prozentpunkte auf 27,3 Prozent zu. 
Weiter rückläufig ist die Quote der Hypo-
theken-, Grundschuld- und Rentenschuld-
forderungen. Sie reduzierte sich von 6,1  
auf 5,4 Prozent. Beteiligungen, Grund-
stücke und grundstücksgleiche Rechte 
blieben auf dem Niveau des Vorjahrs.  

Die laufende Durchschnittsverzinsung der 
Kapitalanlagen blieb mit 4,0 Prozent an-
nähernd gleich (Wert berücksichtigt nach 
der GDV-Formel nur laufende Erträge und 
Aufwendungen). Die Nettoverzinsung der 
Kapitalanlagen, die auch alle außerordent-
lichen Erträge und Aufwendungen umfasst, 
verbesserte sich von 4,0 auf 4,3 Prozent.

Deutlicher Anstieg der Reserven  
Die Gesamtreserven inklusive der zum 
Nennwert bilanzierten Assets stiegen 
auf 2,8 Milliarden Euro (Vorjahr 1,9). Die 
Bewertungsreserven blieben mit 0,4 
Milliarden Euro auf Vorjahresniveau. Die 

Geschäftsverlauf in der Lebensversicherung

2008 2009 2010
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7,87

Entwicklung der ausgezahlten Versicherungs-
leistungen in Milliarden Euro 

Gute Quoten bei den Öffentlichen

Jahr 2010 2009 2008

Stornoquote 4,71 5,50 4,65

Verwaltungs-
kostenquote

1,82 2,07 2,23

Abschluss-
kostenquote

4,89 5,00 4,80

Eigenmittel-
quote

169,8 180,5 187,2

2008 2009 2010
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84,3

Entwicklung der Kapitalanlagen in Milliarden Euro

 + 1,8 % 
 – 0,6 %

 + 2,8 %

 + 5,5 %

Zahlen 2010 vorläufig

7,737,78

77,7

79,9
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Stillen Lasten nach § 341b HGB lagen 
zum Jahresende bei 0,4 Milliarden Euro 
(Vorjahr 0,3).

Überschussbeteiligung an Zinsniveau 
angepasst
Wie die gesamte Branche haben auch die  
öffentlichen Lebensversicherer ihre Über-
schussbeteiligung an das gesunkene Zinsni-
veau angepasst. Die aktuelle Gesamtverzin- 
sung sank leicht auf im Schnitt 3,9 Prozent.   

 
Ausblick 2011: Politische Rah-
menbedingungen und konjunk-
turelle Entwicklung beeinflus-
sen die Lebensversicherung    

Das Bedürfnis nach Sicherheit bei der 
Geldanlage ist in der Bevölkerung deutlich 
gestiegen. Hiervon wird die Lebensversi-
cherung auch 2011 profitieren, da kon-
kurrierende Formen der Geldanlage mit 
höheren Risiken verbunden sind. Bei der 
Lebensversicherung geht es jedoch nicht 
allein um die Geldanlage. Gerade die nur 
von der Lebensversicherung garantierten 
lebenslangen Rentenzahlungen werden 
immer bedeutender. Ein Unsicherheitsfak-
tor in Bezug auf die künftige Geschäftsent-
wicklung sind die derzeitigen politischen 
Diskussionen zur Veränderung der steuerli-
chen Rahmenbedingungen im Bereich der 
Altersvorsorge. Unabhängig davon steht 
bereits fest, dass das Bundesfinanzministe-
rium den Höchstrechnungszins für Neuver-
träge zum 1. Januar 2012 auf 1,75 Prozent 
(zurzeit: 2,25) gesenkt hat. Die Höhe der 
Gesamtleistung hängt allerdings nicht 
unmittelbar vom Höchstrechnungszins, 

56,3 % Namenspapiere u. ä. 

27,3 % Aktien, Investmentanteile

5,4 % Hypotheken

5,1 % Festverzinsliche Inhaberpapiere 

3,4 % Beteiligungen

1,3 % Grundstücke 

1,2 % Sonstige Anlagen

Kapitalanlagestruktur 2010

Entwicklung Neugeschäft im ersten 
Quartal 2011

Veränderung in % 

Beiträge – 54,0

Anzahl der Verträge – 6,9

Versicherungssumme – 3,7

sondern entscheidend vom Gesamterfolg 
der Kapitalanlagen ab. Darüber hinaus darf 
die Auszahlung bei Verträgen, die ab dem 
1. Januar des nächsten Jahres geschlos-
sen werden, erst ab dem 62. Lebensjahr 
(zurzeit: 60. Lebensjahr) erfolgen, wenn 
steuerliche Nachteile vermieden werden 
sollen. Für das Neugeschäft im Jahr 2011 
sind daher Vorzieheffekte möglich, falls 
einzelne Kunden sich die zurzeit noch gül-
tigen Rahmenbedingungen sichern wollen. 
Insgesamt dürften die Auswirkungen auf 
das Neugeschäft 2011 aber überschaubar 
bleiben. Positiv für die Öffentlichen wie für 
die gesamte Branche kann sich die gute 
konjunkturelle Entwicklung auswirken.  

Rückläufige Beiträge im ersten Quartal 
2011
Hinsichtlich der Stückzahl hat sich das 
Neugeschäft der Gruppe im ersten Quartal 
2011 rückläufig entwickelt. Hier verzeich-
neten die öffentlichen Lebensversicherer 
ein Minus von 6,9 Prozent (Branche – 2,7), 
die Versicherungssumme nahm um 3,7 
Prozent ab (Branche + 1,2). In diesem 
Zeitraum sanken die gebuchten Beitrags-
einnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 
32,1 Prozent (Branche – 6,0; jeweils ohne 
Pensionskasse und Pensionsfonds). 

Zahlen 2010 vorläufig
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Geschäftsverlauf in der 
Krankenversicherung 

Erfolgreich im Wettbewerb  
behauptet  

Die private Kranken- und Pflegeversiche-
rung war geprägt von einem schwierigen 
Umfeld mit steigenden Leistungsausgaben 
und intensiven gesundheitspolitischen 
Diskussionen. Dennoch konnten sich die 
öffentlichen Krankenversicherer erfolg-
reich behaupten und steigerten ihre 
Bruttobeitragseinnahmen um 6,5 Prozent 
auf 2,1 Milliarden Euro. Damit wuchs die 
Gruppe etwas stärker als die Branche, die 
um 5,8 Prozent zulegte. Der Löwenanteil 
der Prämieneinnahmen der Öffentlichen 
entfiel mit 97,7 Prozent auf die beiden 
Tochterunternehmen der Consal Betei-
ligungsgesellschaft AG, die Bayerische 
Beamtenkrankenkasse AG und die Union 
Krankenversicherung AG. Beide zusammen 
steigerten ihre Bruttobeitragseinnahmen  
um 6,5 Prozent auf 2,05 Milliarden Euro. 
Die Provinzial Krankenversicherung Han-
nover AG verzeichnete ein Plus von 9,7 
Prozent und erzielte Bruttobeitragseinnah-

men von 48,2 Millionen Euro. Damit hielten 
die öffentlichen Krankenversicherer ihren 
Marktanteil im Vergleich zum Vorjahr mit 
insgesamt 6,3 Prozent konstant und festig-
ten ihre Position im Wettbewerb.

Wachstum dank Zusatzversicherungs-
geschäft  
Die Beitragssteigerung resultierte aus dem 
Neugeschäft und aus notwendigen Bei-
tragsanpassungen. Die beiden Consal-Un-
ternehmen verzeichneten ein policiertes 
Neugeschäft von 124,4 Millionen Euro –  
inklusive der Provinzial Krankenversiche-
rung belief sich das Neugeschäft auf 124,8 
Millionen Euro. Das Neugeschäft in der 
Krankheitskosten-Vollversicherung entwi-
ckelte sich verhalten. Positive Wachstums-
impulse gingen dagegen vom Zusatzversi-
cherungsgeschäft aus. 

Bestand ausgebaut    
Gut 2,9 Millionen Personen vertrauten 
zum Jahresende auf die Leistungen der 
Krankenversicherer der Öffentlichen. Das 
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Marktanteil in der privaten 
Krankenversicherung 2010
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Zahlen 2010 vorläufig
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entspricht einem Zuwachs von 1,8 Prozent. 
Knapp 2,8 Millionen Personen waren bei 
den Consal-Unternehmen versichert – eine 
Steigerung von gut 45.000 Personen – da-
von rund 500.500 in der Krankheitskosten-
Vollversicherung.

Leistungen angestiegen
Die Consal-Unternehmen haben ihren 
Kunden insgesamt rund 1,38 Milliarden 
Euro (Vorjahr 1,24) an Versicherungsleis-
tungen ausgezahlt. Die Verwaltungskos-
tenquote konnte im Berichtsjahr weiter 
gesenkt werden auf nunmehr 2,2 Prozent 
(Vorjahr 2,4).

Beste Wachstumschancen  
In der privaten Kranken- und Pflegeversi-
cherung ist der weitere Geschäftsverlauf 
maßgeblich von der Entwicklung der po-
litischen Rahmenbedingungen sowie der 
wirtschaftlichen Lage der privaten Haus-
halte geprägt. Durch die Anhebung der 
Beiträge bei den gesetzlichen Krankenkas-
sen – verbunden mit der Diskussion um 
Zusatzbeiträge – werden die Krankenversi-
cherer der Gruppe für freiwillig Versicherte 
noch attraktiver. Weitere Chancen zur 

Neukundengewinnung bietet der Wegfall 
der Dreijahresfrist, weil bisher gesetzlich 
versicherten Personen der Wechsel in die 
private Krankenversicherung nunmehr 
erleichtert wird.

Die Öffentlichen sind auf die steigende 
Nachfrage bestens vorbereitet: mit einer 
umfangreichen und bedarfsgerechten 
Produktpalette sowohl in der Krankheits-
kosten-Vollversicherung als auch bei den 
Zusatzversicherungen. Eine wichtige Basis, 
um sich auch weiterhin erfolgreich im Markt 
der privaten Krankenversicherer zu positio-
nieren, ist dabei die enge Zusammenarbeit 
innerhalb der Sparkassen-Finanzgruppe. 
Dank ihr haben die Öffentlichen beste Chan-
cen, ein großes Kuchenstück des Marktpo-
tenzials hinzuzugewinnen.

Die öffentlichen Krankenversicherer erwar-
ten auch für das Geschäftsjahr 2011 ange-
messene Beitragssteigerungen. Allerdings 
könnte sich künftig die demografische Ent-
wicklung – vor allem der Bevölkerungs-
rückgang in den jüngeren Altersgruppen – 
dämpfend auf den Geschäftsverlauf in der 
Krankenversicherung auswirken.

65,8 % Bayerische Beamtenkrankenkasse, 82,1 Mio. €

33,9 % Union Krankenversicherung, 42,3 Mio. €

0,3 % Provinzial Krankenversicherung, 0,4 Mio. €

Anteil der Unternehmen am Neugeschäft
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Geschäftsverlauf in der Schaden- und Unfallversicherung

Geschäftsverlauf in der 
Schaden- und Unfallversicherung 

Gruppe festigt Marktposition   

Die öffentlichen Schaden- und Unfallver-
sicherer haben im Geschäftsjahr 2010 mit 
Bruttobeitragseinnahmen von insgesamt 
7,23 Milliarden Euro ihren Marktanteil von 
14,3 Prozent konstant gehalten und damit 
ihre Position erfolgreich gefestigt. Das Bei-
tragswachstum lag mit 1,1 Prozent über 
dem der Branche (+ 0,7 Prozent).

Zum Ende des Berichtsjahrs führten die öf-
fentlichen Schaden- und Unfallversicherer 
rund 37,7 Millionen Verträge in ihrem Be-
stand. Sie erhöhten dabei die Vertragsan-
zahl im Vergleich zum Vorjahr um 1,0 Pro-
zent (Gesamtmarkt + 0,6 Prozent). Knapp 
die Hälfte aller Verträge entfiel dabei auf 
die Sachversicherung, bei der die öffentli-
chen Versicherer mit einem Marktanteil von 
23,8 Prozent weiterhin die Marktführer-
schaft innehaben. Die Bruttobeitragsein-
nahmen konnten hier um 0,8 Prozent auf 
rund 3,6 Milliarden Euro gesteigert werden. 

In der Haftpflichtversicherung verbuchten  
die Öffentlichen einen Zuwachs der Bei-
tragseinnahmen von 2,5 Prozent auf insge-

samt 849 Millionen Euro. Der Gesamtmarkt 
musste trotz möglicher Beitragsanpassung 
zum 1. Juli 2010 einen Rückgang der Brut-
tobeiträge um 1,0 Prozent hinnehmen. Mit 
einem Beitragsplus von 4,5 Prozent haben  
die öffentlichen Versicherer in der Unfall-
versicherung ihren Marktanteil von zuvor 
6,8 Prozent auf 7,1 Prozent erhöht. Der Ge-
samtmarkt hingegen trat mit einem Bei-
tragsplus von lediglich 0,5 Prozent auf der 
Stelle. Nach Jahren eines kontinuierlichen 
Beitragsabriebs haben sich die Beiträge in 
der Kraftfahrtversicherung mit einem leich-
ten Zuwachs von 0,1 Prozent in der Gruppe  
der Öffentlichen ebenso stabilisiert wie 
beim Gesamtmarkt (+ 0,6 Prozent). 

Für das Jahr 2011 erwarten die öffentlichen 
Schaden- und Unfallversicherer aufgrund 
des nach wie vor niedrigen Preisniveaus 
ein vorwiegend inflationsgetriebenes Bei-
tragsplus. Es bleibt abzuwarten, inwieweit 
die allgemeine konjunkturelle Erholung 
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bereits in 2011 einen vorteilhaften Effekt 
auf das Beitragswachstum haben wird. 
Das versicherungstechnische Ergebnis der 
Schaden- und Unfallversicherer wird dabei 
insbesondere davon abhängen, mit wel-
cher Intensität sich Naturgefahren in 2011 
verwirklichen. Im ersten Quartal 2011 wur-
den die Versicherer von bundesweiten 
Großschadenereignissen verschont. Ledig-
lich die kurze Glatteisperiode zu Beginn 
des Jahres könnte den Schadenaufwand in 
der Kraftfahrt- und der Unfallversicherung 
wie schon in den Vorjahren beeinflussen.

Xynthia, lokale Überschwemmungen 
und Frost belasten Schadenseite   
Wie auch in den Geschäftsjahren 2008 
und 2009 blieben im Jahr 2010 extreme 
Großschadenereignisse auf Bundesebene 
aus. Aufgrund lokaler Schadenereignisse, 
wie etwa dem Orkantief Xynthia, das am 
28. Februar 2010 vorwiegend in Hessen, 
Baden-Württemberg und Nordrhein-West-

falen Schäden verursachte, sowie dem 
Hochwasser an Neiße und Spree kam es in 
der Schaden- und Unfallversicherung den-
noch zu einem Anstieg des Schadenauf-
wands um 4,8 Prozent auf 5,75 Milliarden 
Euro. Im Januar und Dezember 2010 be-
lastete zusätzlich eine andauernde Frost- 
und Glatteisperiode die Schadenseite im 
Leitungswasserbereich und in der Kraft-
fahrt- sowie Unfallversicherung. Die Scha-
denquote in Schaden-Unfall ist im Jahr 
2010 leicht auf 79,5 Prozent (Vorjahr 76,7) 
angestiegen.

Kapitalanlage: Erhöhung der 
Reserven  

Die öffentlichen Schaden- und Unfallver-
sicherer erhöhten das Volumen ihrer Ka-
pitalanlagen im Berichtsjahr um 2,4 Pro-
zent auf 17,3 Milliarden Euro. Die laufende 
Durchschnittsverzinsung der Kapitalanla-

2008

18

17

16

15

14

13

12

Schaden- und Unfallversicherung: Entwicklung 
der Kapitalanlagen in Milliarden Euro*  

17,3

2009 2010

* ohne Depotforderungen

 + 2,4 %

Zahlen 2010 vorläufig

38,9 % Aktien, Investmentanteile

38,0 % Namenspapiere u. Ä.  

12,5 % Beteiligungen

3,7 % Sonstige Anlagen

3,1 % Inhaberpapiere

3,0 % Grundstücke 

0,8 % Hypotheken 

Kapitalanlagestruktur 2010

16,9
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 + 2,4 %
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3,60
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Sachversicherung: Entwicklung des Bestands
in Millionen Verträge

17,3

gen stieg auf 4,2 Prozent (Vorjahr 3,6).  
Die Nettoverzinsung, die auch alle außer-
ordentlichen Erträge und Aufwendungen  
berücksichtigt, lag ebenfalls bei 4,2 Pro-
zent (Vorjahr 4,6). Die Gesamtreserven  
erhöhten sich auf 1,9 Milliarden Euro  
(Vorjahr 1,8), die Bewertungsreserven auf  
1,7 Milliarden Euro (Vorjahr 1,6). Auch im 
Berichtsjahr nutzten einige öffentliche 
Schaden- und Unfallversicherer § 341b 
HGB und ordneten ihrem Anlagevermögen 
1,9 Milliarden Euro (Vorjahr 1,8) zu, was 
10,9 Prozent (Vorjahr 10,4) des gesamten 
Kapitalanlagebestands entspricht.

Branchenprimus in der  
Sachversicherung    

In der Sachversicherung, in der die Grup-
pe mit einem Marktanteil von 23,8 Prozent 
nach wie vor unangefochtener Marktfüh-
rer ist, wurden die Bruttobeitragseinnah-
men erneut gesteigert. Mit einem Plus von 
0,8 Prozent belief sich das Prämienvolu-
men auf insgesamt 3,6 Milliarden Euro. Der 
Anstieg ist dabei in erster Linie auf inflati-
onsbedingte Beitragsanpassungen (Sum-

menanpassung in der Verbundenen Haus-
ratversicherung, Anpassung des gleitenden 
Neuwertfaktors in der Verbundenen Wohn-
gebäudeversicherung) zurückzuführen. Der 
Vertragsbestand ist bei den öffentlichen 
Versicherern mit rund 17,3 Millionen Stück 
in etwa auf Vorjahresniveau geblieben. Der  
Gesamtmarkt verzeichnete ein Beitragsplus 
von 1,5 Prozent.

Der Schadenaufwand hat sich in der Sach-
versicherung um 7,4 Prozent auf rund 2,64 
Milliarden Euro erhöht. Lokale Schadener-
eignisse haben besonders in der Wohnge-

Marktanteil in der Sachversicherung 2010 

23,8 %

2008 2009 2010

3,6

3,5

3,4

3,3

3,2

Sachversicherung: Entwicklung der  
Bruttobeitragseinnahmen in Milliarden Euro

Geschäftsverlauf in der Schaden- und Unfallversicherung

Zahlen 2010 vorläufig

17,4

17,3

3,58

3,47
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Sachversicherung: Bruttobeitragseinnahmen in Millionen Euro* 

Jahr 2010 Veränderung 
in Prozent

2009

Feuerversicherung 640,2 – 1,8 651,8

Feuer-Betriebsunterbrechungsversicherung 41,3 – 6,8 44,4

Verbundene Wohngebäudeversicherung 1.724,4 + 0,5 1.715,8

Verbundene Hausratversicherung 407,8 + 2,0 399,6

Einbruchdiebstahlversicherung 86,5 – 3,2 89,3

Leitungswasserversicherung 122,3 + 2,0 119,9

Sturmversicherung 130,7 + 4,4 125,1

Glasversicherung 97,7 0,0 97,7

Extended-Coverage-Versicherung 136,0 + 2,0 133,3

Technische Versicherungen 122,2 + 11,0 110,1

Sonstige 95,8 + 7,4 89,2

Gesamt 3.604,9 + 0,8 3.576,3
 
* selbst abgeschlossenes Geschäft

Sachversicherung: Bestand nach Verträgen in Tausend

Jahr 2010 Veränderung 
in Prozent

2009

Feuerversicherung 1.639 – 0,4 1.645

Feuer-Betriebsunterbrechungsversicherung 84 + 4,4 81

Verbundene Wohngebäudeversicherung 7.888 – 2,2 8.062

Verbundene Hausratversicherung 3.481 + 0,4 3.466

Einbruchdiebstahlversicherung 393 + 2,8 382

Leitungswasserversicherung 663 + 2,9 644

Sturmversicherung 770 + 3,7 743

Glasversicherung 1.591 + 0,5 1.583

Extended-Coverage-Versicherung 234 + 1,3 231

Technische Versicherungen 226 + 42,5 158

Sonstige 281 + 8,7 259

Gesamt 17.250  ~ 0,0 17.254
 

Sachversicherung: Schadenquoten in Prozent

Jahr 2010 2009

Feuerversicherung 60,3 66,4

Feuer-Betriebsunterbrechungsversicherung 91,7 83,8

Verbundene Wohngebäudeversicherung 80,5 74,4

Verbundene Hausratversicherung 45,1 44,6

Einbruchdiebstahlversicherung 74,5 73,8

Leitungswasserversicherung 117,0 127,3

Sturmversicherung 68,1 31,8

Glasversicherung 51,6 50,4

Extended-Coverage-Versicherung 87,1 56,0

Technische Versicherungen 69,2 66,4

Gesamt 73,2 68,7
 

Zahlen 2010 vorläufig
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2008 2009 2010

3.370

3.360

3.350

3.340

3.330

3.320

HUK-Versicherungen: Entwicklung der 
Bruttobeitragseinnahmen in Millionen Euro

3.364

bäudeversicherung zu einem Anstieg der 
Schadenaufwendungen geführt. Bei den 
Sturmschäden ist der Schadenaufwand im 
Berichtsjahr um 123,3 Prozent auf 89 Millio-
nen Euro angestiegen. Die Schadenquote in 
der Sturmversicherung hat sich im Berichts-
jahr deutlich erhöht auf 68,1 Prozent (Vor-
jahr 31,8). Insgesamt verschlechterte sich 
die Schadenquote in der Sachversicherung 
von 68,7 Prozent im Vorjahr auf 73,2 Prozent. 
Im Leitungswasserbereich kann in Bezug auf 
die Schadenquote, die einen Rückgang von 
127,3 Prozent auf 117 Prozent verzeichnete, 
allenfalls von einer geringfügigen Entspan-
nung gesprochen werden. Die Ertragssitua-
tion hat sich daher in der Sachversicherung 
insgesamt im Vergleich zum Vorjahr (87,7 
Prozent) mit einer Combined Ratio von 93 
Prozent verschlechtert. In der Wohngebäu-
deversicherung betrug die Combined Ratio 
100,2 Prozent (Vorjahr 93,6).

Beitragsplus in HUK   

Nach Beitragsverlusten in den vorange-
gangenen zwei Jahren konnte die Gruppe 
der Öffentlichen bei den HUK-Versiche-
rungen ihre Beitragseinnahmen im Be-

Marktanteil in der HUK-Versicherung 2010 

10,5 %

2008 2009 2010
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HUK-Versicherungen: Entwicklung 
des Bestands in Millionen Verträge

18,4

18,7

Geschäftsverlauf in der Schaden- und Unfallversicherung

Zahlen 2010 vorläufig

18,2

3.3263.332
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HUK-Versicherung: Entwicklung der Bruttobeitragseinnahmen in Millionen Euro 

Jahr 2010 Veränderung 
in Prozent

2009

Haftpflichtversicherung 849,0 + 2,5 828,1

Unfallversicherung 357,1 + 4,5 341,7

Kraftfahrtversicherung 2.158,3 + 0,1 2.156,6

HUK gesamt 3.364,4 + 1,1 3.326,4
 

HUK-Versicherung: Entwicklung des Bestands in Millionen Verträge 

Jahr 2010 Veränderung 
in Prozent

2009

Haftpflichtversicherung 5,63 + 2,3 5,50

Unfallversicherung 1,90 + 2,7 1,85

Kraftfahrtversicherung 11,21 + 1,3 11,07

HUK gesamt 18,74 + 1,7 18,42
 

HUK-Versicherung: Schadenquoten in Prozent

Jahr 2010 2009

Haftpflichtversicherung 76,0 75,3

Unfallversicherung 54,7 55,2

Kraftfahrtversicherung 96,8 94,9

HUK gesamt 87,1 85,9
 

Zahlen 2010 vorläufig
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richtsjahr um 1,1 Prozent auf insgesamt 
3,4 Milliarden Euro steigern und ihren 
Marktanteil leicht auf 10,5 Prozent (Vor-
jahr 10,4) erhöhen. Im Bestand verzeich-
neten die öffentlichen Versicherer einen 
Anstieg der Stückzahlen um 1,7 Prozent 
auf rund 18,7 Millionen Verträge.  

Im Gegensatz zum Markt, der in der Haft-
pflichtversicherung einen Beitragsrück-
gang von 1,0 Prozent hinnehmen musste, 
haben die Öffentlichen ihre Beitragsein-
nahmen um 2,5 Prozent auf insgesamt 

Kraftfahrtversicherung: Bruttobeitragseinnahmen in Millionen Euro

Jahr 2010 Veränderung 
in Prozent

2009

Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung 1.271,1 – 0,4 1.276,3

Fahrzeugversicherung* 873,1 + 0,7 866,7

Kraftfahrt-Unfallversicherung 14,1 + 3,7 13,6

Gesamt 2.158,3 + 0,1 2.156,6
 
* Fahrzeugvoll- und Fahrzeugteilversicherung

Kraftfahrtversicherung: Versicherte Risiken in Tausend

Jahr 2010 Veränderung 
in Prozent

2009

Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung 6.190 + 1,4 6.108

Fahrzeugversicherung* 4.642 + 1,4 4.579

Kraftfahrt-Unfallversicherung 376 – 1,5 382

Gesamt 11.208 + 1,3 11.069
 
* Fahrzeugvoll- und Fahrzeugteilversicherung

Geschäftsverlauf in der Schaden- und Unfallversicherung

Zahlen 2010 vorläufig

849 Millionen Euro gesteigert. Die Anzahl 
der Verträge erhöhte sich um 2,3 Prozent 
auf 5,63 Millionen Stück.

In der Unfallversicherung verzeichnete 
die Gruppe bei den Beitragseinnahmen 
im Geschäftsjahr 2010 mit einem Plus 
von 4,5 Prozent ein deutlich über dem 
Markt (+ 0,5) liegendes Wachstum. Die-
ses wurde besonders durch die Unfallver-
sicherung mit Beitragsrückgewähr, die 
vereinbarte Beitragsdynamik sowie Pro-
duktinnovationen gestützt. Auf der Scha-
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denseite kann der Anstieg des Schaden- 
aufwands um 3,4 Prozent auf 195,2 Mil- 
lionen Euro teilweise durch vermehrte  
Glatteisunfälle aufgrund des strengen 
Winters zu Beginn und Ende des Jahres 
2010 erklärt werden.

In der Kraftfahrtversicherung zeigen sich 
erste Anzeichen dafür, dass das Ende der 
Talsohle erreicht sein könnte. Nach den 
in den vergangenen Jahren im hart um-
kämpften Markt erlittenen Beitragsver-
lusten stabilisierten sich die Beitragsein-
nahmen der Öffentlichen durch ein im 
Vergleich zum Vorjahr minimales Wachs-
tum von 0,1 Prozent bei insgesamt rund 
2,16 Milliarden Euro. Die Branche erziel-
te in Kfz mit einem Plus von 0,6 Prozent 
ebenfalls einen Beitragsanstieg. Treiben-
de Kraft für die Gruppe der Öffentlichen 
war vor allem die Vollkaskoversicherung 
mit einem Anstieg der Bruttobeitrags-
einnahmen um 1,6 Prozent. Verantwort-
lich für das Beitragsplus waren neben dem 
Bestandswachstum von 1,6 Prozent auch 
nachgelagerte Effekte der staatlichen Um-
weltprämie. In der Kraftfahrt-Haftpflichtver-
sicherung verzeichnete die Gruppe einen 
Beitragsrückgang um 0,4 Prozent. Dieser 
fiel im Vergleich zum Vorjahr (– 2,6 Prozent) 
jedoch deutlich geringer aus.

Marktanteil in der Rechtsschutzversicherung 2010 

8,3 %
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Rechtsschutzversicherung: Entwicklung der  
Bruttobeitragseinnahmen in Millionen Euro

265,5

Zahlen 2010 vorläufig

Öffentliche Rechtsschutzver- 
sicherer wachsen deutlich über 
dem Markt 

Die öffentlichen Rechtsschutzversicherer 
haben ihre Bruttobeitragseinnahmen im 
Berichtsjahr um 4,7 Prozent auf 265,5 Mil-
lionen Euro erhöht. Damit hat die Grup-
pe erneut deutlich besser abgeschnitten 
als die Branche (+ 1,0 Prozent). Die ÖRAG 
Rechtsschutzversicherung, der gemeinsa-
me Rechtsschutzanbieter der Gruppe, er-
zielte dabei mit 220,5 Millionen Euro das 
Gros der Prämieneinnahmen. Die VGH Ver-
sicherungen verbuchten Bruttobeitrags-
einnahmen von 29,0 und die Badische 
Rechtsschutzversicherung erzielte 16,0 
Millionen Euro. Der von den öffentlichen 
Rechtsschutzversicherern gemeinsam ge-
haltene Marktanteil erhöhte sich von 7,9 
im Vorjahr auf 8,3 Prozent.

253,7
247,8





Systematisch

Dienstleistung mit System: Als Backoff ice der öffentlichen Versiche-
rer analysiert der Verband Marktdaten oder aktuelle Entwicklungen 
und Trends. Seine Ergebnisse sind maßgeschneidert und auf die 
speziellen Bedürfnisse der Mitgliedsunternehmen zugeschnitten. 
Dabei steht immer eines im Vordergrund: die Öffentlichen zu entlas-
ten und ihre Prozesse zu beschleunigen – zum Beispiel mit Informa-
tionen, die besser sind als die der Wettbewerber. In der Produkt- 
entwicklung bereitet der Verband zentral Bedingungswerke oder 
Nettotarife vor, die seinen Mitgliedern dann in ihren Regionen als 
Basis für die eigene Arbeit dienen können.
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Die Gruppe der öffentlichen Versicherer 
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Die Gruppe der öffentlichen Versicherer

• Provinzial Nord Brandkasse AG, Kiel
• Provinzial NordWest Lebensversicherung AG, Kiel
• Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG, Hamburg

• Ostfriesische Landschaftliche Brandkasse, Aurich

VGH Versicherungen
• Landschaftliche Brandkasse Hannover
• Provinzial Lebensversicherung Hannover
• Provinzial Krankenversicherung Hannover AG 
• Provinzial Pensionskasse Hannover AG

Öffentliche Versicherungen Oldenburg
• Oldenburgische Landesbrandkasse
• Öffentliche Lebensversicherungsanstalt Oldenburg

• ÖVB Öffentliche Versicherung Bremen
• Landschaftliche Brandkasse Hannover
• Provinzial Lebensversicherung Hannover
• Provinzial Krankenversicherung Hannover AG

• Öffentliche Lebensversicherung Braunschweig
• Öffentliche Sachversicherung Braunschweig

• Feuersozietät Berlin Brandenburg Versicherung AG
• Öffentliche Lebensversicherung Berlin Brandenburg AG,
 Berlin, Potsdam

• ÖSA-Öffentliche Feuerversicherung Sachsen-Anhalt
• ÖSA-Öffentliche Lebensversicherung Sachsen-Anhalt, 
 Magdeburg

• Provinzial NordWest Holding AG, Münster
•  Westfälische Provinzial Versicherung AG, Münster
• Provinzial NordWest Lebensversicherung AG, Münster 
  
 

• Lippische Landes-Brandversicherungsanstalt, Detmold
• Lippische Pensionsfonds AG

• Provinzial Rheinland Holding,   
 Anstalt des öffentlichen Rechts, Düsseldorf
• Provinzial Rheinland Versicherung AG, Düsseldorf
• Provinzial Rheinland Lebensversicherung AG, Düsseldorf
• s Direkt Versicherung AG, Düsseldorf

• SV SparkassenVersicherung Holding AG, Stuttgart
• SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung AG, Stuttgart 
•  SV SparkassenVersicherung Lebensversicherung AG, Stuttgart 

• Sparkassen-Versicherung Sachsen Allgemeine  
 Versicherung AG, Dresden
•  Sparkassen-Versicherung Sachsen Lebensversicherung AG, Dresden

•  SAARLAND Feuerversicherung AG, Saarbrücken
• SAARLAND Lebensversicherung AG, Saarbrücken

•  Badische Allgemeine Versicherung AG, Karlsruhe, Mannheim
•  Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband, Karlsruhe
• Badische Rechtsschutzversicherung AG, Karlsruhe
• BGV-Versicherung AG, Karlsruhe
• SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung AG, Stuttgart
• SV SparkassenVersicherung Lebensversicherung AG, Stuttgart 

Versicherungskammer Bayern Konzern, München
• Versicherungskammer Bayern Versicherungsanstalt 
 des öffentlichen Rechts, München
•  Bayerische Landesbrandversicherung Aktiengesellschaft, München
•  Bayerischer Versicherungsverband Versicherungsaktiengesellschaft,  
 München
•  Bayern-Versicherung Lebensversicherung Aktiengesellschaft, München
• Bayerische Beamtenkrankenkasse Aktiengesellschaft, München
•  Versicherungskammer Bayern Konzern-Rückversicherung AG, München
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Friedrich Schubring-Giese 
Vor sitzender des Verbands öffentlicher Versicherer
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Liebe Leserinnen und Leser,

wozu braucht man einen Verband? Die 
Gründungsväter des Verbands öffentlicher 
Versicherer hatten darauf vor 100 Jahren 
eine klare Antwort: Der Verband wurde ins 
Leben gerufen, um die Existenz der damals 
neu gegründeten öffentlichen Lebensver-
sicherungsanstalten zu sichern. Er sollte 
ihre Interessen wirkungsvoll nach außen 
vertreten, die Beschränkungen der regio-
nalen Struktur durch die Bündelung der 
Kräfte bei übergeordneten Aufgaben über-
winden und mit einer gemeinsamen Rück-
versicherung die solide Basis für den Ge-
schäftserfolg schaffen. 

Diese Herausforderungen hat der Verband 
in den wechselvollen Zeiten der jüngeren  
deutschen Geschichte mit zwei Weltkrie-
gen, Revolutionen und tiefgehenden Um-
brüchen erfolgreich gemeistert. Wenn man  
bedenkt, dass die Wurzeln seiner Mitglieds- 
unternehmen meist weit in das 18. Jahr-
hundert zurückreichen, mögen 100 Jahre  
noch kein spektakuläres Alter sein. Aber 
das Jubiläum ist eine gute Gelegenheit, 
um auf die Geschichte der öffentlichen Ver-
sicherer in einem spannungsreichen Jahr-
hundert zurückzublicken. 

„Bewegende Eindrücke“ lautet der Titel der
vorliegenden Chronik, die wir aus Anlass
des 100-jährigen Verbandsjubiläums ver-
öffentlichen. Sie folgt den Spuren, die der 
Verband und seine Mitglieder in der Asse-
kuranzgeschichte hinterlassen haben.

In dieser Zeit hat sich die öffentliche Ver-
sicherungslandschaft grundlegend verän-
dert, und die Unternehmen haben sich in 
einem zunehmend dynamischen Markt-
umfeld stetig und stabil weiterentwickelt. 
Der Verband hat diese Veränderungen mit-
gestaltet und im Laufe der Jahre die Ar-
beit der verschiedenen, zuvor parallel be-
stehenden Interessenvertretungen in einer 
schlagkräftigen Organisation gebündelt. 

Er ist dabei selbst einen weiten Weg ge-
gangen: Aus einer öffentlich-rechtlichen 
Institution im alten Preußen, deren Ge-
nehmigungsurkunde 1911 noch der letzte 
deutsche Kaiser Wilhelm II. unterschrieb, 
wurde ein moderner, hochspezialisierter  
Dienstleister für die Versicherungswirt-
schaft des 21. Jahrhunderts. Damit trägt  
er heute wie vor 100 Jahren mit seiner  
Arbeit zum Erfolg der öffentlichen Versi-
cherer in Deutschland bei.

Mein besonderer Dank gilt Herrn Dr. Marc 
Surminski für die fundierte Recherche und 
lebendige Aufbereitung der Chronik unse-
res Verbands.

Eine interessante Lektüre wünscht Ihnen
Ihr

Friedrich Schubring-Giese
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 Die Gründung (1911) 

Ein preußischer Verband
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Aussagekräftig: Die 

emaillierten Schilder  

dienten nicht nur Werbe-

zwecken, sondern signali-

sierten den Feuerwehren, 

welche Häuser versichert 

waren. 

 Die Gründung (1911) 

Ein preußischer Verband

Über viele Jahrhunderte war öffent-
liche Versicherung in Deutschland  
Feuerversicherung. Ins Leben ge-

rufen von weitsichtigen Stadtvätern oder 
fürsorglichen Landesherren, sorgten die 
Feuerversicherungsanstalten seit der Grün-
dung der „Hamburger Feuerkasse“ im Jah-
re 1676 dafür, dass ein Feuer nicht mehr 
zur existenzgefährdenden Bedrohung für 
Hausbesitzer werden konnte. Öffentlich-
rechtliche Feuerversicherer gab es in fast 
allen deutschen Städten und Provinzen; 
häufig deckten sie als Pflicht- oder Mono-
polanstalten das Feuerrisiko für alle beste-
henden Gebäude ab.

Schon im 19. Jahrhundert gab es einen 
Trend zur Konsolidierung bei den öffent-
lichen Versicherern: Das Lager der Feuer-
versicherungsanstalten war damals extrem 
zersplittert. Allein in Preußen gab es 1860 
noch über 70 einzelne Versicherer. Geord-
net nach den preußischen Provinzen führte 
man sie dann allmählich zu Provinzialan-
stalten zusammen. Aber 1890 gab es im-
merhin noch 30 – in einigen Provinzen so-
gar fünf verschiedene. Die Konsolidierung 
war ein langsamer, mühevoller Prozess. 

Im übrigen Deutschland, politisch bis zur 
Schaffung des Deutschen Reichs 1871 
von extremer Kleinstaaterei geprägt, war 
die Lage ähnlich unübersichtlich. Es gab 
starke Vorbehalte, mit den Feuerversi-
cherungsanstalten aus dem mächtigs-
ten Staat Preußen zusammenzuarbeiten. 
Außerdem hatten die Gesellschaften aus 
Preußen, wo das Feuerversicherungsmo-
nopol schon 1837 abgeschafft worden war, 
ganz andere Marktbedingungen als die 

Eine ehrwürdige Gesellschaft: 

Die Generalversammlung der 

Ostpreußischen Landschaft 

berät die Gründung des ersten  

öffentlichen Lebensversiche-

rers (Königsberg, 1909).
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Versicherer aus den übrigen deutschen 
Staaten, wo die Monopole meist weiter 
galten. Um 1900 gab es in Deutschland
mehr als 70 öffentliche Versicherer. Ein ge-
meinsamer Verband existierte nicht. Nur 
die preußischen Anstalten schlossen sich 
1872 zu einem „Verband öffentlicher Feu-
erversicherungsanstalten Deutschlands“ 
zusammen. Die übrigen öffentlichen Ver-
sicherer traten dem Verband wegen der  
dominierenden Rolle Preußens nicht bei, 
kooperierten aber über eine „Vereinigung 
öffentlicher Feuerversicherungsanstalten 
Deutschlands“ mit dem Verband.

Neue Geschäftsfelder für die 
öffentlichen Versicherer 
Um die Jahrhundertwende veränderte sich 
der deutsche Versicherungsmarkt. Neue 
Versicherungsformen wie die Haftpflicht-
versicherung und die Unfallversicherung 
entstanden. Auch für die gerade ihren Sie-
geszug auf den Straßen antretenden Auto-
mobile brauchte man Versicherungsschutz. 
Und die Lebensversicherung als Vorsorge-
form wurde mit dem wachsenden Wohl-
stand immer populärer. Dieses Geschäft 
machten die privaten Versicherungsaktien-
gesellschaften und die Vereine auf Gegen-
seitigkeit, die mit dem wirtschaftlichen Auf-
stieg des Deutschen Reichs ein stürmisches 
Wachstum verzeichnen konnten. 

An den traditionsreichen öffentlichen Feu-
erversicherern ging diese Entwicklung 
weitgehend vorbei. Sie blieben – streng  
reglementiert von staatlichen Vorgaben 
und heftig bekämpft von privaten Versiche-
rern – beschränkt auf ihr ursprüngliches  
Geschäft. Schon die Ausweitung des Ver-

sicherungsschutzes auch auf den Hausrat 
der Gebäude (Mobiliarversicherung) war 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
für viele Öffentliche versicherungstech-
nisch eine große Herausforderung.

Dabei gab es durchaus Ideen, auch die Le-
bensversicherung in öffentlich-rechtlicher 
Form zu betreiben und damit ein Gegenge-
wicht zu den rein gewinnorientierten Akti-
engesellschaften zu schaffen. Nicht nur die 
Sozialisten, auch konservative Kreise dach-
ten damals darüber nach, ein Gegengewicht 
zu den entfesselten Marktkräften der libera-
len Wirtschaftsordnung zu schaffen und die 
Vorsorge der Menschen in einem öffentlich-
rechtlichen Rahmen zu organisieren. 

Schon 1869 hatte Karl von Hülsen, Direk-
tor der Magdeburger Landfeuersozietät 
und einer der Vorkämpfer für die moder-
ne öffentlich-rechtliche Versicherung, ei-
nen Plan „bezüglich der Errichtung einer 
öffentlichen Lebens-Versicherungs-An-
stalt für die Provinz Sachsen“ vorgelegt. 
Aber außer der Gründung der „Lebensver-
sicherungsanstalt für die Armee und Mari-
ne“ (1872), einer Einrichtung des Militärs, 
aus der später die Deutsche Beamtenver-
sicherung hervorging, gab es keine Aktivi-
täten auf diesem Gebiet. Es mussten vier-
zig Jahre vergehen, bis der Plan Hülsens 
wieder aufgegriffen und in die Tat umge-
setzt wurde. Die Initiative dazu kam nicht 
aus dem Lager der öffentlichen Feuerver-
sicherer, sondern von einem Mann, der als 
Regionalpolitiker fernab von den großen 
deutschen Wirtschaftszentren wirkte und 
mit Versicherungen bis dahin eigentlich 
gar nichts zu tun hatte: Wolfgang Kapp, 

Vor allem in den auf-

strebenden Wirtschafts-

metropolen, wie hier in 

Berlin um 1900, stiegen 

Wohlstand und somit die 

Nachfrage nach neuen 

Versicherungsformen. 

Dennoch entstand die

Idee einer öffentlichen

Lebensversicherung weit

weg von der modernen

Gesellschaft: im agrarisch

geprägten Ostpreußen.

Königsberg, Hauptstadt 

von Ostpreußen, um 1900

Hier gaben „preußische 

Junker“ den politischen 

Ton an: Gutshaus in 

Ostpreußen
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Generallandschaftsdirektor der Ostpreußi-
schen Landschaft. Später erlangte sein
Name durch den gescheiterten, rechts-
konservativen „Kapp-Putsch“ gegen die 
junge Weimarer Republik im Jahr 1920 ei-
ne eher traurige historische Berühmtheit. 

Beginn in Ostpreußen 
In Ostpreußen, der östlichsten Provinz des 
Deutschen Reichs, begann am 17. Dezem-
ber 1909 die Geschichte der öffentlich-
rechtlichen Lebensversicherung. Damals 
beschloss die Generalversammlung der 
Ostpreußischen Landschaft die „Errichtung 
einer Lebensversicherungsanstalt als Mit-
tel zur Entschuldung des ländlichen Grund-
besitzes“. Bei der Landschaft handelte es 
sich um eine öffentlich-rechtliche Körper-
schaft, die über eine eigene Bank die Kre-
ditversorgung der Landwirtschaft betrieb. 
In Königsberg, der Hauptstadt Ostpreu-
ßens, nahm dann am 15. November 1910 
die erste öffentlich-rechtliche Lebensver- 
sicherung Deutschlands den Geschäfts- 
betrieb auf. Der Name lautete „Lebensver- 
sicherungsanstalt der Ostpreußischen 
Landschaft“ (LADOL). 

Die Idee einer öffentlichen Lebensversiche-
rung kam nicht aus den aufstrebenden Wirt-
schaftsmetropolen des Deutschen Reichs, 
sondern aus der genau entgegengesetzten 
Ecke: Aus dem konservativen, agrarisch  
geprägten Osten Deutschlands, wo die 
„preußischen Junker“ auf ihren großen  
Gütern den politischen Ton angaben. 

Kapp wollte eine öffentliche Lebensversi-
cherung aufbauen, um damit der damals 
weitverbreiteten Verschuldung der ost-

preußischen Landwirtschaft entgegen-
zuwirken. Bei Fälligkeit der Lebensversi-
cherung sollte das Geld an den Gläubiger 
gezahlt und der Hof schuldenfrei ver-
erbt werden – eine erste Form der Hypo-
thekentilgungsversicherung.

Diese Idee war attraktiv für das von der 
Landwirtschaft dominierte Ostpreußen. Zu-
sätzlich versprach eine öffentliche Lebens-
versicherung, auch den bislang von den 
Aktiengesellschaften meist vernachlässig-
ten Menschen auf dem Land eine Vorsor-
gemöglichkeit zu verschaffen. Ein weiterer 
attraktiver Punkt: Die Kapitalanlage soll-
te vorwiegend in der Provinz Ostpreußen 
erfolgen und nicht in Berlin oder anderen 
Wirtschaftszentren des Reichs, wo die meis-
ten übrigen Versicherer investierten. 

Das schlechte Image der 
Lebensversicherer
Um das öffentliche Image der privaten Le-
bensversicherung stand es damals schlecht: 
Skandale um unsolide Vermittler erregten  

Fernab vom hektischen 

Berlin stieß Wolfgang 

Kapp die Gründung einer 

öffentlichen Lebensversi-

cherung an.

Nicht sehr bunt und trotz-

dem wirksam: Werbung

machte auf die erste 

öffentliche Lebensversi-

cherung aufmerksam.
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die Öffentlichkeit, hohe Stornoquoten be-
lasteten das Geschäft. Eine öffentlich-recht-
liche Institution als Träger der Lebens-
versicherung erschien vielen als bessere 
Alternative, zumal Kapp günstigere Beiträ-
ge und höhere Renditen in Aussicht stell-
te, weil keine Aktionärsinteressen zu be-
dienen waren. Kapp hatte beste politische 
Verbindungen und enge Kontakte zur preu-
ßischen Verwaltung, die seiner Idee sehr 
wohlwollend gegenüberstand und eine 
schnelle Gründung der LADOL ermöglich-
te. Allerdings gab es heftigen Widerstand 
der privaten Lebensversicherer. Sie fürchte-
ten massive Beeinträchtigungen für ihr Ge-
schäft durch die neue, in ihren Augen quasi 
staatliche Konkurrenz. Schon seit mehreren 
Jahrzehnten tobte damals ein heftiger ideo-
logischer Kampf zwischen öffentlichen und 
privaten Versicherern, welche Form der Ver-
sicherung die beste sei. Der Streit wurde 

oft über persönliche Verunglimpfungen der 
Gegner ausgetragen, selbst vor Duellforde-
rungen gegen unliebsame Vertreter der an-
deren Seite schreckte man nicht zurück.

Die privaten Lebensversicherer griffen 
zur schärfsten Waffe, um die neue öffent-
liche Konkurrenz gleich im Ansatz zu un-
terdrücken: Bereits vor dem eigentlichen 
Start der LADOL im Juni 1910 beschlos-
sen sie einen Rückversicherungsboykott. 
Als der erste öffentliche Lebensversicherer 
im November 1910 dann den Geschäfts-
betrieb aufnahm, stand er ohne Rückver-
sicherungsschutz da. Noch bevor die ers-
te Police verkauft war, drohte die Idee 
der öffentlichen Lebensversicherung zu 
scheitern. Zwar gab es seit 1872 in Berlin 
den „Verband öffentlicher Feuerversiche-
rungsanstalten Deutschlands“. Aber die-
ser Verband vertrat nur die Interessen der 

Bei der Sorgfalt der As-

sekuranz verwundert es 

kaum, dass die Protokolle 

der Verbandsgründung 

auch heute noch gut 

erhalten sind. 

Die historische Karte des Deutschen Reichs um 

1900 demonstriert eindrucksvoll die preußische 

Vormachtstellung. 
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(preußischen) Feuerversicherer; zu den Ak-
tivitäten Kapps in der Lebensversicherung 
gab es kaum Verbindungen. Auf Hilfe die-
ses Verbands war nicht zu bauen.

Ein Verband als Motor der öffentlichen 
Lebensversicherung 
Aus dieser Notlage befreite sich Kapp mit 
zwei geschickten Schachzügen: Er gründe-
te schon im Dezember 1910 unter dem  
Namen „Deutschland“ eine eigene Rück-
versicherungsgesellschaft, um den Boykott 
der privaten Versicherer zu unterlaufen. 
Und er sammelte in den preußischen Pro- 
vinzen Verbündete für die Gründung eines  
Verbands, um die Idee einer öffentlichen Le-
bensversicherung auf eine breitere Grund- 
lage zu stellen und Stück für Stück in allen  
Provinzen Deutschlands eigenständige 
Versicherer zu etablieren. Die Gründung 
des Verbands der öffentlichen Lebens-
versicherer war also die Reaktion auf eine 
existenzbedrohliche Krise.

Am 26. November 1910 fand in Berlin eine
„Konferenz zur Gründung regional arbei-
tender öffentlich-rechtlicher Lebensversi-
cherungsanstalten und des Verbands öf-
fentlicher Lebensversicherungsanstalten  
in Deutschland“ statt. Kapp hatte dafür Teil-
nehmer vor allem aus den östlichen Pro-
vinzen des Deutschen Reichs (Ostpreußen, 
Westpreußen, Pommern, Brandenburg, 
Sachsen, Schlesien, Posen) gewonnen. 
Aber auch Schleswig-Holstein, Hannover, 
Westfalen und Hessen-Nassau schickten 
Delegierte nach Berlin. Die Teilnehmer ka-
men aus Behörden und Ministerien, Land-
wirtschaftsverbänden und Landesbanken. 
Außerdem nahmen auch einige Vertreter 

von öffentlichen Feuerversicherungsanstal-
ten bei dieser Gründungskonferenz teil. Sie 
waren aber nicht die treibenden Kräfte. 

Ein „Förderausschuss“ wurde gegründet, 
der die Gründung weiterer öffentlicher  
Lebensversicherer und eines Verbands  
voranbringen sollte. Den Vorsitz übernahm 
der Präsident des deutschen Reichstags, 
Hans Graf von Schwerin-Löwitz. Das mach-
te die starke politische Unterstützung 
deutlich, die das Projekt „Schaffung einer 
Öffentlichen Lebensversicherung“ genoss.

Die Gründung des Verbands war ein Wett-
lauf gegen die Zeit. Weil der Widerstand 
der privaten Konkurrenz so heftig war, 
wollte Kapp schnell einen starken Verband 
schaffen, mit dessen Hilfe der Aufbau von 
weiteren öffentlichen Lebensversicherern 
vorangetrieben werden konnte. Das stell-
te den normalen Gang der Dinge gewisser-
maßen auf den Kopf: Hier gründeten nicht 
mehrere gleichgesinnte Unternehmen  
einen Verband, sondern hier sollte ein  
Verband zum Motor für die Gründung von 
neuen Unternehmen werden. Der Verband 
war die schützende Mutter, unter deren  
Fittichen sich die öffentliche Lebensver- 
sicherung entwickeln konnte. 

Im Juni 1911 legte der Förderausschuss 
dem preußischen Innenministerium einen 
Entwurf der Verbandssatzung vor. Nach 
Änderungswünschen der Behörde ging 
die berichtigte Satzung am 10. November 
1911 an das Ministerium zurück. Im Be-
gleitschreiben des „Förderausschusses“ 
finden sich die Ziele und Aufgaben des 
künftigen Verbands im Kern definiert.  

Von ganz oben abgeseg-

net: Die Gründungsurkun-

de des Verbands wurde

von Wilhelm II., Deut-

scher Kaiser und König

von Preußen, höchstper-

sönlich abgezeichnet.

In der gebotenen Eile

musste er mit diesem 

eher schmucklosen Doku-

ment vorliebnehmen.
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Diese Definition trifft die wichtigsten 
Funktionen des Verbands bis heute:  

„Die aus den räumlichen Be-
schränkungen ihres Geschäftsbe-
triebes sich ergebenden Nachteile 
der provinziellen Gliederung wer-
den dadurch beseitigt, dass die 
einzelnen Provinzialanstalten zu 
einem engen Verbande jetzt zu-
sammengeschlossen werden. Die-
ser übernimmt sämtliche größe-
ren, die Kräfte der Einzelanstalt 
übersteigenden Versicherungs-
summen und schafft den erfor-
derlichen Ausgleich des Risikos 
dadurch, daß im Wege der gegen-
seitigen Rückversicherung jede 
Anstalt an dem Risiko der anderen 
beteiligt wird.“

Mit Genehmigung seiner Majestät 
Kapp hatte seine Kontakte zu den preu-
ßischen Behörden gut genutzt, denn nun 
ging alles ganz schnell: Das preußische 
Innenministerium schickte die geänder-
te Satzung umgehend an ihren obersten 
Dienstherren. Kaiser Wilhelm II., auf Be-
such beim Fürsten von Fürstenberg in Do-
naueschingen, bekam die Genehmigungs-
urkunde zur Unterschrift vorgelegt. In der 
Eile konnte keine „schöne“ Urkunde aus-
gestellt werden, und so setzte der letz-
te deutsche Kaiser in seiner Eigenschaft 
als König von Preußen am 24. November 
1911 seinen Namen unter ein schmucklo-
ses, maschinengeschriebenes Papier. Da-
mit war der „Verband öffentlicher Lebens-
versicherungsanstalten in Deutschland“ 
genehmigt. Schon einen Tag später fand in 
Berlin die erste Generalversammlung des 
Verbands statt. Zum Verbandsvorsitzenden 
wurde Wolfgang Kapp gewählt. 

Parallel zur Verbandsgründung hatte Kapp 
auch die Gründung von öffentlichen Le-
bensversicherungsanstalten in den ande-
ren östlichen Provinzen Preußens voran- 
getrieben. Am 23. Oktober 1911 wurden 
die Anstalten in Westpreußen, Pommern, 
Posen und Schlesien zugelassen, die nach 
dem Muster der Ostpreußischen LADOL 
operierten. Damit gab es formal fünf Grün-
dungsmitglieder des Verbands, aber die 

Die frisch zugelassenen 

Gründungsmitglieder des 

Verbands policierten von 

Beginn an eifrig.
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neuen Versicherer nahmen ihre eigentliche 
Geschäftstätigkeit erst einige Wochen spä-
ter gleichzeitig mit dem Verband auf.

Der Verband hatte damals ein Aufgaben-
spektrum, das weit über eine herkömmli-
che Verbandstätigkeit hinausging. Er war 
zum einen die technische und wissen-
schaftliche Zentrale der öffentlichen Le-
bensversicherung. Zu seinem Zuständig-
keitsbereich gehörte beispielsweise auch 
die Gestaltung der Tarife, die er seinen Mit-
gliedsunternehmen verbindlich vorschrieb. 
Im Schreiben des Gründungsausschusses 
an das preußische Innenministerium hieß 
es dazu:

„In die Hände des Verbandes ist 
aber nicht nur die Aufgabe zu le-
gen, theoretisch die Einzelheiten 
der Technik zu erforschen, sondern 
er muss auch mit der Machtbefug-
nis ausgestattet werden, die als 
richtig anerkannten technischen 
Grundsätze selbst gegen den Wil-
len einer Einzelanstalt durchzu-
führen, soweit die Interessen der 
Gesamtheit dies erfordern.“

Außerdem fungierte er von Anfang an als 
Rückversicherer der Mitgliedsanstalten – ei-
ne Funktion, die bis heute zu seinen wich-
tigsten Aufgaben zählt. Spitzenrisiken gab 
er über die Deutschland Rückversicherung 
AG in den internationalen Markt. Gleichzei-
tig trat der Verband aber auch als Erstversi-
cherer auf. In den Gebieten, in denen noch 
keine öffentlichen Anstalten gegründet 
worden waren, agierte er als eine Art Stell-
vertreter. Er stellte im eigenen Namen die 

Policen aus, die im Anhang einen Vermerk 
trugen, dass die Versicherungen dann auf 
eine später zu gründende neue Lebensver-
sicherungsanstalt übertragen würden.

Die vordringlichste politische Aufgabe  
des Verbands war es jedoch, die Gründung 
weiterer öffentlicher Lebensversicherer  
voranzutreiben – zunächst in allen preu-
ßischen Provinzen und dann auch im ge-
samten Deutschen Reich. Dazu gehörte 
auch eine „intensive Tätigkeit zur Aufklä-
rung der Bevölkerung über die Grund- 
lagen und das Wesen der öffentlichen  
Lebensversicherung“ – heute würde man 
das Publicity in eigener Sache nennen.  
Der Verband war also in der Zeit seiner 
Gründung vieles auf einmal: öffentlich-
rechtliche Körperschaft, politische Inte- 
ressenvertretung, Erst- und Rückversi- 
cherer. An der Spitze stand Wolfgang 
Kapp, der sich in den folgenden Jahren  
als Handlungsreisender in Sachen öffent-
liche Lebensversicherung um den Aus- 
bau des Verbands bemühte und für die  
Gründung neuer Gesellschaften in ganz 
Deutschland warb. 

In Gebieten ohne öffent-

lichen Lebensversicherer

agierte der Verband 

zunächst selbst als Erst-

versicherer: Lebensversi-

cherungspolice von 1913.
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Ausbau der öffentlichen Lebensversicherung (1911–1932)

Zeit des Wachstums, 
Zeit der Krisen
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Am 1. Dezember 1911 nahm der 
Verband seine Geschäftstätig-
keit auf. Auch dabei konnte er auf 

die Unterstützung der preußischen Ver-
waltung zählen: Die Geschäftsräume des 
Verbands lagen im Dienstgebäude der 
Provinzialverwaltung der Provinz Branden-
burg in Berlin. Dort blieb er als „Untermie-
ter“ bis zum Jahr 1927. Diese Unterstüt-
zung der neuen öffentlichen Konkurrenz 
durch die Behörden veranlasste die priva-
ten Lebensversicherer zu scharfer Kritik. 
Nicht wenige sahen damals im öffentlich-
rechtlichen Betrieb von Versicherungen 
eine Art Vorstufe zur Verstaatlichung des 
gesamten Versicherungswesens. 

Auch die Art, wie Kapp für seine neue öf-
fentliche Lebensversicherung warb, trug zu 
diesen Befürchtungen der privaten Konkur-

Ausbau der öffentlichen Lebensversicherung (1911–1932)

Zeit des Wachstums, 
Zeit der Krisen

Mit vergleichender 

Werbung präsentierte 

der Verband 1913 seine 

guten Zahlen. 

Werbung wirkt: Auch die 

öffentlichen Lebensversiche-

rer nutzten die Litfaßsäule als 

neuestes Werbeinstrument 

(Berlin, 1914). 
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renz bei: Die Versicherer als Organe des öf-
fentlichen Rechts seien „frei von Erwerbs-
zwecken, lediglich nach den Forderungen 
des öffentlichen Wohls geführt“. Mit aggres-
siver Werbung – dafür nutzte der Verband 
beispielsweise als erster die damals neuen 
Litfaßsäulen – und mit neuartigen Produk-
ten wie einer Volksversicherung, die nach 
dem Vorbild der von den Gewerkschaften 
gegründeten „Volksfürsorge“ als „billigste 
Volksversicherung“ mit den höchsten Leis-
tungen angepriesen wurde, griff der Ver-
band die private Konkurrenz frontal an.

Eine Belebung für den Markt
Die privaten Versicherer wehrten sich ener-
gisch: Zunächst mit dem Rückversiche-
rungsboykott, der aber schon 1913 als wir-
kungslos aufgehoben werden musste, weil 
die öffentlichen Lebensversicherer ihre 
Rückdeckung ja von Anfang an selbst in die 
Hand genommen hatten. Dann versuchte 
man, gerichtlich gegen einzelne Neugrün-
dungen vorzugehen. Einige Anstalten wur-
den – vergeblich – wegen unlauteren Wett-
bewerbs verklagt, weil sie den öffentlichen
Apparat für ihre Versicherungstätigkeit
nutzten. Im Reichstag wurde wiederholt 
über die neuen öffentlichen Lebensversi-
cherer debattiert. Der Verband nutzte die 
öffentliche Wirkung für die Werbung aus; 

die privaten Versicherer dagegen waren 
gezwungen, auf die neue Konkurrenz zu  
reagieren, und kamen mit neuen, billigeren 
Tarifen und höheren Überschüssen auf den 
Markt, um den öffentlichen Wettbewerbern 
Paroli zu bieten. Die öffentlichen Versiche-
rer belebten also den deutschen Lebens-
versicherungsmarkt erheblich.

In den Jahren nach der Gründung durch 
die fünf Anstalten in den preußischen Pro-
vinzen Ostpreußen, Westpreußen, Pom-
mern, Posen und Schlesien fungierte der 
Verband erfolgreich als Geburtshelfer für 
neue öffentliche Lebensversicherer: 1912 
kam Brandenburg hinzu, 1913 als erste  
westliche Anstalt die „Nassauische“ mit 
Sitz in Wiesbaden, die kurz darauf zur 
„Hessen-Nassauische“ erweitert wurde.

Der Verband im Ersten Weltkrieg 
Im August 1914 begann der Erste Weltkrieg –  
ein Ereignis, das die politische Landkarte  
Europas vollkommen veränderte und den 
Boden bereiten sollte für noch größere Ka-
tastrophen des 20. Jahrhunderts. Auf die 
Ausbreitung der öffentlichen Lebensversi-
cherer hatte der Krieg allerdings zuerst kei-
ne Auswirkungen: Wie von Kapp geplant, 
folgten zunächst die übrigen preußischen 
Provinzen mit der Gründung von öffentli-

Im Ersten Weltkrieg waren  

Kapitalanlagen patrioti-

sche Pflicht: Werbeplakat 

für Kriegsanleihen. 

In den Jahren 1912 und 

1913 befand sich der Ver-

band auf klarem Wachs-

tumskurs – auch in Bezug 

auf neue Mitglieder.
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chen Lebensversicherern: Zum 1. Januar  
1915 waren das Sachsen, Westfalen und 
Rheinprovinz. Dann allerdings stockte der 
Ausbau, denn die Verantwortlichen wollten 
erst das Ende des Kriegs abwarten.

Im mörderischen Stellungskrieg an der 
Westfront zerschlugen sich aber alle Hoff-
nungen auf einen schnellen deutschen 
Sieg. In den nächsten vier Jahren wurden 
nur noch zwei neue Lebensversicherungs-
anstalten gegründet: 1918 die Provinzial 
Schleswig-Holstein und die Provinzial Han-
nover. Dafür prägte der Krieg immer stär-
ker das Geschäft der neuen öffentlichen 
Lebensversicherung. Von Anfang an wa-
ren es mit Kapp an der Spitze konserva-
tive, Preußen und dem Deutschen Reich 
besonders eng verbundene Männer ge-
wesen, die den Verband getragen hatten.  
Jetzt sahen sie es als ihre patriotische 
Pflicht an, Deutschland und seinen Solda-
ten auch auf dem Gebiet der Versicherung 
nach Kräften zu helfen. Die öffentlichen 
Versicherer wurden zu Vorreitern der patri-
otischen Versicherung. 

So wurde 1914 das Kriegsrisiko in der öf-
fentlichen Lebensversicherung einge-
schlossen. Auch wer noch gar keine Police 
hatte und zum Militär einberufen wurde,  
konnte sein Leben mit Einschluss des 
Kriegsrisikos versichern lassen. Es wurde 
ein Verband der öffentlichen Kriegsunter-
stützungskassen gegründet, außerdem leg-
te der Verband Kriegspaten- und Kriegswai-
senversicherungen auf. Das Neugeschäft 
boomte – allerdings vor allem in der Stück-
zahl, denn es wurden hauptsächlich die 
kriegsbedingten Sonderpolicen und vor-

wiegend Kleinlebensversicherungen abge-
schlossen. Ein neues Produkt war auch die 
Kriegsanleihen-Versicherung, deren Leis-
tung nicht in Geld, sondern in staatlichen 
Kriegsanleihen ausbezahlt werden sollte.

Patriotische Police: Mit 

Kriegsanleihen finanzier-

te das Deutsche Reich die 

hohen Kosten des Ersten 

Weltkriegs.
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Von zentraler Bedeutung war die Zeich-
nung von Kriegsanleihen: Mit Kriegsan-
leihen finanzierte das Deutsche Reich die 
gewaltigen Kosten für den Weltkrieg. Sie 
wurden zum bevorzugten Anlageobjekt 
von Privatleuten, Banken und Versiche-
rungen – zunächst vor allem aus patri- 
otischem Pflichtgefühl, später oft unter 
massivem Druck des Staats. Schon vor 
dem Krieg hatten alle in Preußen ansäs-
sigen Versicherer die gesetzliche Pflicht, 
mindestens 25 % ihrer gesamten Kapital-
anlagen in Papieren preußischer Provin-
zen oder des Deutschen Reichs zu halten. 
Mit Kriegsanleihen wurde dieser Wert, je 
länger der Krieg dauerte, deutlich über-
schritten. Am Ende des Kriegs entfiel 
vom Gesamtanlagevermögen der öffent-
lichen Lebensversicherer über ein Drittel 
auf Kriegsanleihen. Das Problem: Mit der 
deutschen Niederlage im November 1918 
wurden diese Anleihen wertlos. Deutsch-
land war bankrott, und die öffentlichen 
Lebensversicherer saßen auf Kapitalan-
lagen, die zu einem Drittel keinen Wert 
mehr hatten.

Eine weitere Folge der Niederlage, die be-
sonders die öffentlichen Versicherer traf, 
war die Neuordnung der politischen Land-
karte in Europa: Im Osten Deutschlands 
mussten große Gebiete mit gemischter 
Bevölkerung an den neu geschaffenen 
Staat Polen abgetreten werden. In der Pro-
vinz Posen kam die Posensche Lebensver-
sicherungsanstalt, eines der Gründungs-
mitglieder des Verbands, unter polnische 
Verwaltung und schied aus dem Verband 
aus. Auch Westpreußen gehörte nun zu 
Polen; die Provinzial Westpreußen saß 

aber im neu gebildeten Freistaat Danzig 
und konnte ihre Geschäfte weiterführen.  
In den Folgejahren wurde sie finanziell 
vom Verband und seinen Mitgliedern un-
terstützt, und der Verband änderte seine  
Satzung dahingehend, dass nun auch 
Versicherer aus dem deutschsprachigen 
Raum Mitglied sein konnten.

Im Sog der Inflation
In den nächsten Jahren gerieten die Ver-
sicherer in noch größere Schwierigkeiten: 
Die hohen Kriegsschulden und die massi-
ven Reparationsforderungen der Sieger-
mächte, die im Friedensvertrag von Ver-
sailles festgelegt wurden, führten in die 
Inflationskrise der frühen 1920er-Jahre. 
Eine Geldentwertung unvorstellbaren Aus-
maßes brachte das deutsche Wirtschafts-
leben zum Erliegen und bedrohte die Ver-
sicherungswirtschaft in ihrer Existenz: Wie 
kaum ein anderer Wirtschaftszweig ist 
sie auf eine stabile Entwicklung des Geld-
werts angewiesen.

Auf dem Höhepunkt der Inflation gab die 
Reichsbank es auf, neues Geld zu drucken, 
weil der Wert so schnell verfiel. Unter die-
sen Umständen machte der Abschluss ei-
ner Lebensversicherung keinen Sinn. Auch 
bei den öffentlichen Anstalten brach das 
Geschäft ein: Die Zahl der Kapitallebens-
versicherungsverträge fiel von 435.000 im 
Jahr 1922 auf 13.000 Verträge Ende 1923. 
Um überhaupt noch Lebensversicherun-
gen anbieten zu können, konstruierte man 
Goldmark- oder Devisenversicherungen 
sowie Natural-Policen. Bei der Roggen-
wertversicherung etwa wurde die Versi-
cherungsleistung in Roggenpfandbriefen 

Briefmarken mit Millio-

nenwerten: Zur Zeit der 

großen Inflation reichte 

der Platz nicht mehr für 

alle Nullen.

Deshalb boten sich

beständigere Währungen

an. Die Roggen-Police

zahlte als Mittel gegen

die Inflation in Natural-

werten aus.
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zugesagt, die dem Empfänger den jeweili-
gen Gegenwert einer bestimmten Menge 
Roggen versprachen. 

Eine große Währungsreform machte dem 
Inflationsspuk ein Ende und die öffentli-
chen Versicherer mussten wie alle anderen 
Versicherer 1924 praktisch wieder bei null 
anfangen. In den folgenden Jahren erlebte 
die deutsche Wirtschaft einen unerwarte-
ten Aufschwung. Die „goldenen zwanziger
Jahre“ brachten auch den öffentlichen Le-
bensversicherern fünf Boomjahre. So stieg
die Versicherungssumme zwischen 1924
und 1928 insgesamt von 270 Mio. Reichs-
mark auf 1300 Mio. Reichsmark. Die öffent-
lichen Lebensversicherer eroberten sich  
einen Marktanteil von über 10 %. 

Jahre des Aufschwungs
Dieser starke Aufschwung war im Wesent-
lichen darauf zurückzuführen, dass die öf-
fentlichen Lebensversicherer sich allmählich 
in ganz Deutschland ausbreiteten. Nach-
dem zunächst die preußischen Staaten eige-
ne Anstalten gegründet hatten, zogen nach 
dem Ersten Weltkrieg auch die übrigen deut-
schen Staaten nach. In dieser zweiten Grün-
dungswelle spielten neben dem Verband 
erstmals auch die Sparkassen eine Rolle. 

1919 entstand auf Betreiben des sächsi-
schen Sparkassen- und Giroverbands im 
Freistaat Sachsen die „ÖVA Sachsen“ mit 
Sitz in Dresden. Sie entwickelte sich in den 
nächsten Jahren zum größten öffentlichen 
Lebensversicherer Deutschlands. Die trei-
bende Kraft zu dieser Gründung war der 
Präsident des Sächsischen Sparkassen- und 
Giroverbands, Dr. Johann Christian Eberle, 

Die 1920er-Jahre waren

auch für die öffentlichen

Lebensversicherer ein 
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eine der herausragenden Persönlichkeiten 
der deutschen Sparkassenorganisation und 
der öffentlichen Lebensversicherung. 

Bei der Gründung der „Bayern. Öffentliche
Anstalt für Volks- und Lebensversicherung“
im Jahr 1922 waren als Gründer sowohl  
die Sparkassen als auch die Raiffeisen-
banken beteiligt. 1923 folgte die „Öffent-
liche Leben“ in Oldenburg (Gründer: der 
Freistaat Oldenburg), 1924 die „Öffentli-
che Braunschweig“ (Gründer: der Freistaat 
Braunschweig und die Braunschweigische 
Staatsbank). 

In Württemberg-Hohenzollern waren nur 
private Gesellschaften zum Betrieb der Le-
bensversicherung zugelassen. Deshalb 

gründete der Verband mit Unterstützung 
des Sparkassen- und Giroverbands 1924 
als Aktiengesellschaft die „Deutsche Ver-
sorgungsanstalt Versicherungsbank“ als 
Platzhalterin für eine künftige öffentliche 
Lebensversicherungsanstalt. Sie war – spä-
ter unter dem Namen „Sparkassen-Versi-
cherung AG“ – viele Jahrzehnte die einzige 
Aktiengesellschaft unter den öffentlich-
rechtlichen Erstversicherern. In allen üb-
rigen deutschen Staaten war der Verband 
weiter als Direktversicherer für die öffent-
liche Lebensversicherung tätig. In Baden 
wurde ebenfalls 1924 die „ÖVA Baden“ ge-
gründet.

Jede neu gegründete Lebensversiche-
rung bekam als besondere Mitgift die vom 

Der automobile Boom 

ab den 1920er-Jahren 

erschloss den öffentli-

chen Versicherern neue 

Geschäftsfelder.  
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Verband als Erstversicherer in der jewei- 
ligen Region seit 1911 aufgebauten Ver-
sicherungsbestände. Diese Mitgift des 
Verbands war beträchtlich: Die Bayern  
erhielt beispielsweise zur Aufnahme des 
Geschäftsbetriebs einen Bestand von  
40 Mio. Reichsmark Versicherungssumme 
übertragen. Häufig übernahmen die neu-
en Versicherer vom Verband auch die Ge-
schäftsstellen mitsamt Personal, die er für 
sein Direktgeschäft in der Region aufge-
baut hatte. Außerdem konnten sie auf die 
Geschäftspläne und Tarife des Verbands 
zurückgreifen.  

Auch nach der zweiten Gründungswel-
le öffentlicher Lebensversicherer stand 
der Verband als dominierende Kraft wei-
ter im Zentrum des Geschehens: Er ent-
warf den gemeinsamen Geschäftsplan, sei-
ne Fachabteilungen entwickelten in Berlin 
die einheitlichen Tarife und Bedingungen, 
übernahmen die Risikoprüfung und be-
trieben die gemeinsame Rückversiche-
rung. Eine Werbeabteilung sorgte für ei-
nen einheitlichen Auftritt der regionalen 
Versicherer, und eine Revisionsstelle prüf-
te vor Ort bei den Mitgliedsunternehmen, 
ob alles so organisiert war, wie in den zen-
tralen Geschäftsplänen vorgegeben. In ge-
wisser Weise nahm der mächtige Verband 
damals die Rolle einer Zentralgesellschaft 
für die öffentlichen Versicherer ein, bei der 
die wichtigsten übergeordneten Aufgaben 
erledigt wurden. Was heute im Zuge der 
Konsolidierungsbewegung unter den öf-
fentlichen Versicherern von manchen ver-
stärkt diskutiert wird, war in den ersten 
Jahrzehnten der öffentlichen Lebensversi-
cherung Realität.

Ein neuer Verband für HUK-Sparten
In den 1920er-Jahren entwickelte sich das 
Versicherungsangebot rasant weiter: Haft-
pflicht, Unfall, Kraftfahrt – neben die tra-
ditionelle Feuerversicherung und die 
Lebensversicherung traten neue Massen-
sparten, die bald auch das Geschäft der  
öffentlichen Versicherer veränderten. Die 
beiden Verbände der öffentlichen Versiche-
rer, der Feuerverband und der Lebensver-
band, verhandelten seit 1921 darüber, wer 
die neuen Versicherungszweige betreiben 
sollte – die öffentlichen Feuerversicherer 
oder die Lebensversicherer. Nach Einschal-
tung des preußischen Innenministeriums – 
der Verband verfügte über traditionell gute 
Verbindungen zu den Behörden – einigte 
man sich schließlich darauf, dass die HUK-
Sparten künftig von den Lebensversiche-
rern betrieben werden sollten. 

Das war überhaupt nur deshalb möglich,
weil für die öffentlichen Lebensversicherer 
damals nicht die strenge Spartentrennung 
galt und sie somit auch die Schadenver-
sicherung anbieten konnten. Die öffentli-
chen Lebensversicherer unterlagen auch 
nicht der Kontrolle des Reichsaufsicht-
samts in Berlin, sondern der Aufsicht loka-
ler Ministerien in den deutschen Ländern. 
Das änderte sich im Zweiten Weltkrieg, als
die öffentlichen Versicherer wegen nötiger
Einsparungen in der Verwaltung dem 
Reichsaufsichtsamt für das Versicherungs-
wesen unterstellt und damit wie alle ande-
ren größeren Versicherer in Deutschland
auch beaufsichtigt wurden.

Die öffentlichen Feuerversicherer waren 
mit dieser wichtigen Weichenstellung von 
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den neuen Sparten, die eigentlich zu  
ihrem angestammten Geschäftsbereich 
gehörten, ausgeschlossen. Ohne den 
wachstumsträchtigen HUK-Bereich ver-
loren sie und ihr Verband in den nächs-
ten Jahren kontinuierlich an Einfluss. Für 
die öffentlichen Lebensversicherer und 
ihren Verband brachten die neuen Spar-
ten dagegen einen kräftigen Aufschwung. 
Im Verband wurde eine eigene Abteilung 
für das HUK-Geschäft aufgebaut. 1926 
machte man aus dieser Abteilung dann 
den neuen „Verband öffentlicher Unfall- 
und Haftpflichtversicherungsanstalten in 
Deutschland“. Dieser „Unfallverband“ wur-
de in Personalunion und in den gleichen 
Geschäftsräumen mit dem Lebensver-
band geführt; er nahm auch die genossen-
schaftliche Rückversicherung des HUK-Ge-
schäfts auf. 1928 entstand unabhängig 
davon noch als vierter Verband in Berlin 
der kleine „Öffentlich-rechtliche Hagelver-
sicherungsverband in Deutschland.“

Beim Lebens- und Unfallverband stieg die 
Zahl der Beschäftigten mit dem wachsenden 
Geschäft kräftig an. Hatten zuvor in den Wir-
ren der Inflation 140 von 200 Mitarbeitern 
entlassen werden müssen, wurde jetzt konti-
nuierlich wieder aufgebaut, und die Zahl der 
Beschäftigten stieg bis 1933 erneut auf 200. 
Die Angestellten hatten Beamtenstatus;  

eine „Beamtenordnung“ legte ihre Rechte  
und Pflichten fest. In den 1920er-Jahren 
standen danach den Verbandsangehörigen 
„in der Regel“ zwei Wochen Jahresurlaub 
zu. Die wöchentliche „Mindestarbeitsleis-
tung“ war auf 48 Stunden festgelegt.

Die Lasten der Weltwirtschaftskrise
Die kurze Blütephase der öffentlichen Ver-
sicherer, in der der Verband seine Tätig-
keit auch auf die Gruppenversicherung für 
größere Unternehmen (etwa die Deutsche 
Lufthansa) ausbaute, endete abrupt, als 
mit dem Börsencrash von 1929 die Wirt-
schaft weltweit in eine schwere Krise ge-
riet. Deutschland war davon mit Massen-
arbeitslosigkeit in nie gesehenem Ausmaß 
und zahlreichen Firmenzusammenbrüchen 
besonders betroffen. Auch die öffentlichen 
Lebensversicherer litten unter der Krise. 
Die Provinzial Brandenburg geriet in erns-
te finanzielle Schwierigkeiten und musste 
vom Verband mit einer Finanzspritze geret-
tet werden. Im Gegenzug stand sie künftig 
praktisch unter Verwaltung des Verbands. 

In der Krise verfolgte das preußische Innen-
ministerium den Plan, alle öffentlichen Le-
bensversicherer in Preußen gemeinsam mit 
der für Militär und Beamtenschaft zustän-
digen „Deutschen Beamtenversicherung“ 
(DBV) zu einer Zentralanstalt mit dem Na-
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Gegen die Massenarbeits-

losigkeit der Weltwirt-

schaftskrise halfen auch 

Einsatzbereitschaft und 

Ideenreichtum nicht mehr 

weiter. 

men „Öffentlich-rechtliche Lebensversiche-
rungsanstalt in Deutschland“ zusammenzu-
fassen. Der Verband, der ja mittlerweile nicht 
nur aus preußischen Gesellschaften bestand, 
wehrte sich heftig gegen die politische Um-
armung. Die geplante Zentralanstalt hätte 
das Ende des Territorialprinzips der öffentli-
chen Lebensversicherung bedeutet.

Die DBV bot der finanziell angeschlagenen 
preußischen Provinz Brandenburg ein Dar-
lehen an, um dafür im Gegenzug die Pro-
vinzial Leben in Brandenburg zu überneh-
men und sich den Zutritt zum Verband zu 
erzwingen. Um das zu verhindern, gewährte 
schließlich der Verband seinerseits der Pro-
vinz Brandenburg ein Millionen-Darlehen.  

Als Folge dieses Angriffs auf die öffentli-
chen Lebensversicherer änderte der Ver-
band 1932 seine Satzung. Das bis dahin 
zwar praktizierte, aber nicht in der Satzung 
festgelegte Territorialprinzip, wonach ei-
ne Anstalt nur in ihrem eigenen Geschäfts-
gebiet tätig sein konnte, wurde festge-
schrieben. Außerdem legte man fest, dass 
es nicht zu personellen Verflechtungen mit 
Konkurrenzunternehmen kommen durf-
te. Das zementierte für viele Jahrzehnte 
das strenge Territorialprinzip als Basis für 
die Arbeit der öffentlichen Versicherer in 
Deutschland. 
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Der Verband im „Dritten Reich“ (1933–1945)

Gemeinnutz vor Eigennutz
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A m 30. Januar 1933 wurde Adolf Hit-
ler zum Reichskanzler ernannt. Die 
Machtübernahme der Nationalso-

zialisten mit der in den nächsten Monaten  
folgenden Gleichschaltung aller gesell-
schaftlichen und politischen Aktivitäten 
hatte unmittelbaren Einfluss auf die öffent-
lichen Versicherer. Sie waren direkt den  
Ministerien und Oberpräsidenten in ihrer 
Region unterstellt. Die Politik hatte damit 
einen direkteren Einfluss auf die Geschäf-
te, als das bei den privaten Versicherern 
der Fall war. Diese wurden weiterhin vom 
Reichsaufsichtsamt in Berlin kontrolliert.

Der Einfluss der neuen Machthaber war 
bald spürbar. In die Vorstände einiger öf-
fentlicher Versicherer rückten NS-Partei-
gänger ein. Oft hatten sie vom Versiche-
rungsgeschäft keine Ahnung, sicherten 
sich aber über ihre Parteizugehörigkeit  
lukrative Posten in der Assekuranz. Davon 
war auch der Verband der öffentlichen  
Lebensversicherer betroffen. 

Ein gleichgeschalteter Verband
Ende 1933 wurde eine außerordentliche 
Verbandsversammlung einberufen. Die-
se Versammlung bestimmte „einstim-
mig durch Zuruf“, wie es im Protokoll 
hieß, den pommerschen Gauleiter Franz 
Schwede-Coburg zum neuen Verbands-
vorsitzenden und den NSDAP-Kreislei-
ter Otto Schmidt zum Verbandsdirektor. 
Schwede-Coburg, ein alter Parteigenos- 
se ohne jeglichen Versicherungshinter- 
grund, nutzte die Möglichkeiten, die sein  
neues Amt boten, gründlich aus. So ließ  
er 1934 für den Verband ein eigenes 
Flugzeug anschaffen, das am Wohnsitz 

Der Verband im „Dritten Reich“ (1933–1945)

Gemeinnutz vor Eigennutz

Dunkles Kapitel: Im Berlin des 

Dritten Reichs wehten auch 

am Verbandsgebäude Haken-

kreuzfahnen. 
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des Verbandsvorsitzenden stationiert 
wurde. Nach 1945 saß er unter anderem  
wegen seiner Rolle bei der Jagd auf Re-
gimegegner im Zuge der „Machtergrei-
fung“ mehrere Jahre im Gefängnis.

So wie die Nationalsozialisten das öffent-
liche Leben und die Politik in ihrem Sin-
ne gleichschalteten, gestalteten sie auch 
das Verbandsleben in ihrem Sinne um. 
Auf der außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung 1933 wurde außerhalb der  
eigentlichen Tagesordnung ein „Ermäch-
tigungsgesetz“ beschlossen, das die 
bisherigen Kontrollfunktionen der Ver-
bandsorgane außer Kraft setzte und das 
„Führerprinzip“ einführte. Alle Macht 
stand nun dem Verbandsvorsitzenden zu. 
Die jährlichen Verbandsversammlungen 
wurden abgeschafft; nur noch einmal  
traten die Vertreter der Mitgliedsunter-
nehmen zusammen, um Ende 1936 den 
Verbandsvorsitzenden Schwede-Coburg 
in seinem Amt zu bestätigen. 

Nicht nur an der Spitze, sondern auch auf  
untergeordneter Ebene wurden viele öf-
fentliche Versicherer und der Verband zu 
einer Art „Versorgungseinrichtung“ der 
NS-Bewegung. Verdiente Parteimitglieder  
bekamen lukrative Posten, Verwaltungen 
und Führungsstrukturen wurden dadurch 
künstlich aufgebläht. So stieg allein 1933 
beim Verband die Zahl der Mitarbeiter von 
167 auf 205 an. Auch geschäftlich profitier-
ten die öffentlichen Versicherer direkt von 
diesen parteipolitischen Verbindungen: 
Der Unfallverband als führende Gesell-
schaft hielt etwa die Haftpflichtversiche-
rung für die Mitglieder der NSDAP.

Die personelle Nähe zum nationalsozialis-
tischen Regime wirkte nicht nur auf die ge-
schäftlichen Verbindungen der Unterneh-
men. Das gemeinnützige Geschäftsmodell
der öffentlichen Lebensversicherer ent-
sprach dem Ideal der offiziellen NS-Wirt-
schaftspolitik. Die NSDAP propagierte eine 
am Gemeinnutzen orientierte, vom Staat ge-
lenkte Wirtschaftsform Das kam dem Selbst-
verständnis vieler öffentlicher Versicherer 
entgegen, die sich als Gegengewicht zum 
kapitalistischen Wirtschaftssystem sahen 
und sich bei der Gründung des Verbands ge-
gen den Widerstand der privaten Versicherer 
durchsetzen mussten.

„Zum Nutzen der Volksgemeinschaft“
Jetzt sah es so aus, als ob bei der Neuord-
nung der Wirtschaftspolitik durch das NS-Re-
gime die Stunde der öffentlichen Versicherer 
geschlagen hätte. Auch bislang weitgehend 
unpolitische Versicherungsvorstände traten 
in die Partei ein und betonten in der Öffent-
lichkeit ihre Verbundenheit zum National-

Franz Schwede-Coburg 
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sozialismus. Die Arbeit des Verbands diene 
dem Grundsatz des nationalen Staats. „Ge-
meinnutz geht vor Eigennutz“, hieß es etwa 
bei der ersten Verbandsversammlung nach 
Hitlers Machtübernahme im Juni 1933. 

Eine Festschrift zum 25-jährigen Jubiläum 
1936 begann der Verband mit dem Gelöb-
nis, „seine Aufgaben auch weiterhin zum 
Nutzen der Volksgemeinschaft in dem unter 
Adolf Hitler neu entstandenen Deutschland 
getreu zu erfüllen“. „Nach Tradition und Art 
ist die öffentlich-rechtliche Versicherung 
in besonderem Maße geeignet, einer nach 

nationalsozialistischen Grundsätzen ge-
führten Wirtschaft zu dienen“, hieß es etwa 
1937 in einer Broschüre zum vierjährigen 
Jubiläum der „Machtergreifung“ Hitlers.

Allerdings war es trotz aller tatsächlichen 
oder aus bloßem Geschäftsopportunis-
mus behaupteten engen Bindungen zum 
Regime keineswegs so, dass sich im  
„Dritten Reich“ die öffentliche Versiche-
rung, von den Machthabern gestützt, zur 
dominierenden Kraft der Assekuranz in 
Deutschland entwickelt hätte. Die private 
Versicherungswirtschaft hatte mit dem  

Die regionale Vielfalt der 

öffentlichen Lebensversi-

cherer zeigt sich in dieser 

Wappentafel von 1936.  
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Allianz-Direktor Dr. Werner Schmidt, der 
von Hitler als erster Wirtschaftsminister in 
die Regierung berufen worden war, einen 
gewichtigen Fürsprecher. Und die 1935 neu 
geschaffene übergeordnete „Reichsgrup-
pe Versicherungen“, in der sich die öffentli-
chen und die privaten Versicherer auf Druck 
des Regimes zusammenfinden mussten, 
stand ebenfalls unter Leitung eines ehema-
ligen Allianz-Direktors, Eduard Hilgard. 

Die Pläne von überzeugten Nationalsozia-
listen wie Schwede-Coburg, der am liebsten 
eine gigantische staatliche „Reichsanstalt“ 
aufgebaut hätte, blieben Wunschvorstel-
lungen. Im „Dritten Reich“ wurden die pri-
vaten Versicherer nicht geschwächt und die 
öffentlichen Versicherer kaum bevorzugt.

1937 wurde zwischen dem öffentlichen 
und dem privaten Versicherungslager ein 
Wettbewerbsabkommen unterzeichnet, bei 
dem die öffentlichen Gesellschaften sich 
verpflichteten, nicht mit Schlagworten wie 
„gemeinnützig“, „wohltätig“, „heimisch“ 
oder „bodenständig“ zu werben und auch 
keine bekannten Persönlichkeiten des poli-
tischen Lebens für Werbezwecke einzuset-
zen. Die Nähe zum System sollte also nicht 
zu einem Wettbewerbsvorteil für die öf-
fentlichen Versicherer werden.

Zusammenschluss der Verbände
Stark griff das NS-Regime in das Ver-
bandsleben der öffentlichen Versicherer 
ein. Zum 1. Januar 1934 wurden die bis-

lang vier verschiedenen Verbände (Feu-
er, Leben, Unfall und Hagel) auf Druck der 
Machthaber zum neuen „Reichsverband 
der öffentlich-rechtlichen Versicherer e. V.“  
zusammengefasst. Dies entsprach dem 
zentralistischen Denken der NS-Ideolo-
gie, nach der alle bisher auseinander-
strebenden gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Kräfte in einheitliche, vom 
Führerprinzip bestimmte Organisations-
formen gelenkt werden sollten. Zum Lei-
ter des neuen Reichsverbands wurde Prof. 
Paul Riebesell ernannt, angesehener Ver-
sicherungsmathematiker und Direktor der 
Hamburger Feuerkasse, der 1933 in die 
NSDAP eingetreten war. 1938 musste er 
wegen seiner angeblichen „Judenfreund-
lichkeit“ auf Druck von Schwede-Coburg 
von seinem Amt zurücktreten. Schwe-
de-Coburg übernahm dann zusätzlich 
auch noch den Vorsitz des übergeordne-
ten „Reichsverbands der öffentlich-rechtli-
chen Versicherer“.

Zur Gründung des neuen Verbands hieß 
es in der Verbandszeitschrift „Die öffent-
lich-rechtliche Versicherung“: „Die Zusam-
menfassung ihrer starken Kräfte unter  
einer starken Führung wird der Gesamt-
heit der öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsanstalten eine größere Stoßkraft  
geben und ihnen den Platz sichern, der  
ihnen als ureigenste Träger des national-
sozialistischen Wirtschaftsgedankens im 
neuen Staat gebührt.“

Damit waren alle öffentlichen Versiche-
rungsaktivitäten unter einem Verbands-
dach zusammengefasst, und die öffent-
lichen Versicherer traten erstmalig als 
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Einheit auf. Die einzelnen Verbände be-
standen allerdings unter dem Dach des 
Reichsverbands weiter. Auch nach außen 
hin wurde die neue Gemeinsamkeit de-
monstriert. In Berlin bezogen die Verbände 
nach einer längeren Bauphase 1939 das 
„Haus der deutschen öffentlich-rechtlichen 
Versicherung“. Es war ein repräsentatives 
Gebäude in der Saarlandstraße 64 (heute 
Stresemannstraße), nahe dem Potsdamer 
Platz im Zentrum der Hauptstadt gelegen. 
Die Zahl der Mitarbeiter, die in der Spra-
che des Regimes nun „Gefolgschaftsmit-
glieder“ hießen, stieg auf 312. Der Verband 
war zu diesem Zeitpunkt größer und mäch-
tiger als jemals in seiner Geschichte zuvor.

Aufschwung der öffentlichen Versicherer
Die Gestaltung des Arbeitslebens richtete 
sich nach den Idealen des NS-Regimes von 
einer einheitlichen „Volksgemeinschaft“. 
Typisch war die „Aktivierung“ der Betriebs-
angehörigen bei Kameradschaftsabenden, 
Aufmärschen und Appellen, etwa zum „Tag 
der Arbeit“ am 1. Mai. Dazu gehörten aber 
auch durchaus moderne Sozialleistungen: 
Der Verband richtete beispielsweise eine  
betriebliche Altersversorgung für seine 
Mitarbeiter ein. In einer Gemeinschaftskü-
che richteten sich die Essenspreise nach 
dem Einkommen des jeweiligen Mitarbei-
ters. Abteilungsleiter saßen neben einfa-
chen Angestellten beim Mittagessen.

Wirtschaftlich brachten die Jahre nach 
1933 einen Aufschwung für die öffentli-
chen Versicherer. Deutschland erholte sich 
– wenn auch nur langsam – von den Fol-
gen der Weltwirtschaftskrise, die seit 1929 
auch die deutsche Assekuranz hart getrof-

fen hatte. So verdoppelte sich der Bestand 
an Lebensversicherungen zwischen 1933 
und 1940 auf 2 Mio. Verträge. Der Markt-
anteil der öffentlichen Versicherer stieg in 
dieser Zeit mit über 12 % auf ein bisher 
nicht wieder erreichtes Niveau. 

Das Geschäftsgebiet der öffentlichen Ver-
sicherer dehnte sich aus: 1935 kam das 
Saarland wieder zu Deutschland, das nach 
dem Ersten Weltkrieg von Frankreich an-
nektiert worden war. Die Provinzial Rhein-
provinz und die „Bayern“ wurden hier tätig. 
Als 1938 im „Münchener Abkommen“ das 
Sudetenland von der Tschechoslowakei an 
Deutschland abgetreten werden musste, 
begann der Aufbau der „Öffentlich-Recht-
lichen Lebensversicherungsanstalt der  
Sudetenländer“ mit Sitz in Teplitz-Schönau. 

Ab 1935 standen die 

öffentlichen Versicherer 

unter einem neuen ge-

meinsamen Zeichen. 



30

Der Krieg und die öffentlichen 
Lebensversicherer
Der Beginn des Zweiten Weltkriegs am  
1. September 1939 war für den Verband 
zunächst keine Zäsur. Er wurde als „kriegs-
wirtschaftlich wichtiges Unternehmen“ 
eingestuft. Das bedeutete, dass wichtige 
Mitarbeiter vom Kriegsdienst freigestellt 
wurden. Das Versicherungsgeschäft lief  
zunächst normal weiter; es erlebte in den 
ersten Kriegsjahren sogar einen neuen 
Boom. Nach dem Sieg gegen Polen erwei-
terten die öffentlichen Versicherer ihr Ge-
schäftsgebiet an der Ostgrenze Deutsch-
lands wieder auf Regionen, die nach dem 
Ersten Weltkrieg Polen zugesprochen wor-
den waren, in denen aber viele Deutsche 
lebten. Es gab außerdem Pläne für neue 
öffentliche Lebensversicherungsanstalten 
in Mähren (Tschechoslowakei), im Baltikum 
und in der Ukraine. 

Im Westen sollte in Lothringen 
eine neue Gesellschaft „West-

mark“ entstehen; in Luxemburg 
wurden 1941 in Personalunion mit 

der Rheinprovinz zwei öffentliche Ver-
sicherer gegründet. Die „Versicherungs-
anstalt der österreichischen Bundeslän-
der in Wien“ wurde nach dem Anschluss 
Österreichs in „Ostmark Versicherung AG“ 
umbenannt. „Ostmark“ war der neue  
Name für das nun zum „Großdeutschen 
Reich“ gehörende Österreich. 1942 wur-
de sie in den Berliner Verband eingeglie-
dert und sollte in eine Körperschaft öffent-
lichen Rechts umgewandelt werden. All  
diese Pläne wurden dann mit dem weite-
ren Kriegsverlauf hinfällig.

Durch eine Zwangsmaßnahme der Regie-
rung beeinflusste der Krieg ganz unmit-
telbar das Geschäft der öffentlichen Ver-
sicherer in der Lebensversicherung: Sie 
wurden gesetzlich dazu verpflichtet, auch 
das Kriegsrisiko mit abzudecken. In der Ge-
winn- und Verlustrechnung der Lebensver-
sicherer spiegelte sich dadurch der Verlauf 
des Zweiten Weltkriegs wider. Das Gesetz 

Die von den Nazis erzwun-

gene Gebietserweiterung 

im Osten zeigt diese 

Landkarte der öffentli-

chen Lebensversicherer 

von 1939. 
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sorgte einerseits dafür, dass die Neuge-
schäftszahlen auch im Krieg kräftig stiegen, 
weil die vielen Millionen zur Wehrmacht ein-
gezogenen Soldaten die Gelegenheit nutz-
ten, ihre Angehörigen mit einer Lebensversi-
cherung zu versorgen. Bis Ende 1943 war der 
Bestand der öffentlichen Lebensversicherer 
mit 4,25 Mrd. Reichsmark Versicherungssum-
me fast doppelt so hoch wie Ende 1938. 

Auf der anderen Seite bekamen die Le-
bensversicherer das Massensterben auf 
den Schlachtfeldern des Zweiten Welt-
kriegs unmittelbar in ihren Bilanzen zu 
spüren. Das Todesfallrisiko nahm vollkom-
men unkalkulierbare Ausmaße an. In den 
ersten Kriegsjahren mit den schnellen  
Siegen der Wehrmacht in Polen und 
Frankreich war die Kriegssterblichkeit 
noch nicht besonders hoch. Bis 1941  
verzeichneten die öffentlichen Lebensver-
sicherer immer noch Risikogewinne. 

Mit dem deutschen Angriff auf die Sowjet-
union im Juni 1941 stieg aber die Zahl der 
Kriegstoten steil an, und bei den Lebensver-
sicherungen häuften sich die Sterblichkeits-
verluste. Die zusätzlichen Kriegssterbefälle 
machten bis zu 35 % der normalen Sterbe-
fälle aus. Weil immer mehr Mitarbeiter zur 
Wehrmacht eingezogen wurden, bekam der 
Verband die Folgen des Kriegs aber auch 
noch auf viel direktere Art zu spüren: In den 
Geschäftsberichten wurde zu Beginn der 
gefallenen Verbandsangehörigen gedacht.

Im Strudel des „Totalen Kriegs“
Ab 1943, als im von Goebbels ausgeru-
fenen „Totalen Krieg“ das normale Wirt-
schaftsleben weitgehend stillgelegt 

wurde, erschienen keine regulären Ge-
schäftsberichte mehr. Bei den Kapitalan-
lagen waren die Versicherer vollkommen 
vom Staat abhängig: Der Großteil ihrer 
Vermögensanlagen wurde zwangsweise 
zur Kriegsfinanzierung eingesetzt. Mit  
Hypotheken belastete Grundstücke verlo-
ren ihren Wert, wenn die Gebäude durch 
Bombenangriffe zerstört wurden.

Ab 1942 trugen die alliierten Bomber den 
Krieg weit nach Deutschland hinein. We-
gen der zunehmenden Bombenangriffe  
auf Berlin wurden wichtige Abteilungen 
des Verbands 1943 ausgelagert. So kamen 
die Statistik, die Abschluss- und Lochkar-
tenabteilung (mit den Daten der Versi-
cherten) ins Sudetenland.

In den letzten Monaten des Kriegs brach 
auch die Verbandsarbeit zusammen. Mit 
dem Vormarsch der Roten Armee im Os-
ten und der Flucht der deutschen Bevölke-
rung nach Westen hörten die Ostanstalten 
auf zu existieren. Gebäude und Akten wur-
den größtenteils vernichtet, die Mitarbeiter 
in alle Winde zerstreut. In Berlin wurde das 
Verbandsgebäude beim „Endkampf“ um die 
Hauptstadt im Frühjahr 1945 schwer be-
schädigt, als sich eine SS-Einheit dort fest-
setzte und es zu schweren Kämpfen kam. 

Mit der deutschen Kapitulation am 8. Mai 
1945 endete der Zweite Weltkrieg in Euro-
pa. Auch die Geschichte des Verbands  
hatte einen vorläufigen Endpunkt erreicht. 
Über die Hälfte der öffentlichen Lebens-
versicherer waren untergegangen und die 
Zukunft des Verbands erschien vollkom-
men ungewiss.

Spuren des Kriegs:

Diese Todesanzeige für

gefallene Verbandsmit-

arbeiter im Geschäftsbe-

richt von 1941 blieb nicht 

die einzige.
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Der Neubeginn (1945–1948)

Von Berlin nach Düsseldorf
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Um im Jahr 1945 den 

niederliegenden Ge-

schäftsbetrieb wieder 

aufzunehmen, füllte der 

Verband den Fragebogen 

zur Neuregistrierung aus. 

Vier Tage nach der deutschen Kapi-
tulation am 8. Mai 1945 kamen die 
ersten Mitarbeiter zum Verband zu-

rück. Sie fanden ein verwüstetes, halb aus-
gebranntes Trümmergebäude vor. Aber 
auch die Geschäftsgrundlage des Ver-
bands lag in Trümmern: Deutschland wur-
de in vier Besatzungszonen aufgeteilt. Die 
östlichen Provinzen des ehemaligen Deut-
schen Reichs und mit ihnen die Ostanstal-
ten gab es nicht mehr. Die Versicherer in 
der sowjetisch besetzten Zone mussten 
die Arbeit einstellen. Und zu den öffentli-
chen Versicherern im Westen gab es kaum 
eine Verbindung, denn Berlin war zu einer 
schwer erreichbaren Insel in der sowjeti-
schen Besatzungszone geworden.

Trotzdem versuchte man in Berlin, die 
Verbandsarbeit wieder in Gang zu brin-
gen. Bis Juni 1945 meldeten sich 92 Mit-
arbeiter zurück. Der Verband beantrag-
te erfolgreich seine Neuregistrierung 
beim Bezirksamt Berlin-Kreuzberg und 
den amerikanischen Militärbehörden. In 
einem zweisprachigen Fragebogen gab 
man zu Protokoll, niemals der „Nazi-Par-
tei“ angehört zu haben und auch keine 
Mitarbeiter zu beschäftigen, die früher 
der Partei angehört hatten. Für die Durch-
schläge der Korrespondenz mit den Be-
hörden wurden wegen der Papierknapp-
heit die leeren Rückseiten von Briefen aus 
dem Jahr 1944 genutzt, die meist mit der 
Grußformel „Heil Hitler“ schlossen.

Keine Verbindung mehr nach Berlin
Mit 75 Personen nahmen Lebens- und 
Unfallverband schließlich im Sommer 
1945 ihre Arbeit in Berlin wieder auf. Es 

Nach dem Krieg kehrte lang-

sam wieder Alltag ein – wenn 

auch nur in improvisierter 

Form. So wurde kurzerhand 

der ehemalige Speisesaal 

der Provinzial Rheinprovinz 

zum Theater umfunktioniert 

(Düsseldorf, 1947). 

Ein Ensemble unter 

der Regie von Gustaf 

Gründgens entführte 

die Zuschauer für gut 

drei Stunden in die Welt 

des Dramas (Düsseldorf, 

1947).
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war eine Arbeit im luftleeren Raum, denn 
aktive Gesellschaften gab es nur noch im 
Westen. Das waren die öffentlichen Ver-
sicherer in Baden, Bayern, Braunschweig, 
Hannover, Hessen-Nassau, Oldenburg, 
der Rheinprovinz, Schleswig-Holstein 
und Westfalen. Den Versicherern in der 
sowjetischen Besatzungszone (Branden-
burg, Sachsen, Mecklenburg, Thüringen) 
wurde bald die Tätigkeit untersagt und 
ihre Bestände auf eine neue, zentrale  
staatliche Versicherung übertragen. Die 
Versicherer in den östlichen deutschen 
Provinzen (Ostpreußen, Westpreußen, 
Pommern, Posen, Schlesien, Sudeten-
land) gab es nicht mehr, denn ihr altes 

Geschäftsgebiet gehörte nun zu Polen 
und der Tschechoslowakei.

Zu den Westanstalten konnte man von 
Berlin aus kaum Verbindung halten,  
denn die Post funktionierte nicht und  
das Reisen innerhalb der Besatzungs- 
zonen war nur mit einem speziellen  
„Interzonenpass“ möglich. Die meisten 
Verkehrsverbindungen von Berlin in den 
Westen waren aber ohnehin unterbro-
chen. Der Verband hatte noch nicht ein-
mal Geld, um die Gehälter seiner Ange-
stellten zu bezahlen. Das letzte Bargeld 
war im Mai 1945 als Vorschuss an die 
Mitarbeiter verteilt worden, weil man  

Bereits kurz nach dem 

Krieg gab es nur noch in 

den westlichen Besat-

zungszonen aktive Ge-

sellschaften. Große Teile 

der östlichen Geschäfts-

gebiete gehörten nun zu 

Polen und der Tschecho-

slowakei. 
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befürchtete, dass die Kasse im Chaos  
des Kriegsendes geplündert oder be-
schlagnahmt würde. Nach vielen Bettel-
briefen an die Westanstalten wurde im 
Herbst 1945 von einem Verbandsange-
stellten und seiner Frau schließlich Bar-
geld nach Berlin geschmuggelt. 

Die noch aktiven öffentlichen Versiche-
rer im Westen begannen angesichts dieser 
Hindernisse schon bald damit, neue Ver-
bandsstrukturen aufzubauen. Dabei gin-
gen die Feuerversicherer und die Lebens-/
Haftpflichtversicherer, die im „Dritten 
Reich“ unter ein Verbandsdach gedrängt 
worden waren, rasch wieder eigene Wege 
und schufen zwei getrennte Verbandswel-
ten. Erst viele Jahrzehnte später sollten die 
unterschiedlichen Sparten der öffentlichen 
Versicherer endgültig zusammenfinden.

Ein neuer Anfang in Düsseldorf
Bei der Neuordnung der öffentlichen Ver-
bände spielte das Engagement einzelner 
Führungspersönlichkeiten in den westli-
chen Anstalten eine entscheidende Rolle.  
So machte Prof. Paul Riebesell, nach kur-
zer Inhaftierung durch die Amerikaner seit 
1946 wieder Direktor der Hamburger Feu-

erkasse, die Hansestadt zum Sammel-
punkt der öffentlichen Feuerversicherer. 

Die Lebens- und Haftpflichtversicherer 
orientierten sich auf Initiative Robert  
Ressings, Direktor der Provinzial Rhein-
provinz, nach Düsseldorf in der britischen  
Besatzungszone. Schon im Oktober 1945 
wurde eine „Verbindungsstelle“ des Ver-
bands eingerichtet, um den Kontakt zu 
den Versicherern in der amerikanischen 
Besatzungszone in Süddeutschland her-
zustellen. Die Wiederaufnahme der Ver-
bandsarbeit hatte auch deswegen für  
die öffentlichen Lebensversicherer so  
eine große Bedeutung, weil sie ihre Rück-
versicherung traditionell gemeinschaftlich  
über den Verband organisierten. Das war 
aber über Berlin nicht mehr möglich;  
deshalb musste man rasch im Westen  
eine neue Grundlage für die gemeinsame 
Rückversicherung schaffen. 

Im März 1946 fand auf Einladung der Pro-
vinzial Hannover eine erste Verbandsver-
sammlung der Westanstalten im nieder-
sächsischen Einbeck statt. Dort wurde in 
geheimer Wahl die Rheinprovinz in Düs-
seldorf zur geschäftsführenden Anstalt 

Neustart im Keller: Ab 

1947 befanden sich  

die Büros des Verbands 

im Untergeschoss der 

Provinzial Leben in Düs-

seldorf. 
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für die Verbandsarbeit und Direktor Res-
sing zum Leiter der Verbindungsstelle  
bestimmt. Er richtete in Düsseldorf ein 
erstes Büro für die Verbandsarbeit ein.  
Im Mai 1947 wurde beschlossen, in Düs-
seldorf auch eine Verbandsgeschäftsstelle 
zu schaffen. Am 12. Mai nahm sie ihre Ar-
beit im Haus der Lebensversicherungsan-
stalt der Rheinprovinz in der Elisabethstr. 
11 auf. Im Aktenkeller bezog der Verband 
seinen Büroraum.

Berlin war damit nur noch Nebenstelle  
des Verbands. 1949 wurde den Mitar-
beitern dort gekündigt und Düsseldorf 
auch offiziell per Satzungsänderung zum 
Hauptsitz gemacht. Wie viele Unterneh-
men und Verbände in der Nachkriegszeit 
hielten zwar auch die öffentlichen Versi-
cherer mit der Schaffung eines formellen 
Doppelsitzes der alten Hauptstadt Berlin 
aus politischen Gründen nach außen  
noch etliche Jahre die Treue; praktisch 
war das Kapitel Berlin aber damit für  
die Verbandsarbeit der öffentlichen Le-
bens- und Haftpflichtversicherer abge-
schlossen.

Abschied von den Ostanstalten
Auch das Kapitel der Ostanstalten muss-
te unter dem Druck der politischen Ent-
wicklung abgeschlossen werden. Zu-
nächst hatten viele gehofft, dass die 
Deutschen nach einer Übergangspha-
se und dem Abschluss eines formellen 
Friedensvertrags wieder in die Gebiete 
im Osten würden zurückkehren können. 
Mit Beginn des „Kalten Kriegs“ und der 
Trennung Europas in einen östlichen und 
westlichen Machtblock schwanden die-
se Hoffnungen aber rasch dahin. Auf die 
neuen politischen Gegebenheiten muss-
ten die öffentlichen Versicherer reagie-
ren. Die Verbandsmitgliedschaft der An-
stalten in der sowjetisch besetzten Zone 
(Provinzial Brandenburg, ÖVA Sachsen 
und Lebensversicherungsanstalt Sach-
sen-Thüringen-Anhalt) wurde gelöscht, 
denn diese Versicherer waren mittlerwei-
le in der staatlich verfügten Einheitsver-
sicherung aufgegangen. Sie wurden über 
die „Lebensversicherungsanstalt Berlin“ 

Formal hält der Verband

dem Standort Berlin mit

einem Doppelsitz bis

heute die Treue.
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abgewickelt, die 1947 in Berlin neu ge-
gründet worden war, um das Geschäft im 
Westsektor der geteilten Hauptstadt zu 
übernehmen. Die Anstalten in den ehe-
maligen Ostprovinzen des Deutschen 
Reichs erkannte der Verband zwar wei-
ter als bestehend an, sie waren aber kei-
ne Verbandsmitglieder mehr und man 
beschränkte sich beim Verband zukünftig 
nur noch auf ihre Abwicklung. 

Das war keine kleine Aufgabe: Millionen 
Flüchtlinge aus den ehemaligen Ostge-
bieten lebten jetzt in Westdeutschland. 
Viele hatten Ansprüche aus den vor 1945 
abgeschlossenen Policen; außerdem hat-
ten die früheren Angestellten der Ostan-
stalten Anrecht auf Pensionen und Hin-
terbliebenenbezüge. Zunächst wurden 
die Ostanstalten über eine zentrale Ab-
wicklungsgesellschaft im westfälischen 
Warburg betreut. Der Verband trat in der 
Folgezeit für Fehlbeträge bei der Liqui-
dierung seiner ehemaligen Mitgliedsun-
ternehmen im Osten ein und übernahm 

1975 die Verantwortung für die Abwick-
lung, die er seither in Eigenregie betreibt.

Bis zum Ende des 20. Jahrhunderts wur-
den – über einen Treuhänder beim Ver-
band organisiert – gewissenhaft Pensi-
onszahlungen insgesamt in dreistelliger 
Millionenhöhe (DM) geleistet. Selbst im 
Jahr 2011 werden noch Gelder ausge-
zahlt, und bei der bis heute bestehenden 
Treuhänderstelle treffen noch immer re-
gelmäßig Anfragen zu alten Policen ein. 
Auch nach so langer Zeit bestehen also
noch Verbindungen zu den Wurzeln des
Verbands, die in einem Teil von Deutsch-
land liegen, der längst Geschichte ist –
eine Geschichte, die aber in den Archiven 
des Verbands weiterlebt.

Neuorganisation des Verbandswesens
Parallel zum Neubeginn des öffentlichen 
Lebens- und Unfallverbands organisier-
te sich das gesamte Verbandswesen 
der deutschen Versicherungswirtschaft 
nach dem Krieg neu. Die alten Graben-

Für die Abwicklung der 

ehemaligen Ostanstalten 

waren die öffentlich-

rechtlichen Lebensver-

sicherungs-Anstalten in 

Warburg zuständig. 
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kämpfe zwischen privaten und öffentli-
chen Versicherern wurden beendet; al-
le Unternehmen fanden sich gemeinsam 
zum Gesamtverband der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft zusammen, der 
1948 gegründet wurde. Auch für die ein-
zelnen Sparten gründete die Assekuranz 
gemeinsame Verbände: den Verband 
der Lebensversicherer, den Verband der 
Sachversicherer und den HUK-Verband, 
denen bis 1952 auch die öffentlichen  
Lebens- und Kompositversicherer bei-
traten. Das wäre vorher undenkbar ge-
wesen: Der Verband der öffentlichen  
Lebensversicherer war schließlich einst 

auch als Kampforganisation gegen die 
privaten Versicherer gegründet worden. 
Dieser Geist der Konfrontation passte 
nicht mehr in die Zeit des Wiederaufbaus 
nach dem Zweiten Weltkrieg.

Der traditionsreiche Verband der öffent-
lichen Feuerversicherer wurde nach 1945 
nicht mehr wiederbelebt. Seine Aufga-
be übernahm innerhalb des Verbands 
der Sachversicherer die „Arbeitsgrup-
pe öffentlich-rechtliche Versicherung“. 
Sie hatte ihren Sitz in den Geschäftsräu-
men der Hamburger Feuerkasse. Auch in 
der Rückversicherung gingen die öffent-
lichen Feuerversicherer wie bereits vor 
1945 eigene Wege. 1951 gründeten sie 
mit der Deutschen Rückversicherung AG 
in Hamburg wieder einen eigenständigen 
Rückversicherer, während die Lebens- 
und Haftpflichtversicherer unverändert 
auf ihre genossenschaftliche Form der  
internen Rückversicherung über den Ver-
band setzten.

Eine neue Form der Verbandsarbeit
Mit dem Neubeginn der Verbandsarbeit 
in Düsseldorf hatte sich auch das Kräfte-
verhältnis zwischen Mitgliedsunterneh-
men und Verband verschoben. War der 
Verband seit seiner Gründung mit einer 
großen Machtfülle ausgestattet gewesen, 
die ihm weitreichende Eingriffsmöglich-
keiten in die Arbeit der öffentlichen Ver-
sicherer gestattete, und hatte das NS-Re-
gime der Verbandsführung dann beinahe 

Ablaufdatum 1971: Police

der ÖVA Sudetenland aus

dem Jahr 1942, wie sie

dem Verband zur Abwick-

lung vorgelegt wurde.
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Robert Ressing, Direktor

der Provinzial Rhein-

provinz, definierte als 

Verbandsvorsitzender

von 1947 bis 1950 die

Rolle des Verbands neu.

uneingeschränkte Verfügungsgewalt ver-
schafft, so änderten sich jetzt die Verhält-
nisse. Die Gesellschaften übernahmen 
Aufgaben, die bisher vom Verband erle-
digt wurden, der ja von der Vorgabe der 
Produkte bis zur Entsendung von Reviso-
ren die tägliche Arbeit seiner Mitglieder 
stark dominiert hatte. Ein Hauptmotiv für 
die Gründung des Verbands war 1911 die 
Durchsetzung der öffentlichen Lebensver-
sicherung in Deutschland gewesen. Die-
ses Motiv war inzwischen längst überholt, 
denn die öffentlichen Versicherungsan-
stalten hatten sich in den letzten 30 Jah-
ren im Markt gut etabliert.

Direktor Ressing von der Provinzial Rhein-
provinz brachte 1946 die veränderte Vor-
stellung von der Verbandsarbeit in einem 
Brief an die noch bestehende kommissari-
sche Verbandsleitung in Berlin folgender-
maßen auf den Punkt:

„Die wesentliche Aufgabe der Ver-
bände war bisher und bleibt auch
in Zukunft die Einheitlichkeit der
technischen Grundlagen, insbe-
sondere der Tarife, und die Rück-
versicherungsgemeinschaft
zu sichern … Alles, was über diese
Aufgaben hinaus vom Verband
übernommen worden ist, teils,
weil den Anstalten in den ersten
Jahren ihrer Entwicklung die Fach-
kräfte fehlten, teils, weil in diesem
Stadium durch Zusammenlegung

gewisser Arbeiten beim Verband
Ersparnisse an Verwaltungskosten
erzielt werden konnten, kann fort-
fallen, ohne daß die Einheit der
öffentlichen Versicherung und der
Zusammenhalt gefährdet werden.“

Damit waren die wesentlichen Punkte  
einer neuen, weniger dominanten Ver-
bandsarbeit formuliert und schon 1946 
die Entwicklung des Verbands zu einem 
Dienstleister für starke, selbstständige 
Mitgliedsunternehmen vorgezeichnet.
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Vom Wirtschaftswunder bis 
zur Wiedervereinigung (1948–1993)

Aufbruch und Stabilität
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Mit der Währungsreform am  
20. Juni 1948 begann in West-
deutschland eine neue Zeitrech-

nung. Die Einführung der D-Mark been-
dete die Schwarzmarktwirtschaft und das 
Chaos der Nachkriegszeit und schuf das 
Fundament für das deutsche Wirtschafts-
wunder. Mit der Gründung der Bundes- 
republik Deutschland am 23. Mai 1949 
wurde dann auch das politische Funda-
ment für die Entwicklung eines stabilen, 
demokratischen Staates geschaffen, wie 
es ihn in der deutschen Geschichte noch 
nie gegeben hatte.

Auch die Versicherer profitierten unmit- 
telbar von dieser neuen Stabilität. Gera-
de die Lebensversicherer sind wie wenige 
andere Wirtschaftszweige auf eine solide 
Wertentwicklung des Geldes angewiesen. 
Die starke Geldentwertung nach dem  
Ende des Zweiten Weltkriegs brachte das  
Geschäft fast vollständig zum Erliegen.  
Außerdem hatten die Menschen im Chaos 
der Nachkriegszeit andere Sorgen, als sich 
um Altersvorsorge zu kümmern. Die meis-
ten waren damit beschäftigt, inmitten der 
Trümmerlandschaft zu überleben.

Der Motor des Wirtschafts-

wunders: Wie mit der 

Produktion des VW-Käfers in 

Wolfsburg geht es auch mit 

Deutschland wieder aufwärts.
Neuanfang mit neuem 

Geld: 1948 wurde die 

D-Mark eingeführt.
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Ein langer Weg aus den Trümmern
Auch in den ersten Jahren der neuen Bun-
desrepublik ging es zunächst nur lang-
sam voran. Von Boomzeiten konnte da-
mals in der Versicherung noch keine Rede 
sein. Zunächst drehte sich in den 1950er- 
Jahren alles darum, die elementaren Be-
dürfnisse der Menschen zu befriedigen: 
Nahrung und ein Dach über dem Kopf. 
Dementsprechend verhalten entwickelte  
sich das Wachstum der öffentlichen Le-
bensversicherer: Erst 1961 wurde mit einer  
Versicherungssumme von 4,5 Mrd. DM der 
bisherige Rekordwert von 4,3 Mrd. RM Ver-
sicherungssumme aus dem Kriegsjahr 
1943 übertroffen. 

Bei den HUK-Versicherern kam der Auf-
schwung schneller: Sie übertrafen schon 
1951 bei den Beitragseinnahmen mit  

39,4 Mio. DM den Höchststand von 32,6 
Mio. RM aus dem Jahr 1941. Im Wirtschafts-
wunder wurden eben immer mehr Autos 
gebaut, die alle versichert werden mussten.

Neue Mitglieder
Die Zahl der Verbandsmitglieder nahm 
nach dem Aderlass durch den Verlust 
der Ostanstalten wieder leicht zu: Die 
neu gegründete „Öffentliche Lebens-
versicherungsanstalt Berlin“ stieß 1947 
zum Verband dazu. Im Saarland war  
während der Zeit als autonomes, von der 
Besatzungsmacht Frankreich dominier-
tes Gebiet die „Lebensversicherungsan-
stalt Saarland“ gegründet worden. Sie 
hatte die Bestände übernommen, die 
hier bis 1945 von der Provinzial Rhein-
provinz und der Bayern Versicherung 
aufgebaut worden waren. Mit der Ein-
gliederung des Saarlands in die Bundes-
republik Deutschland im Jahr 1957 blieb
dieser neue Versicherer bestehen; 1960
trat er dem Verband bei.

1961 feierte der Lebensverband sein 
50-jähriges Bestehen. Statt großer Fest-
reden und einer repräsentativen Fest-
schrift, mit der im Dritten Reich das 
25-jährige Jubiläum begangen worden 
war, ging es diesmal in Düsseldorf we-
sentlich beschaulicher zu: Die 39 Mitar-
beiter, die der Verband als Organgemein-
schaft der Lebens- und HUK-Versicherer 
damals zählte, feierten nur im engsten 
Kreis. Im selben Jahr schnitt der Bau  
der Berliner Mauer auch symbolisch  
endgültig die alten Verbindungen in den 
Osten ab. Die Teilung Deutschlands war 
damit vollständig besiegelt, das Kapi-
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tel „Öffentliche Versicherung im Osten 
Deutschlands“ schien endgültig abge-
schlossen zu sein.

Vereinigung von Lebens- und 
Unfallverband
In den 1960er-Jahren begann eine Ent-
wicklung, die auch für die nächsten Jahr-
zehnte die Arbeit bestimmen sollte: der 
Konzentrationsprozess bei den Verbän-
den der öffentlichen Versicherer. In ei-
nem ersten Schritt ging der „Unfallver-
band“ endgültig im Lebensverband auf. 
Vierzig Jahre hatte er, gegründet als  
Verband der öffentlichen Haftpflichtver-
sicherer, formal selbstständig als Inte-
ressenvertreter für die öffentlichen HUK-
Sparten existiert. Von Anfang an war er 
aber durch Personalunion eigentlich ein 
Teil des Lebensverbands gewesen. 

Zum 1. Januar 1966 wurden beide Ver-
bände zum „Verband öffentlicher Lebens- 
und Haftpflichtversicherer“ vereinigt. 1969 
zog der neue Verband dann nach etlichen 
Jahren als Untermieter bei der Provinzial 
Rheinprovinz und in verschiedenen ande-
ren Bürogebäuden Düsseldorfs in ein  
eigenes Gebäude: Das für den Verband  
gebaute Haus in der Füllenbachstraße 8 
war nach den Berliner Jahren die erste  
eigene Verbandsimmobilie. 

Neue Gründerzeit
Mit dem Boom der deutschen Wirtschaft 
und dem ständig steigenden Lebens-
standard erlebte die Assekuranz stürmi-
sche Wachstumsjahre. Auch die öffent-
lichen Lebensversicherer wurden von 
dieser großen Welle vorwärtsgetragen. 

So gelang es den im Verband zusammen-
geschlossenen Lebensversicherern, ihren  
Bestand zwischen 1961 und 1971 um 
mehr als das Vierfache auf eine Versiche-
rungssumme von 17,2 Mrd. DM zu stei-
gern. Auch das HUK-Geschäft stieg in 
diesen goldenen Wachstumsjahren um 
mehr als das Vierfache auf 826,1 Mio. DM 
Prämieneinnahmen.

In dieser Zeit stieg aber auch die Nachfra-
ge nach Versicherungen, die von den öf-
fentlichen Versicherern bisher nicht oder 
nur regional begrenzt angeboten wurden. 
Es begann eine neue Gründerzeit bei den 
öffentlichen Versicherern, in der gemeinsa-
me Spezialversicherer für einzelne Sparten 
entstanden. Auf Anregung des Verbands 
wurde 1970 die „ÖRAG Rechtsschutz-Ver-
sicherungs-AG“ gegründet. Verband und 
Mitgliedsunternehmen waren am Aktienka-
pital der neuen Gesellschaft beteiligt, und 
der Rechtsschutzspezialist wurde im Düs-
seldorfer Verbandsgebäude untergebracht.

Im Zeichen des Verbunds: 
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Etwas komplizierter gestaltete sich der 
Aufbau eines gemeinsamen Krankenver-
sicherers. In Bayern gab es seit 1926 die 
Bayerische Beamtenkrankenkasse. Die 
übrigen öffentlichen Versicherer arbeite-
ten in der PKV mit verschiedenen priva-
ten Gesellschaften zusammen. Nach An-
regung und umfangreichen Vorarbeiten 
des Verbands wurde 1979 die „ÖKV Kran-
kenversicherung AG“ gegründet. Das 
führte allerdings zu scharfen Protesten 
der übrigen privaten Krankenversiche-
rer, die sich vor allem an dem Auftritt un-
ter dem Buchstaben „Ö“ (für „Öffentlich“) 
stießen. Die Kunden, so argumentierten 
sie gegenüber der Politik, könnten hinter 
dem Wort eine staatlich garantierte, der 
Sozialversicherung vergleichbare Einrich-
tung vermuten.

Dieser Protest gegen einen vermuteten 
Wettbewerbsvorteil der öffentlichen Ver- 
sicherer erinnerte an die massiven Vor-
behalte der privaten Lebensversicherer 
bei der Gründung des Verbands im Jahr 
1911, die damals sogar einen Rückversi-
cherungsboykott zur Folge hatten. Im aus-
kömmlichen Konsensklima der Bundes-
republik eskalierte der Konflikt allerdings 
nicht: Die öffentlichen Versicherer verzich-
teten auf das „Ö“ im Namen ihres neu-
en Krankenversicherers und nannten ihn 
einfach „Union Krankenversicherung AG 
(UKV)“. 1981 nahm das Unternehmen in 
Saarbrücken das Krankenversicherungs-
geschäft auf. 

Zu den Spezialversicherern kamen neue 
Servicegesellschaften, die der Verband 
gründete. 1971 wurde die „ÖMARK Mar-
ketinggesellschaft öffentlicher Versiche-
rer mbH“ gegründet. 1973 kam die „ÖDAV 
Gesellschaft für Datenverarbeitung öffent-
licher Versicherer mbH“ hinzu. Die neue 
Gründungsphase ließ den Raumbedarf  
erheblich steigen. Deshalb zogen der Ver-
band und die neuen Gesellschaften schon 
1976 unter dem Slogan „Alle unter einem 
Dach“ in ein neu errichtetes Gebäude in 
der Roßstraße 166.

Das langsame Zusammenwachsen der 
Verbände
Mit den neuen Dienstleistungsgesellschaf-
ten und dem Rechtsschutzversicherer hat-
te sich Düsseldorf immer weiter zu einem 
Zentrum für die übergeordneten Aktivitäten 
der öffentlichen Versicherer entwickelt.  
Davon getrennt war bislang die Vertretung 
der Feuerversicherung: Die öffentlichen 
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Feuerversicherer hatten sich nach 1945 in  
Hamburg etabliert und dort auch mit der 
„Deutsche Rück“ einen eigenen Rückversi-
cherer gegründet. 

Weil die klassische Feuerversicherung und 
die üblichen HUK-Sparten mittlerweile 
meist von ein und derselben Gesellschaft 
betrieben und von einem Vorstand gelei-
tet wurden, lag es nahe, auch über eine Zu-
sammenlegung der bislang getrennten Ver-
bandsaktivitäten nachzudenken. Zudem 
hatten sich auch die Kräfte eindeutig ver-
schoben: Dominierte in früheren Jahrzehn-
ten die Gebäudeversicherung das Geschäft, 
hatten inzwischen die HUK-Sparten kräftig 
aufgeholt. Zusammen mit der Lebensversi-
cherung verkörperten sie die Wachstums-
sparten auch der öffentlichen Versicherer, 
denn die traditionelle Gebäudeversicherung 
stieß schnell an Wachstumsgrenzen – vor al-
lem dort, wo sie durch das Monopol ohnehin 
schon alle Gebäude einer Region versicherte.

Als äußeres Zeichen ihrer stärkeren Zusam-
menarbeit wurde 1984 von den Verbänden 
der öffentlichen Versicherer als neues ge-
meinsames Logo das große rote „Ö“ einge-
führt. Grafisch wurde das „Ö“ aus dem „S“ der 
Sparkassen abgeleitet und mit dem Rot der 
Marke wurde auch farblich die Nähe zu den 
Sparkassen unterstrichen. Wenn sich bei den 
Gesellschaften die alte Trennung zwischen 
Feuer und Leben/HUK immer weiter aufzu-
lösen begann, machte es Sinn, auch über 
die Zusammenlegung der Verbandsaktivi-
täten nachzudenken. Die Zersplitterung der 
Verbandsvertretung war seit dem ersten Zu-
sammenschluss der preußischen Feuerver-
sicherer im 19. Jahrhundert ein konstantes 
Merkmal der öffentlichen Versicherer gewe-
sen. Jetzt nahmen sie sich vor, diesen Zu-
stand zu überwinden.

Ein Schritt zur Einheit
Nach längeren Vorüberlegungen gingen 
die öffentlichen Versicherer in den 1980er- 
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Jahren daran, ihr Verbandswesen in gro-
ßen Schritten zu ordnen und es den Anfor-
derungen an eine moderne, schlagkräftige 
Interessenvertretung anzupassen: Am  
15. Oktober 1984 wurden die bisher ge-
trennten Aktivitäten zusammengefasst.  
Dafür reaktivierte man unter der Bezeich-
nung „Verband öffentlicher Feuerversiche-
rer“ den alten Berliner Feuerverband, der 
nach 1945 nicht wiederbelebt und dessen 
Funktion von der „Arbeitsgruppe der öf-
fentlich-rechtlichen Versicherer“ im Sach-
versicherungsverband wahrgenommen 
worden war. Dieser Verband verlegte seinen  
Hauptsitz nach Düsseldorf, zog gemein-
sam mit der bisher in Hamburg ansässigen 
Arbeitsgruppe öffentlich-rechtliche Versi-
cherung in das Haus des Lebens- und Haft-
pflichtverbands ein und bildete mit ihm  
eine Organ- und Verwaltungsgemeinschaft. 

Mit der Zusammenführung ihrer Verbands-
arbeit wurden die öffentlichen Versicherer 
zum frühen Vorreiter der ganzen Branche. 
Erst Mitte der 1990er-Jahre folgte bei den 
übrigen Verbänden der Versicherungswirt-
schaft der Konzentrationsprozess. Unter 
dem Druck eines schärferen Wettbewerbs 
und immer größerer politischer Herausfor-
derungen kamen damals die bisher eigen-
ständigen großen Fachverbände für die 
Lebensversicherung, die Sach-Versiche-
rung und die HUK-Zweige unter das Dach 
des Gesamtverbands der deutschen Versi-
cherungswirtschaft. Die öffentlichen Ver-
sicherer, die sich viele Jahrzehnte durch 
eine besonders heterogene Verbandsar-
beit auszeichneten, hatten diese Entwick-
lung zu diesem Zeitpunkt schon lange hin-
ter sich.

Von Hamburg nach Düsseldorf
1989 zog dann auch die Deutsche Rück 
von Hamburg nach Düsseldorf um und bil-
dete mit den Verbänden eine Organ- und 
Verwaltungsgemeinschaft. Damit wurde  
auch die Rückversicherung der öffentlichen 
Versicherer, die seit Gründung des Lebens-
verbands 1911 in genossenschaftliche 
Rückversicherung über den Verband und 
die Rückversicherung über eine Aktienge-
sellschaft getrennt gewesen war, unter  
einem Dach zusammengefasst. 

Damit war erstmals in der Geschichte der 
öffentlichen Versicherer auf freiwilliger  
Basis ein Verband für alle Gesellschaften  
zuständig. 1996 folgte dann die Fusion  
der formell immer noch weiterbestehen-
den zwei Verbände: Der Feuerverband wur-
de auf den Lebensverband verschmolzen, 
seitdem lautet der Name „Verband öffentli-
cher Versicherer“. Die lange Phase der Ver-
bandsbildung war damit nach den Anfän-
gen weit zurück im 19. Jahrhundert nun zu 
einem endgültigen Abschluss gekommen. 

Die Wiedervereinigung
Drei Jahre nach dem 75-jährigen Verbands-
jubiläum, das 1986 mit einer umfangreichen 
Festschrift und einem Festakt in Düsseldorf 
gefeiert wurde, kam es zu einem Ereignis, 
mit dem eigentlich kaum jemand wirklich ge-
rechnet hatte: Der Fall der Mauer im Herbst 
1989 war nicht nur eine Sternstunde der 
deutschen Geschichte, sondern er veränder-
te auch die Landschaft der deutschen Versi-
cherungswirtschaft. Auf einen Schlag dehnte 
sich das Geschäftsgebiet der westdeutschen 
Versicherer um gut ein Drittel aus, auf einen 
Schlag kamen 17 Mio. neue Kunden hinzu.
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Für die öffentlichen Versicherer bedeuteten 
das Ende der DDR und die Wiedervereini-
gung der beiden deutschen Staaten, die am 
3. Oktober 1990 endgültig vollzogen wurde, 
auch eine Rückkehr zu ihren Wurzeln. Bis
1945 hatten sie in den östlichen deutschen
Staaten eine besonders starke Stellung, 
die ÖVA Sachsen war vor dem Krieg sogar 
der größte öffentliche Lebensversicherer 
gewesen. Aber diese Wurzeln waren längst 
gekappt: Die alten Versicherer existierten  
nicht mehr, ihr Geschäft war nach dem 
Krieg zwangsweise auf die staatliche Ver-
sicherung der DDR übertragen worden.

Die öffentlichen Versicherer mussten 
nach dem 9. November 1989 erleben, wie 
die privaten Versicherer den Markt der 
ehemaligen DDR eroberten. Deren große 
Vertriebsmannschaften jagten dem Neu-
geschäft hinterher und eroberten gro-
ße Marktanteile. Die Allianz kaufte Anfang 
1990 den staatlichen DDR-Monopolversi-
cherer und sicherte sich damit auf einen 
Schlag die Marktführerschaft im Osten. 

Im Schulterschluss mit den Sparkassen
Die öffentlichen Versicherer starteten in  
diesen neuen Markt zunächst mit einem 
Handicap: Sie waren bislang reine Regional- 
anbieter, und das neue Gebiet jenseits der 

Mauer war noch nicht auf der öffentlich-
rechtlichen Landkarte vermessen und  
verteilt. Aber in der großen Aufbruchsstim-
mung nach dem Mauerfall trugen auch die 
öffentlichen Versicherer zum Aufbau des 
Versicherungsmarkts in Ostdeutschland bei. 
Zusammen mit den westdeutschen Spar-
kassen, die nach der Wende in Partnerregio-
nen der ehemaligen DDR aktiv wurden und 
dort ein neues, flächendeckendes Sparkas-
sennetz knüpften, halfen die westdeutschen 
Gesellschaften beim Aufbau der öffentlichen  
Versicherung. 

Häufig geschah das in regionaler Verbun-
denheit: Die Provinzial Schleswig-Hol-
stein engagierte sich etwa im benach-
barten Gebiet des späteren Bundeslands 
Mecklenburg-Vorpommern. Die Versiche-
rungsgruppe Hannover und die Öffentli-
che Braunschweig halfen ihren Nachbarn 
im Osten im späteren Sachsen-Anhalt. In 
der Euphorie des Aufbruchs und der politi-
schen Umwälzungen war alles möglich –  
und keiner wusste 1990, wie die zukünfti-
ge politische Landkarte im Osten ausse-
hen würde. Die neuen Bundesländer gab 
es noch nicht – und es war völlig unklar, in 
welchen regionalen Grenzen sich das öf-
fentliche Versicherungswesen überhaupt 
organisieren würde.
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Die Neuordnung der Landschaft im Osten
In dieser Zeit der Hoffnungen und der Unge-
wissheiten entwarfen die öffentlichen Ver-
sicherer gemeinsam mit den Sparkassen 
einen Plan für die Neuorganisation der öf-
fentlichen Versicherungslandschaft im Os-
ten. Zunächst hatte der Verband Anfang 
1990 ein Gespräch mit der staatlichen Versi-
cherung der DDR über eine Übernahme ge-
führt; dies war allerdings ergebnislos verlau-
fen. Um keine Zeit gegenüber der privaten 
Konkurrenz zu verlieren und auch der Allianz 
nach der Übernahme der staatlichen Versi-
cherung der DDR Paroli bieten zu können, 
gründete die Gruppe der öffentlichen Ver-
sicherer gemeinsam mit den neu formier-
ten ostdeutschen Sparkassen ein Jahr nach 
dem Fall der Mauer am 12. November 1990 
die „Öffentliche Sparkassenversicherung in 
Ostdeutschland AG“ mit Sitz in Düsseldorf 
und Potsdam. Dieser neue öffentliche Scha-
denversicherer sollte als Gemeinschaftsun-
ternehmen flächendeckend im Gebiet der 
ehemaligen DDR tätig werden und einen an-
gemessenen Marktanteil für die öffentlichen 
Versicherer sicherstellen.

Allerdings verkaufte die „Öffentliche Spar-
kassenversicherung in Ostdeutschland“ kei-

ne einzige Police. Der Plan für eine Gemein-
schaftsversicherung wurde von der Dynamik 
der Ereignisse in der Wendezeit überholt. 
Einzelne öffentliche Versicherer aus West-
deutschland hatten sich mittlerweile selbst 
der Erschließung der neuen Länder ange-
nommen. Diese Entwicklung spiegelte letzt-
lich die Unabhängigkeit und die Individuali-
tät wider, wie sie die öffentlichen Versicherer 
auszeichnen. Die öffentliche Versicherungs-
landschaft in Ostdeutschland wurde am En-
de nicht über einen zentralen strategischen 
Beschluss des Verbands geschaffen, son-
dern regional vor Ort, im Zusammenwirken 
von einzelnen westdeutschen Versicherern 
und den örtlichen ostdeutschen Sparkassen 
mit den sich bildenden neuen Ländern. 

Unterschiedliche Wege zum Erfolg 
Dabei gingen die einzelnen Versicherer beim 
Aufbau in Ostdeutschland ganz unterschied-
liche Wege: Im Norden dehnte die Provinzial 
Schleswig-Holstein ihr Tätigkeitsgebiet auch 
auf Mecklenburg-Vorpommern aus. In Berlin 
knüpfte die Feuersozietät/Öffentliche Leben 
an die Vorkriegstradition an und wurde – mit 
einem Zweitsitz in Potsdam – wieder in Bran-
denburg tätig. Als Träger fungierten damals je 
zur Hälfte die Länder Berlin und Brandenburg.
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Auch in Thüringen trat ein Versicherer
aus dem Westen auf: Die Geschäftstätig-
keit der damaligen „SparkassenVersiche-
rung Öffentliche Versicherungsanstalt
Hessen-Nassau“ wurde nach der Schaf-
fung eines länderübergreifenden Sparkas-
senverbands Hessen-Thüringen auch auf 
Thüringen ausgedehnt. Träger waren zu 
90 % der Sparkassen- und Giroverband 
Hessen-Thüringen und zu 10 % der Spar-
kassen- und Giroverband Rheinland-Pfalz. 

In Sachsen und Sachsen-Anhalt entstan-
den aus der Kooperation der ostdeutschen 
Sparkassen mit öffentlichen Versicherern 
aus dem Westen eigene neue Versicherer. 
1992 wurden von den öffentlichen Versi-
cherern aus Bayern und Baden-Württem-
berg und den sächsischen Sparkassen die 
„Sparkassen-Versicherung Sachsen Le-
bensversicherung AG“ und die „Sparkas-
sen-Versicherung Sachsen Allgemeine  
Versicherung AG“ mit Sitz in Dresden aus 
der Taufe gehoben. An der ebenfalls neu
gegründeten „S.V. Holding AG“ übernah-
men die sächsischen Sparkassen 51 % ,
die übrigen 49 % hielten über eine Betei-
ligungsgesellschaft die damalige Sparkas-
sen-Versicherung Lebensversicherung
Baden-Württemberg AG und die Bayern
Versicherung.

Auch Sachsen-Anhalt erhielt 1991 mit  
der „ÖSA Öffentliche Versicherung Sach-
sen-Anhalt“ einen eigenen Versicherer.  
Als Starthelfer aus dem Westen übernah-
men die niedersächsischen Nachbarn 
Landschaftliche Brandkasse Hannover  
und Öffentliche Sachversicherung Braun-
schweig zusammen 50 % des Kapitals;  

die andere Hälfte ging an den Sparkassen-
beteiligungsverband Sachsen-Anhalt. 

Vom Wiedervereinigungsboom profitierten 
in der Folgezeit auch die öffentlichen Ver-
sicherer – wenn auch nicht in so extremem 
Umfang wie manche privaten Gesellschaf-
ten, die massiv auf den Vertrieb in den 
neuen Ländern gesetzt hatten. Etliche von 
diesen Gesellschaften und den großen Ver-
triebsorganisationen sind allerdings mitt-
lerweile wieder aus Ostdeutschland ver-
schwunden. Dafür zählen die öffentlichen 
Gesellschaften heute vor Ort zu den Markt-
führern und ernten somit die Früchte einer 
soliden, auf Langfristigkeit angelegten Auf-
bauarbeit in den neuen Ländern.

Mit der Neuordnung der Landschaft in 
Ostdeutschland war auch für die öffentli-
chen Versicherer die Nachkriegszeit end-
gültig abgeschlossen, und sie kehrten in 
alte Kerngebiete zurück. Aus der Trüm-
merlandschaft nach 1945, in der nur die 
Gesellschaften im Westen überlebt hat-
ten, war eine neue Einheit geworden, und 
öffentliche Versicherer gab es nun wieder 
flächendeckend im ganzen Land.
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Zwischen Deregulierung und Globalisierung (1994–2011)

Eine Zeit der 
Herausforderungen
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Ddie deutsche Wiedervereinigung 
und die Ordnung der öffentlichen 
Versicherungslandschaft in den 

neuen Bundesländern waren nicht die 
einzigen Herausforderungen, denen sich 
die öffentlichen Versicherer und der Ver-
band stellen mussten. In den 1990er-Jah-
ren griff die Politik, getrieben vom Ge-
danken, einen europäischen Binnenmarkt 
auch für die Assekuranz zu schaffen, tief 
in den Versicherungsmarkt ein. Unter dem 
Schlagwort „Deregulierung“ veränderten 
sich die Existenzbedingungen der gesam-
ten Versicherungswirtschaft grundlegend. 
Für die deutschen Versicherer wurde die 
Deregulierung zu einer Zeitenwende.

Das Ende der Monopole 
Die öffentlichen Versicherer waren davon 
besonders stark betroffen. Zum 1. Juli 1994 
wurden mit der Umsetzung der „Dritten 
Schadenversicherungsrichtlinie“ der Euro-
päischen Union die Monopolrechte in der 
Gebäude-Feuerversicherung aufgehoben. 
Damit endete eine jahrhundertealte Form 
der öffentlichen Versicherung. Die zwölf 
in Deutschland tätigen Monopolversiche-
rer, die mehr als die Hälfte des Gebiets der 
alten Bundesrepublik abgedeckt hatten, 
wurden zu diesem Zeitpunkt in den freien 
Wettbewerb entlassen und mussten sich in 
ihrer Region am Markt behaupten.

Für den Verband bedeutete das eine Er-
weiterung seiner Aufgaben: Er stellte nun 
das Know-how und die Serviceleistungen  
bereit, die den ehemaligen Monopolan-
stalten das Überleben und den Erfolg im 
neuen Wettbewerb erleichterten. Dazu 
gehörten die Hilfe bei der Risikobewer-

Zurück zu den Verbandswur-

zeln: Verbandsvorsitzender 

Konsul Klaus R. Uschkoreit 

(vordere Reihe, 2. von rechts) 

lud 1997 zur Mitgliederver-

sammlung nach Berlin ein.  

Als Gast begrüßte er Horst 

Köhler, damals in seiner 

Funktion als Präsident des 

DSGV.

Im Zeichen Europas – 

die Neuordnung der 

Versicherungsmärkte 

veränderte die Rahmen-

bedingungen für die 

öffentlichen Versicherer 

tiefgreifend.
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Monopolanstalten

tung und bei der Kalkulation von wettbe-
werbsfähigen Tarifen und neuen Versiche-
rungsbedingungen.

Druck aus Brüssel
Auf Druck Brüssels wurde der europäische 
Binnenmarkt auch in der Versicherungs-
wirtschaft umgesetzt, sodass jeder Versi-
cherer im jedem Land der europäischen 
Union das Geschäft aufnehmen können 
sollte. Das brachte aber nicht nur das Ende 
der Monopolanstalten in der Gebäudever-
sicherung, sondern auch eine tiefgreifen-
de Deregulierung des bisher streng vom 
Staat kontrollierten deutschen Markts. 

Der Staat zog sich damals unter dem po-
litischen Schlagwort „Liberalisierung der 
Märkte“ in vielen Ländern Stück für Stück 
aus der Wirtschaft zurück. Das galt auch 
für seinen Einfluss auf die Assekuranz.  
Bis dahin hatte in Deutschland das Auf- 
sichtsamt die Tarife und Versicherungs-
bedingungen vorgegeben. Ab jetzt wurde 
das weitgehend dem freien Markt überlas-
sen, und die Aufsicht beschränkte sich nur 
noch auf Eingriffe bei Missständen. 

Nach vielen Jahren eines von der Aufsicht 
behüteten Markts mit sehr auskömmlichen 
Bedingungen und Tarifen für alle Versiche-
rer wehte nun plötzlich der raue Wind des 

freien Wettbewerbs durch die deutsche  
Assekuranz. Es kam zu einem scharfen 
Preiswettbewerb in Schlüsselsparten wie 
der Kfz-Versicherung, Marktanteile verän-
derten sich, Gewinne gingen zurück, eine 
zunehmend kritische Öffentlichkeit setzte 
die Branche unter Druck.

Unter den verschärften Marktbedingungen 
begann sich die traditionell stark zersplit-
terte deutsche Versicherungslandschaft 
zu konsolidieren. Diese Konzentrations-
bewegung hält bis heute an: Übernahmen 
und Fusionen sind nichts Ungewöhnliches 
mehr, immer größere Gruppen bilden sich 
sowohl bei den Aktiengesellschaften als 
auch bei den Versicherungsvereinen.

Sparkassen als neue Eigentümer
Auch die öffentlichen Versicherer sind von 
dieser Entwicklung erfasst. Bei ihnen kam 
aber zusätzlich zu den genannten Formen 
der Deregulierung noch eine weitere ein-
schneidende Veränderung hinzu. In den 
1990er-Jahren bestimmte ein Trend zur 
Liberalisierung der Wirtschaft die interna-
tionale Politik. Das hatte unmittelbare 
Folgen für die öffentlichen Versicherer: 
Bisher waren es in der Regel die Länder
gewesen, die als Träger des öffentlichen
Versicherungswesens fungiert hatten. Mit-
te der 1990er-Jahre ging die Gewährträ-

Baden-Württemberg (Badische Gebäudeversi-

cherungsanstalt, Karlsruhe, Württembergische

Gebäudebrandversicherungsanstalt, Stuttgart)

Bayern (Bayerische Landesbrandversicherungs-

anstalt, München)

Berlin (Feuersozietät als Pflichtanstalt)

Niedersachsen (nur zum Teil: Braunschweigi-

sche Landesbrandversicherungsanstalt,  

Oldenburgische Landesbrandkasse,  

Ostfriesische Landschaftliche Brandkasse, Aurich)

Hamburg (Hamburger Feuerkasse)

Hessen (Hessische Brandversicherungsanstalt, 

Kassel, Hessische Brandversicherungskammer, 

Darmstadt, Nassauische Brandversicherungs- 

anstalt, Wiesbaden)

Nordrhein-Westfalen (nur zum Teil: Lippische

Landes-Brandversicherungsanstalt, Detmold)

Rheinland-Pfalz (nur zum Teil: Bayerische  

Landesbrandversicherungsanstalt, Hessische 

Brandversicherungskammer, Nassauische  

Brandversicherungsanstalt)

1994 endete eine zum

Teil mehr als drei Jahr-

hunderte lange Zeit als

Monopolversicherer in

der Gebäudeversicherung.
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gerschaft im Zuge der Liberalisierung bei 
den meisten Gesellschaften von den Län-
dern auf die regionalen Sparkassen- und 
Giroverbände sowie Sparkassen als Träger 
beziehungsweise Aktionäre über. Damit 
war die Existenz der öffentlichen Versiche-
rer auf eine neue Grundlage gestellt.
 
Die Beziehung von Sparkassen und öf-
fentlichen Versicherern hat alte Wurzeln. 
Schon bei der Gründung einiger öffentli-
cher Lebensversicherer in den 1920er-Jah-
ren waren die Sparkassen beteiligt. Versi-
cherer und Sparkassen eint seit jeher ein 
ähnliches Rollenverständnis: Beide arbei-
ten nach dem Regionalprinzip und füh-
len sich dem Gemeinwohl verpflichtet. 
Beide sind in ihrer Region tief verankert 
und spielen dort eine führende Rolle. Die 

Mit der Gemeinschafts-

werbung der öffentlichen 

Versicherer wurde in den 

1990er-Jahren versucht, 

eine Klammer über alle 

Unternehmen zu ziehen. 
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räumliche und auch persönliche Nähe zum 
Kunden bestimmt ihr Handeln. Sparkassen 
und öffentliche Versicherer konnten in den 
meisten Fällen bereits auf eine lange, er-
folgreiche Vertriebspartnerschaft zurück-
blicken. Durch die neue Rolle der Sparkas-
sen als Eigentümer und Träger sowie als 
Hauptvertriebspartner sind beide Seiten in 
der Sparkassen-Finanzgruppe noch enger 
miteinander verbunden.

Rückzug des Staats
Mit der Übernahme der Trägerschaft durch 
die Sparkassen zog sich der Staat, der zum 
Teil jahrhundertelang die Geschicke der öf-
fentlichen Versicherer bestimmt hatte, aus 
dem Versicherungsgeschäft weitgehend 
zurück. Mit den kommunal verwurzelten 
Sparkassen als neue Eigentümer blieben 
die Versicherer in der öffentlich-rechtlichen 
Einflusssphäre. 

Im Gegensatz zu den staatlichen Eigen-
tümern stellten die neuen Träger aber 
auch neue Anforderungen an die öffent-
lichen Versicherer. So verstärkte sich der 
Druck, eine angemessene Rendite zu er-
wirtschaften, und es erhöhten sich die An-
forderungen an die gemeinsamen Ver-
triebsanstrengungen von Sparkassen und 
öffentlichen Versicherern.

Die öffentlichen Versicherer hatten es  
also mit einer dreifachen Herausforderung 
zu tun: Wegfall des Monopols, freier Wett-
bewerb und neue Eigentümer. Sie haben 
auf diese Herausforderungen erfolgreich, 
aber regional unterschiedlich reagiert.  
Alle Gesellschaften haben dem neuen 
Wettbewerb gut standgehalten und sich 
in ihren regionalen Märkten behauptet. 
Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass 
die öffentlichen Versicherer auf die neuen 

Das Thema Schaden-

verhütung ist bei den 

öffentlichen Versicherern 

seit langem Bestandteil 

der gemeinschaftlichen 

Arbeit.

Die Zusammenarbeit mit 

den Sparkassen hat eine 

lange Tradition – Anzeige 

der ÖVA Sachsen aus den 

1920er-Jahren.
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Marktbedingungen mit einer verstärkten 
Bewegung zur Konzentration und zur  
Bildung von größeren Gruppen reagiert 
haben. Zwar lässt sich schon seit dem  
19. Jahrhundert ein Trend zur Konsolidie-
rung nachweisen. Mit der Deregulierung 
bekam dieser Trend allerdings eine neue 
Dynamik. 

Konzernbildung bei den öffentlichen 
Versicherern
Mit der Deregulierung hat sich die Land-
schaft der öffentlichen Versicherer stark ge-
wandelt. Erstmals in der Geschichte kam es 
zu Konzernbildungen. Die größten Verän-
derungen gab es zunächst in den Bundes-
ländern Hessen, Baden-Württemberg und 
Bayern, wo aus mehreren Einzelunterneh-
men große öffentliche Versicherungskon-
zerne mit einem bis dahin nie erreichten 
Geschäftsvolumen entstanden. In Hessen 
wuchs parallel zur Neuordnung der Spar-
kassenlandschaft unter Einschluss der nach 
dem Mauerfall neu hinzugekommenen Ak-
tivitäten in Thüringen bis 1997 eine neue 
„SV Sparkassen-Versicherung Öffentliche 
Versicherungsgesellschaft Hessen-Nassau-
Thüringen“ zusammen. In Baden-Württem-
berg formierte sich bis zum Jahr 2000 unter 
dem Dach der „SV Sparkassen-Versicherung 
Baden-Württemberg Holding AG“ ein gro-
ßer öffentlicher Versicherungskonzern. Und 
in Bayern wurde zwischen 1995 und 1999 
unter dem Konzerndach „Versicherungs-
kammer Bayern“ der größte öffentliche Ver-
sicherer Deutschlands geschaffen. 

In einer nächsten Stufe der Konzentrations- 
bewegung entstanden dann nach dem 
Jahr 2000 auch überregionale Konzerne. 

So taten sich 2004 die Sparkassen-Versi-
cherer in Baden-Württemberg und Hes-
sen-Nassau-Thüringen zur „SV Sparkassen-
Versicherung“ zusammen. 2005 verbanden 
sich die Westfälische Provinzial und die 
Provinzial Nord zum „Provinzial NordWest 
Konzern“. Die Versicherungskammer Bay-
ern erweiterte ihr Tätigkeitsgebiet durch 
die Übernahme der Saarland Versicherun-
gen (2002) und der Feuersozietät/Öffent- 
liche Leben Berlin-Brandenburg (2004). 

Um die herausgehobene

Marktstellung der 

Öffentlichen auch im 

überregionalen Vergleich 

darzustellen, berichtete 

der ehemalige Verbands-

vorsitzende Dr. Heiko 

Winkler (links) auf der 

Jahrespressekonferenz 

des Verbands 2002 über 

die Geschäftszahlen der 

Gruppe.
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Außerdem wurden bereits im Jahr 2000 
die Krankenversicherungsaktivitäten unter 
dem Dach der Consal zusammengefasst. 
Und 2009 übernahm die Provinzial Rhein-
land die Gewährträgerschaft der Lippi-
schen Landes-Brandversicherungsanstalt.

Konzentration und Kooperation
Mit dieser Konzentrationsbewegung hat 
sich seit dem 75-jährigen Jubiläum des 
Verbands im Jahr 1986 die Zahl der Mit-
gliedsunternehmen deutlich von 29 selbst-
ständigen Versicherern auf mittlerweile  
11 Erstversicherungsgruppen reduziert. 
Aus dem bunten regionalen „Flickentep-
pich“ der öffentlichen Versicherung ist eine 
strukturierte Landschaft geworden, die von 
fünf größeren Gruppen geprägt wird, auf 
die über 90 Prozent der Bruttobeitragsein-
nahmen der gesamten Gruppe entfallen.

Viele der 19 öffentlichen 

Versicherungsunterneh-

men des Jahres 1990 

haben sich bis heute 

im Zuge des Konsoli-

dierungsprozesses zu 

fünf großen regionalen 

Gruppen zusammenge-

schlossen.

Welche weitere Entwicklung diese Konzen-
trationsbewegung nehmen wird, ist aus 
heutiger Sicht offen. Beeinflusst von der  
zukünftigen Wettbewerbsintensität auf 
dem deutschen Versicherungsmarkt, aber 
auch von den regionalpolitischen Gege-
benheiten und den allgemeinen Entwick-
lungen im öffentlichen Finanzwesen nach 
den Auswirkungen der Finanzkrise, werden 
sicher auch in den folgenden Jahren die 
nächsten Kapitel in der Geschichte der öf-
fentlichen Versicherungswelt geschrieben –  
und auch die nächsten Kapitel in der Ge-
schichte des Verbands.

Was bedeutet heute „öffentlich“?
Das Besondere an den neu formierten Ver-
sicherern: Sie agieren nun überwiegend  
in der Rechtsform der Aktiengesellschaft 
auf dem Markt. Aber auch die traditionelle  
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Prominente Gastredner 

bereichern die jährlichen 

Mitgliederversammlun-

gen der öffentlichen Ver-

sicherer, wie hier Klaus 

von Dohnanyi im Jahr 

2007 in Oldenburg.

Form der „öffentlich-rechtlichen Anstalt“ 
wurde beibehalten. Marktliberalisierung 
und Eigentümerwechsel haben aus den  
öffentlichen Versicherern von der Rechts-
form her ganz „normale“ Unternehmen ge-
macht, die sich auf den ersten Blick nicht 
mehr von anderen Versicherern am Markt 
unterscheiden. Über die Eigentümerschaft 
der Sparkassen bleiben sie aber doch wei-
ter dem öffentlichen Gedanken und den 
kommunalen Aufgaben verpflichtet. Die 
Konzentration auf die Region und die 
Funktion, die sie wie ihre Mütter als wichti-
ger Wirtschaftsfaktor und große Arbeitge-
ber, aber auch als Unterstützer von sozia-
len und kulturellen Einrichtungen spielen, 
definiert heute ganz wesentlich ihre Rolle 
als „öffentliche“ Versicherer. Sie verstehen 
sich als multiregionale Versicherungsgrup-
pen mit regionalem Marktauftritt. 

Damit bilden sie im Zeitalter der Globalisie-
rung einen Gegenpol zu den großen Ver-
sicherungskonzernen, die sich längst als 
Global Player verstehen und ihr Deutsch-
landgeschäft nur als eine Einheit von vielen 
führen, die bei Bedarf auch mit anderen  
internationalen Einheiten zusammenge-
legt werden kann. Aber viele Menschen 
sind nach der letzten Finanzkrise besorgt 
und fühlen sich den entfesselten Kräften 
eines globalen Finanzmarkts ausgesetzt. 
Starke regionale Sparkassen und öffentli-
che Versicherer, die stabil und solide durch 
die Stürme der Finanzkrise gesteuert sind, 
bieten einen Gegenpol zur Globalisierung, 
die viele Kunden verunsichert.

Jürgen Rehmann (links) 

führte Verband und 

Deutsche Rück seit 1996 

und übergab den Stab im 

Dezember 2008 an den 

neuen Vorstandsvorsit-

zenden Dr. Arno Junke.
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Der Verband als moderner Dienstleister

Neues Rollenverständnis
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Mit den grundlegenden Verände-
rungen in der Landschaft der 
öffentlichen Versicherer wurde 

auch der Verband vor die Herausforderung 
gestellt, seine Rolle und seine Aufgaben an 
diese Veränderungen anzupassen. Bis da-
hin hatte er seit dem Neubeginn nach dem 
Zweiten Weltkrieg im Wesentlichen als Mo-
derator im vielstimmigen Konzert der Mit-
gliederinteressen agiert, der vermittelnd 
und ausgleichend die große Vielfalt der  
öffentlichen Versicherungslandschaft zu-
sammenhielt. Mit dem Konzentrations-
prozess der letzten Jahre hat sich diese 
Landschaft verändert – und mit ihr die Auf-
gaben, die der Verband übernommen hat. 

Veränderte Kräfteverhältnisse
Das Kräfteverhältnis zwischen den einzel-
nen Gesellschaften hat sich verschoben; 
heute sind einige Mitgliedsunternehmen 
zu Konzernen herangewachsen, deren 

Das Zentrum der gemeinsa-

men Aktivitäten in der Gruppe 

befindet sich heute an der 

Hansaallee 177 in Düsseldorf.

Der aktuelle Verwaltungs-

ratsvorsitzende des Ver-

bands öffentlicher Versiche-

rer und VKB-Chef Friedrich 

Schubring-Giese (Bildmitte) 

unterhält sich angeregt auf 

der 1 Voraus-Vertriebsgala 

der Sparkassen. 
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Größe die traditionellen Dimensionen der 
öffentlichen Versicherer weit übersteigt 
und die in den eigenen Häusern über 
Möglichkeiten verfügen, von denen die 
Führungskräfte der Brandkassen und Le-
bensversicherungsanstalten früherer Jah-
re nicht einmal zu träumen gewagt hätten.

Heute fungiert der Verband in erster Linie  
als spezialisierter Dienstleister für seine  
Mitgliedsunternehmen und schafft als 
Rückversicherer der öffentlichen Versiche-
rer eine solide Basis für deren Geschäft. In 
allen Sparten agiert der Verband heute als 
moderner, hochprofessioneller Rückversi-
cherer. Verbandsfunktion und Rückversi-
cherungsfunktion, die schon bei der Grün-
dung vor 100 Jahren die Arbeit prägten, 
sind heute untrennbar miteinander ver-
bunden. Gerade für die Prozesse zur Ent-
wicklung neuer Produkte ergeben sich aus 
der strategischen Partnerschaft unmittel-
bare Verknüpfungen mit der Rückversiche-
rung. Sie verkürzen die Entwicklungszeiten 
und sichern den Unternehmen über die 
unternehmensneutrale breite Datenbasis 
des Verbands sowie die Kenntnisse über 
die Rückversicherbarkeit neuer Risiken  
eine valide Kalkulationsbasis.

Zusammenarbeit in der 
Sparkassen-Finanzgruppe
Einen wesentlichen Anteil an den Ver-
bandsaufgaben hat inzwischen die  
Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Sparkassen- und Giroverband (DSGV),  
insbesondere die Begleitung und Vertre-
tung der öffentlichen Versicherer in den 
zentralen Fachgremien und bundeswei-
ten Vertriebsprojekten der Sparkassen. 

Im Gegenzug dieser Kooperation sind 
Vertreter des DSGV in die Gremienarbeit 
des Verbands einbezogen.

Sowohl im Privatkundengeschäft als auch 
im Firmenkunden- und Kommunalge-
schäft sind die wesentlichen Kunden- und 
Zielgruppen der Sparkassen und der öf-
fentlichen Versicherer nahezu identisch, 
sodass sich aus ihrer Zusammenarbeit 
bedeutende Synergieeffekte bei der Aus-
schöpfung der gemeinsamen Marktpo-
tenziale ergeben. So sind die öffentlichen 
Versicherer inzwischen mit ihren Produk-
ten und Dienstleistungen systematisch in 
alle Beratungs- und Verkaufskonzepte der 
Sparkassen, insbesondere in die Sparkas-
sen-Finanzkonzepte, eingebunden. Die 
intensive Zusammenarbeit in den Gremi-
en liefert auch Anstöße zur Entwicklung 
sparkassenspezifischer Produkte: Dazu 
gehören etwa die Restkreditversicherung, 
die Bürgschaftsversicherung, bAV-Pro-
dukte, ein Komplettangebot zur Autofi-
nanzierung und -versicherung sowie die 
Absicherung von Werttransporten. 

Vor diesem Hintergrund ist der Verband 
außerdem in die aktuelle Projektarbeit 
zur Organisation des Qualitätsmanage-
ments der Sparkassen im Rahmen ihrer 
breit angelegten Qualitätsoffensive ein-
gebunden. Neben der Funktion als zent-
raler Ansprechpartner der Versicherer zur 
Produktentwicklung und zu gemeinsamen 
Vertriebsprojekten der Sparkassen koor-
diniert der Verband die Kontakte und ge-
meinsamen Projekte mit der Deutschen 
Leasing, der DekaBank sowie der Bundes-
geschäftsstelle der Landesbausparkassen.

In mehr als 60 verschie-

denen Verbandsgremien 

tauschen sich heute 

Experten aller Mitglieds-

unternehmen auf unter-

schiedlichsten Gebieten 

miteinander aus. 
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In zahlreichen Publika-
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Verband sowohl seine 

Mitglieder als auch die 

Öffentlichkeit – etwa 
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Auch die Zusammenarbeit des Verbands 
mit der Hochschule der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe in Bonn ist Teil der engen Ko-
operation. Die Hochschule bietet einen 
Studiengang mit dem Schwerpunkt Versi-
cherungen an; außerdem haben die öffent-
lichen Versicherer an der Hochschule einen 
Stiftungslehrstuhl für Versicherungsrecht 
eingerichtet. 

Aktuell haben die Verbandsgremien die 
Diskussion zur Einführung eines gemein-
samen Qualitätsmanagementsystems für 
Agenturen und ihrer Zertifizierung aufge-
nommen und die Vorbereitungen für ein 
entsprechendes Projekt in Auftrag gege-
ben. Über den Zertifizierungsprozess sol-
len die Abläufe in den Agenturen struk-
turiert erfasst und ihre gleichbleibende 
Qualität gesichert werden. Durch Zeit- und 
Kostenersparnis soll außerdem mehr Zeit 
für den Vertrieb – und somit für die Kun-
dengewinnung und -pflege – gewonnen 
werden. Ein wesentliches Ziel ist es dabei, 
die Kundenzufriedenheit zu verbessern
und somit Storni zu verringern sowie die 
Cross-Selling-Quote zu erhöhen.  

Im direkten Austausch mit den 
Mitgliedern
Als Dienstleister liefert der Verband um-
fangreiche Daten- und Marktanalysen spe-
ziell für den Kreis der öffentlichen Versi-
cherer. Seine statistische und aktuarielle 
Arbeit geht dabei durch die Möglichkeit 
zur Erfassung zusätzlicher Detailinforma-
tionen weit über die Branchenauswertun-
gen des GDV hinaus. Das große Datenvo-
lumen bildet die Grundlage für die zentrale 
Bereitstellung aktueller unternehmens-

neutraler Kalkulationsgrundlagen, die Ana-
lyse risikogerechter Tarifmodelle sowie die 
Verwendbarkeit zusätzlicher Tarifmerkma-
le für alle Sparten. Der Verband entwickelt 
und bietet unverbindliche Netto-Risiko-
tarifempfehlungen an, auch zu Versiche-
rungszweigen, die vom GDV nicht näher 
betrachtet werden. Außerdem erarbeitet 
er im engen Austausch mit seinen Mitglie-
dern neue Bedingungswerke, erstellt Wett-
bewerbsanalysen und untersucht aktuelle 
Entwicklungen etwa auf den Kapitalmärk-
ten oder in der Rechtsprechung. 

Ein erheblicher Teil der Verbandsarbeit voll-
zieht sich dabei im direkten Austausch mit 
den Mitgliedern: etwa über Fachgremien, 
die alle für die öffentlichen Versicherer re-
levanten Gebiete abdecken und in der die 
Fachleute aus den Mitgliedsunternehmen 
mit den Fachleuten des Verbands zusam-
menarbeiten. Über 60 verschiedene Gremi-
en gibt es momentan. Dazu kommen Fach-
foren und Fachpublikationen zu einzelnen 
Spezialthemen. Auch die kleinen und mitt-
leren Unternehmen zeigen hier starke Prä-
senz und ziehen erheblichen Nutzen aus 
der Gemeinschaftsarbeit.

Diese Einrichtungen dienen dem Informati-
onsaustausch zwischen den Versicherern –  
sie treiben aber auch die eigentliche Ar-
beit des Verbands voran. In den Fachgre-
mien werden die Aufgaben und Projekte 
für die gemeinsame Zusammenarbeit ge-
neriert: etwa für neue Produktkonzepte, 
die der Verband dann vorbereitet und be-
treut, bis sie bei den Mitgliedsunterneh-
men umgesetzt werden. Das Herz der mo-
dernen Verbandsarbeit schlägt in dieser 

Die Rolle der Versicherer der Sparkassen 
im Markt der Vorsorgeprodukte

Hand in Hand: Die 

gemeinsame Broschüre 

des Verbands öffentli-

cher Versicherer und des 

DSGV für ehrenamtlich 

Tätige ist im Rahmen 

der Initiative Deutscher 

Bürgerpreis „für mich.für 

uns.für alle.“ entstanden.

Positionspapiere zu 

unterschiedlichsten The-

men werden im Verband 

in enger Zusammenarbeit 

mit seinen Mitgliedsun-

ternehmen erarbeitet.

Freuen sich gemeinsam 

über die von den Öffent-

lichen eingerichtete 

erste Stiftungsprofessur 

an der Hochschule der 

Sparkassen-Finanzgruppe 

(von links): DSGV-Referent  

Dr. Jens Piorkowski,  

Hochschulrektor  

Prof. Eberhard Stickel, 

Sparkassen-Präsident 

Heinrich Haasis, Verwal-

tungsratsvorsitzender 

des Verbands öffentlicher 

Versicherer Friedrich 

Schubring-Giese sowie 

ÖRAG Rechtsschutz-Vor-

stand und Hochschulrats-

mitglied Klaus R. Hartung.
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engen Kooperation der Fachleute aus al-
len öffentlichen Versicherungsgesellschaf-
ten mit den Spezialisten aus dem Verband. 
Was in den Gründerzeiten ein dominieren-
der Verband meist für alle verbindlich vor-
gab, wird heute im engen Austausch der 
Mitglieder gemeinsam, aber unter Beach-
tung der Bestimmungen des Kartellrechts 
unverbindlich erarbeitet. 

Die enge Zusammenarbeit schafft be-
trächtliche Synergien – neue Produktideen  
können zum Beispiel schneller und kosten- 
günstiger auf den Markt gebracht werden.  
Anders als noch vor einigen Jahren spielt 
der Verband heute bei den gemeinsamen 
Projekten und in den gemeinsamen Gre-
mien eine wesentlich aktivere Rolle. Er  
versteht sich als Treiber – etwa für neue 
Produktkonzepte oder neue Wege in der 
Risiko- und Leistungsprüfung, wie zum 
Beispiel beim Tele-Underwriting. 

Gemeinsame Positionen zu aktuellen 
Themen
Aktuelle Themen wie Nachhaltigkeit, CO

2-
Neutralität und erneuerbare Energien be-
rühren die öffentlichen Versicherer in ihrer 
geschäftlichen Kernkompetenz ebenso wie 
bei der Organisation ihrer Unternehmen. 
Die aus der gemeinsamen Position der Ge-
meinwohlorientierung abgeleitete nachhal-
tige Geschäftspolitik der öffentlichen Versi-
cherer und die Umsetzung dieser Prinzipien 
im unternehmerischen Handeln dienen 
der langfristigen Sicherung ihrer Unterneh-
menswerte, ihres Ansehens und der Wert-
schätzung der Menschen in den regionalen 
Geschäftsgebieten. Sie helfen, die Zukunfts-
fähigkeit der Unternehmen zu sichern.

Verband und Deutsche Rück haben den 
verantwortungsvollen Umgang mit Res-
sourcen konsequent aufgegriffen und 
sich als klimaneutrale Unternehmen auf-
gestellt. Seit 2009 sind beide Unterneh-
men umweltzertifiziert und beteiligen sich 
an EMAS, dem „Eco-Management und Au-
dit-Scheme“. Mit der Installation einer der 
größten Fotovoltaik-Dachanlagen in NRW 
im Düsseldorfer Hansapark wurde dieses 
Engagement im Jahr 2010 fortgesetzt.  
Höhere Energieeffizienz durch technische 
Modernisierungen und die Sensibilisierung 
und Motivation zu klimabewusstem Verhal-
ten der Mitarbeiter wurden im Rahmen des 
Umweltmanagementsystems (UMS) um-
gesetzt und haben zu einer Reduktion der 
Kohlendioxid-Emission geführt. 

Das Engagement des Verbands zur Nach-
haltigkeit hat über den Aufbau von Know-
how auch Eingang in die verschiedenen 
Felder der Verbandstätigkeit gefunden. Um 
die Diskussionen über die Konsequenzen 
der Nachhaltigkeit für die Bewertung von 
Risiken und die Bereitstellung neuer Pro-
dukte und Dienstleistungen in den Fach-
gremien zu begleiten, bereitet der Verband 
die notwendigen inhaltlichen, rechtlichen 
und statistischen Grundlagen auf. 

Auch darüber hinaus engagiert sich der 
Verband beim Thema Nachhaltigkeit in 
zahlreichen Projekten: So hat er gemein-
sam mit dem Deutschen Sparkassen- und 
Giroverband, den regionalen Sparkassen-
verbänden und öffentlichen Versicherern 
die Klimawoche des Bundesministeriums 
für Umwelt unterstützt; im Geothermie-
kraftwerk Unterhaching hat er ein Forum 

Umweltbewusst und 

ökonomisch: Der Verband 

ließ auf den Dächern 

seiner Gebäude eine der 

größten Fotovoltaikan-

lagen Nordrhein-West-

falens installieren.

Das Telematik-System 

MeinCopilot sorgt bei 

Kunden der Öffentlichen 

seit April 2011 dafür, dass 

bei einem Kfz-Unfall per 

GPS automatisch Ein-

satzkräfte zum Unfallort 

gelotst werden – eine in 

ihrer Ausgestaltung ein-

malige Mehrwertleistung 

in der Assekuranz.
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zur Förderung erneuerbarer Technologi-
en durchgeführt. Mit dem Umwelt-Risk-
Tool wurde ein Informationssystem zur 
Unterstützung individueller Risikoein-
schätzungen im Bereich der betrieblichen 
Umweltschadenversicherung aufgelegt. 
Schadenverhütung und Schadenmanage-
ment werden gemeinsam mit dem Institut 
für Schadenforschung unter den Gesichts-
punkten der Ökologie weiterentwickelt.

Mit dem IF Star – Innovationspreis für Feu-
erwehren zeichnen die öffentlichen Ver-
sicherer seit 2010 in einem Wettbewerb 
Feuerwehren aus, die Konzepte und Maß-
nahmen zum vorbeugenden Personen-
schutz und zur Unterstützung schadenar-
mer Einsatztaktiken entwickelt haben. Der 
IF Star wird alle zwei Jahre von einer Jury  
des Feuerwehrverbands und Vertretern  
der öffentlichen Versicherer verliehen.  
Anschließend werden die jeweils besten 
Konzepte der Wettbewerbsbeiträge auf 
Fachforen gemeinsam mit dem Deutschen 
Feuerwehrverband präsentiert.

Alles in allem ist der Verband heute mit 
seinen Dienstleistungen viel dichter am 
Kerngeschäft der Mitgliedsunternehmen, 
indem er etwa zentrale operative Berei-
che wie das Leistungsmanagement oder 
den Vertrieb unterstützt. Um diese Funkti-
on ausfüllen zu können, hat der Verband in 
den letzten Jahren seine Expertise in die-

sem Feld kontinuierlich ausgebaut und 
zunehmend Fachleute mit Erstversiche-
rungserfahrung eingestellt. 

1999 zogen Verband und Deutsche Rück  
in das neue Zentrum der gemeinsamen 
Aktivitäten der öffentlichen Versicherer an 
der Hansaallee: Die Immobilie „Hansapark“ 
war schon 1992 erworben und ab 1998 
komplett umgebaut worden. Auf insge-
samt rund 8.000 qm Nutzfläche finden  
dort alle Mitarbeiter von Verband und 
Rückversicherung Platz.

In all diesen Tätigkeitsfeldern muss sich 
der Verband stets gegen die Konkurrenz 
von externen Dienstleistern am Versiche-
rungsmarkt behaupten. Sein Anspruch  
besteht darin, besser zu sein – besser als 
aktuarielle Beratungshäuser oder auch die 
großen Rückversicherer mit ihrem breiten 
Serviceangebot.

Rückversicherung als Kernfunktion des 
Verbands
Neben dem vielfältigen Dienstleistungsan-
gebot steht die Rückversicherung im Kern 
der modernen Verbandstätigkeit. Bereits 
mit der Gründung hatten die Verbände der 
öffentlichen Versicherer auch die Rückver-
sicherung ihrer Mitglieder übernommen. 
Dabei fuhr man zweigleisig: Die Feuerver-
sicherer betrieben ihre Rückversicherung 
schon sehr bald über eine eigene Aktien-

Gemeinsam mit dem 

Deutschen Feuerwehr-

verband zeichnen die 

Öffentlichen und ihr 

Verband alle zwei Jahre 

mit dem IF Star Feuer-

wehren aus, die sich in 

Sachen Schadenverhü-

tung besonders innovativ 

hervorheben – so wie hier 

2010 in Leipzig. 

Starke Partner: Die 

Deutsche Rück bietet 

zusammen mit ihrem 

Tochterunternehmen DR 

Swiss mittlerweile nicht 

nur den Öffentlichen 

Rückversicherungs-

schutz, sondern auch 

Versicherern außerhalb

der Gruppe. 

Das Geschäftsgebäude  

der im Jahr 2000 gegrün-

deten Deutsche Rück-

Tochter DR Swiss steht  

in Zürich, Am Löwentor-

platz 1.
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gesellschaft. Die Lebens- und HUK-Versi-
cherer betrieben ihre Rückversicherung 
seit 1911 im Wesentlichen in genossen-
schaftlicher Form. Über viele Jahrzehn-
te existierten diese beiden Varianten der 
Rückversicherung dann nach dem Zwei-
ten Weltkrieg unverbunden nebeneinan-
der: die Deutsche Rückversicherung AG in 
Hamburg und der Verband in Düsseldorf. 
Erst mit der Zusammenführung von Deut-
sche Rück und Verband 1989 kam die  
öffentliche Rückversicherung unter ein  
gemeinsames Dach und wird seither aus
einer Hand angeboten.

Die gemeinsame Rückversicherung der 
öffentlichen Versicherer funktioniert da-
bei arbeitsteilig: Die Deutsche Rück war 
seit ihrer Gründung im Jahr 1951 durch 
die öffentlichen Feuerversicherer schwer-
punktmäßig für die Deckung der Sachver-
sicherungszweige, insbesondere der Ge-
bäudeversicherung, zuständig. Hier geht 
es darum, die in einzelnen Jahren mög-
lichen hohen Schadenbelastungen etwa 
durch Naturkatastrophen zu bewältigen 
und Spitzenbelastungen in den Rückver-
sicherungsmarkt zu transferieren. Mittler-

weile hat die Deutsche Rück Angebot und 
Kundenkreis ausgeweitet und bietet auch 
Versicherern außerhalb des öffentlichen 
Lagers Rückversicherungsschutz. Mit der 
Gründung der Tochtergesellschaft „Deut-
sche Rückversicherung Schweiz AG – DR 
Swiss“ in Zürich im Jahr 2000 wurde die-
ser Erweiterung Rechnung getragen und 
auch die Möglichkeit geschaffen, neue For-
men der Risikoabdeckung für Erstversiche-
rer anzubieten.

Wettbewerbsvorteil genossenschaft- 
liche Rückversicherung
Die Rückversicherung über den Verband 
deckt dagegen Risiken aus der Lebensver-
sicherung und den HUK-Zweigen. Hierbei 
handelt es sich um weniger schwankungs-
anfälliges, langfristiges Geschäft, das ideal 
über ein genossenschaftliches System ab-
gedeckt werden kann. In einer Kommissi-
on legen die Mitglieder gemeinsam die
Gestaltung ihrer Rückversicherung fest; 
jeder öffentliche Versicherer wird dann 
aber individuell rückgedeckt. 

Auf diese Weise kann sehr transparent 
und langfristig berechenbar der benötigte 

Der Verwaltungsrat des 

Verbands öffentlicher 

Versicherer im Jubilä-

umsjahr (von links):

der stellvertretende 

Vorsitzende Dr. Robert 

Pohlhausen, Hannover; 

Ulrich Jansen, Düssel-

dorf; Gerhard Müller, 

Dresden; Ulrich Rüther, 

Münster; der Vorsitzende 

Friedrich Schubring-

Giese, München; Michael 

Doering, Braunschweig; 

Ulrich-Bernd Wolff von 

der Sahl, Stuttgart 



65

Der Vorstand des 

Verbands im Jahr des 

100. Unternehmens-

geburtstags (von links): 

Michael Rohde, Dr. Achim 

Hertel, Dr. Arno Junke 

(Vorsitzender), Frank 

Schaar (stellvertretender 

Vorsitzender) 

Rückversicherungsschutz zur Verfügung 
gestellt werden. Mit diesem sehr kosten-
günstigen System der Rückversicherung 
über den Verband haben die öffentlichen 
Versicherer einen erheblichen Wettbe-
werbsvorteil gegenüber dem Markt. 

Das Besondere an diesem genossenschaft-
lichen System: Es gibt keinen Interessen-
konflikt zwischen Kunde und Rückversiche-
rer. Alles, was der Verband einnimmt, wird 
nach Abzug des Kostenanteils auch wieder 
ausgeschüttet. Kein privater Rückversiche-
rer kann auf Dauer günstiger sein als der 
Verband. Im Laufe der letzten Jahrzehn-
te ist im Lager der öffentlichen Versicherer 
immer wieder einmal darüber nachgedacht 
worden, ob es nicht zweckmäßiger sei, die 
beiden unter einem Dach parallel betrie-
benen Formen der Rückversicherung zu-
sammenzulegen. Nach reiflicher Prüfung 
der Zahlen sprach man sich jedoch am En-
de immer für die Beibehaltung des „dua-
len Systems“ aus, das für Außenstehende 
und auf Synergieeffekte fixierte Berater zu-
nächst befremdlich erscheinen mag, aber 
bei genauerem Hinsehen zu einem zentra-
len Leistungsmerkmal der öffentlichen Ver-
sicherer in Deutschland gehört.

Vitaler Bestandteil des 
Geschäftsmodells
Der Verband liefert seinen Mitgliedern  
die Services eines professionellen Rück-
versicherungsunternehmens – und er 
macht die Rückdeckung des Geschäfts  
zu einem unschlagbar niedrigen Preis 
möglich. In dieser Doppelfunktion ist  
der Verband heute mehr als ein bloßer  
Interessenvertreter oder eine Kommuni-
kationsplattform für seine Mitglieder wie 
andere Wirtschaftsverbände: Er ist ein  
vitaler Bestandteil des Geschäftsmodells 
der öffentlichen Versicherer und sichert 
ihnen mit der genossenschaftlich betrie-
benen Rückversicherung ein Alleinstel-
lungsmerkmal im Markt. 

Schon bei der Gründung des Verbands 
war die gemeinsame Rückversicherung 
ein zentrales Fundament seiner Arbeit. 
Im wechselvollen Verlauf seiner Existenz 
ist es dem Verband gelungen, dieses 
Fundament durch alle Höhen und Tiefen 
der öffentlichen Versicherungsgeschich-
te der letzten 100 Jahre zu bewahren 
und seine Rolle heute in zeitgemäßer, 
hochprofessioneller Form als moderner 
Dienstleister auszufüllen. 
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Die öffentlichen Versicherer
im Porträt 

Regionalität ist das Markenzeichen der 
öffentlichen Versicherer – und ihre unver-
gleichliche Stärke. Denn das Fundament 
des erfolgreichen Geschäftsmodells al-
ler Öffentlichen ist die Konzentration  
auf das jeweilige regionale Geschäftsge-
biet und die dezentrale Markt-, Ergebnis- 
und Vertriebsverantwortung. Zugleich  
arbeiten die öffentlichen Versicherer eng 
im Verbund mit den Sparkassen zusam-
men. Wie sie sind die Öffentlichen in ih-
rer Region häufig Marktführer im Privat-
kundengeschäft. Daher verfügen sie über 
starke Marken mit einem hohen Bekannt-
heitsgrad sowie einem hohen realen Ver-
mögenswert. Der Nachteil der regiona-
len Begrenzung ihrer Geschäftsgebiete 
geht Hand in Hand mit dem Vorteil einer 
über viele Jahre gewachsenen Veranke-
rung in ihren Regionen. Die Öffentlichen 
verfügen deshalb über detaillierte Markt-
informationen, die bundesweit oder in-
ternational tätigen Wettbewerbern kaum 
zugänglich sind. Als Spezialisten für ihre 
Region können die öffentlichen Versiche-
rer damit ihre Marktpotenziale nicht nur 
zuverlässig einschätzen, sondern auch 
gewinnbringend nutzen. Und schließ-
lich profitieren vor allem die Menschen 
in der Region davon. Denn die Öffentli-
chen sind nicht nur ein zuverlässiger Ar-
beitgeber und Ausbilder für die Region, 
sondern engagieren sich für das Gemein-
wohl auch sozial und kulturell.

Wettbewerbsvorteile durch 
gemeinsame Arbeit  
Im Rahmen von bilateralen Kooperatio-
nen bis hin zu Gemeinschaftsunterneh-
men arbeiten die öffentlichen Versicherer 
auch überregional erfolgreich zusammen. 
In etlichen Bereichen verschafft ihnen 
diese Zusammenarbeit Wettbewerbsvor-
teile. So sind sie als Gruppe eng über ih-
re Gemeinschaftsunternehmen – zum Bei-
spiel für die Kranken-, Rechtsschutz- oder 
Rückversicherung – verbunden.

In den letzten rund 20 Jahren haben sich 
die Öffentlichen durch Konsolidierung 
von seinerzeit 19 öffentlichen Versiche-
rern zu heute elf Erstversicherergruppen 
zusammengeschlossen. Auf die fünf Größ-
ten entfallen über 90 Prozent des Prämi-
envolumens der gesamten Gruppe. Diese 
fünf rangieren sämtlich in den TOP 20 des 
deutschen Erstversicherungsmarkts von 
insgesamt mehr als 400 Versicherungsge-
sellschaften. Trotz des massiven Konzen-
trationsprozesses auf Seiten der privaten 
Versicherer in den vergangenen Jahren 
sind die Öffentlichen zusammen nach wie 
vor die zweitstärkste Erstversicherungs-
gruppe in Deutschland.

Herausragender Marktzugang im 
Sparkassenverbund 
Die öffentlichen Versicherer verfügen über 
den bedeutendsten Bankenvertriebsweg 
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Die öffentlichen Versicherer im Porträt 

in Deutschland. Über das dichte Filialnetz 
der Sparkassen mit bundesweit 15.700 Ge-
schäftsstellen haben die Öffentlichen einen 
herausragenden Marktzugang, der seines-
gleichen sucht. Hinzu kommt der eigene 
Vertrieb von nahezu 3.800 Geschäftstel-
len und über 11.000 hauptberuflichen Mit-
arbeitern im Außendienst. Dass die Grup-
pe erfolgreich im Verbund der Sparkassen 
arbeitet, zeigt sich am Neugeschäft. Etwa 
drei Viertel aller im vergangenen Jahr poli-
cierten Lebensversicherungsverträge –  

inklusive der betrieblichen Altersversor-
gung – wurden von den Sparkassen ver-
mittelt. In der Schaden- und Unfallversi-
cherung waren es circa 25 Prozent aller 
Neuverträge, die über den Sparkassen-
schalter verkauft wurden. Das Cross- 
Selling-Potenzial der öffentlichen Versiche-
rer und Sparkassen ist aber nach wie vor 
hoch. Deshalb bleibt es auch künftig er-
klärtes Ziel, dieses enorme Potenzial der 
Sparkassenorganisation weiter zu nutzen 
und auszuschöpfen.

Viele der 19 öffentlichen Versicherungsunter- 
nehmen des Jahres 1990 ...

... haben sich bis heute im Zuge des Konsoli-
dierungsprozesses zu fünf großen regionalen 
Gruppen zusammengeschlossen.



Geschäftsgebiet: 
• regional: Bayern, Pfalz, Saarland, Berlin,   
 Brandenburg
• bundesweit: Krankenversicherungs-
 geschäft
• im Ausland: Ungarn (Lebens- und   
 Kompositversicherung), Luxemburg 
 (Krankenversicherung), Großbritannien  
 und Nordirland (Reiseversicherung)  

Ursprungsjahr:  1811

Der Konzern Versicherungskammer  
Bayern vereint die Einzelunternehmen:

Kompositversicherer:
• Versicherungskammer Bayern Versiche-  
 rungsanstalt des öffentlichen Rechts
• Bayerische Landesbrandversicherung AG
• Bayerischer Versicherungsverband  
 Versicherungs-AG
• SAARLAND Feuerversicherung AG
• Feuersozietät Berlin Brandenburg  
 Versicherung AG
• Union Reiseversicherung AG
• OVAG Ostdeutsche Versicherung AG
• MKB Általános Biztosító Zrt.

Lebensversicherer:
• Bayern-Versicherung Lebens-
 versicherung AG
• SAARLAND Lebensversicherung AG
• Öffentliche Lebensversicherung Berlin   
 Brandenburg AG
• MKB Életbiztosító Zrt.

Krankenversicherer:
• Bayerische Beamtenkrankenkasse AG
• Union Krankenversicherung AG

Rückversicherer:
• Versicherungskammer Bayern Konzern- 
 Rückversicherung AG

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  7.151
davon Schaden/Unfall  1.994
Leben (ohne Beiträge aus der RfB) 3.108
Kranken 2.050
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft  77

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 15.740
davon Schaden/Unfall  10.806
davon Leben 2.139
davon Kranken (vers. Personen) 2.795
Rechtsschutz 297

Einwohner im Geschäftsgebiet:  
21 Millionen 

Lebensversicherungssumme 
in Millionen Euro (Bestand):  49.495

Kapitalanlagebestand 
in Millionen Euro:  37.219
davon Schaden/Unfall 5.201
davon Leben 22.585
davon Kranken 9.229

Mitarbeiter 2010:  
Innendienst 6.501
hauptberuflicher Außendienst  2.677
Auszubildende  318
gewerbliche Arbeitnehmer 4

Anzahl der Geschäftsstellen:  832

Vorstandsmitglieder (Stand 31.5.2011): 
Friedrich Schubring-Giese  
(Vorstandsvorsitzender)
Helmut Späth (Stellv. Vorstandsvorsitzender)
Dr. Harald Benzing 
Rainer Fürhaupter
Dr. Robert Heene
Dr. Franz Kühnel 
Dr. Stephan Spieleder 

www.versicherungskammer-bayern.de 

Versicherungskammer Bayern Konzern
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Unternehmensporträts

Geschäftsgebiet:  
Baden-Württemberg, Hessen, Thüringen 
und Teile von Rheinland-Pfalz

Ursprungsjahr:  1758

Die SV SparkassenVersicherung  
vereint folgende Einzelunternehmen:
• SV SparkassenVersicherung Holding AG
• SV SparkassenVersicherung Gebäude- 
 versicherung AG
• SV SparkassenVersicherung Lebens- 
 versicherung AG
• SV Informatik GmbH 

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  3.460
davon Schaden/Unfall  1.175
Leben (ohne Beiträge aus der RfB)  2.204
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft   82

Vertragsbestand 2010
in Tausend: 7.687
davon Schaden/Unfall 5.945
Leben  1.742

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
20 Millionen

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand): 46.413

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 20.919
davon Schaden/Unfall  
(ohne Depotforderungen) 2.389
Leben  18.423

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 2.690
hauptberuflicher Außendienst 1.953
Auszubildende 310

Anzahl der Geschäftsstellen: 531

Vorstandsmitglieder:
Ulrich-Bernd Wolff von der Sahl 
(Vorstandsvorsitzender)
Dr. Stefan Korbach
Sven Lixenfeld
Gerhard Müller
Dr. Michael Völter
Dr. Klaus Zehner

www.sparkassenversicherung.de

SV SparkassenVersicherung
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Geschäftsgebiet: 
Westfalen, in der Lebensversicherung 
Westfalen-Lippe, Schleswig-Holstein, Freie 
und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern

Ursprungsjahr:  2005
(Westfälische Provinzial 1722,  
Provinzial Nord 1543)

Die NordWest Versicherungsgruppe  
vereint folgende Einzelunternehmen:
• Provinzial NordWest Holding AG (PNWH)
• Provinzial NordWest Lebensversicherung  
 AG (PNWL)
• Westfälische Provinzial Versicherung AG   
 (WPV)
• Provinzial Nord Brandkasse AG (PNB)
• Hamburger Feuerkasse Versicherungs- 
 AG (HFK)
• VersAM Versicherungs- 
 Assetmanagement GmbH 

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:   3.222
davon Schaden/Unfall  1.564
Leben (ohne Beiträge aus der RfB)  1.617
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft  41

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 9.611
davon Schaden/Unfall 7.796
Leben  1.815

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
14,6 Millionen 

Lebensversicherungssumme 
in Millionen Euro (Bestand): 39.401

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 21.304
davon Schaden/Unfall 3.746
Leben  17.558

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 2.713
hauptberuflicher Außendienst 3.352
Auszubildende 537

Anzahl der Geschäftsstellen:  656

Vorstandsmitglieder: 
Ulrich Rüther (Vorstandsvorsitzender 
PNWH, WPV, PNWL, PNB) 
Gerd Borggrebe (PNWH, PNWL, WPV, PNB) 
Dr. Ulrich Lüxmann-Ellinghaus (PNWH, 
PNWL, WPV, PNB) 
Peter Hanus (PNWL) 
Roland Drasl (WPV)  
Stefan Richter (WPV)  
Dr. Monika Sebold-Bender (WPV) 
(bis 31.5.2011)
Michael Schütze (PNB)  
Matthew Wilby (PNB) 
Antonia Aschendorf (HFK) (bis 31.3.2011) 
Dr. Hartwig Essert (HFK) 
Stephan Lintzen (ab 1.1.2011) 

www.provinzial.de

Provinzial NordWest Versicherungsgruppe
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Unternehmensporträts

Geschäftsgebiet:  
Nordrhein, Rheinland-Pfalz, Lippe

Ursprungsjahr:  1722 

Die Provinzial Rheinland vereint  
folgende Einzelunternehmen:
• Provinzial Rheinland Holding, Anstalt  
 des öffentlichen Rechts
• Provinzial Rheinland Versicherung AG
• Provinzial Rheinland Lebensversiche- 
 rung AG
• Sparkassen DirektVersicherung AG
• ProTect Versicherung AG
• Lippische Landes-Brandversicherungs- 
 anstalt, Anstalt des öffentlichen Rechts
  
Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  2.613
davon Schaden/Unfall 1.082
Leben (ohne Beiträge aus der RfB)  1.478
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft   53

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 6.732
davon Schaden/Unfall 5.375
Leben  1.357

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
11,5 Millionen

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand): 34.168

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 16.530
davon Schaden/Unfall  2.773
Leben  13.028

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 1.979
hauptberuflicher Außendienst 1.386
Auszubildende 88

Anzahl der Geschäftsstellen: 643

Vorstandsmitglieder: 
Ulrich Jansen (Vorstandsvorsitzender)
Michael Bock (bis 31.3.2011)
Patric Fedlmeier
Sabine Krummenerl
Peter Slawik
Dr. Hans Peter Sterk 

www.provinzial.com

Provinzial Rheinland Gruppe

Landes-Brandversicherungsanstalt
Ein Unternehmen der Provinzial Rheinland Holding

Die Versicherung der Sparkassen
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Geschäftsgebiet:  
Niedersachsen, Bremen

Ursprungsjahr:  1750 

Die VGH Versicherungen  
vereinen folgende Einzelunternehmen:
• Landschaftliche Brandkasse Hannover
• Provinzial Lebensversicherung Hannover 
• Provinzial Krankenversicherung  
 Hannover AG 
• Provinzial Pensionskasse Hannover AG

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  1.789
davon Schaden/Unfall  879
Leben (ohne Beiträge aus der RfB)  781
Kranken  48
Rechtsschutz  29
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft 52

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 5.671
davon Schaden/Unfall 4.509
Leben  882
Kranken  102
Rechtsschutz  178

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
6,2 Millionen

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand):  25.985

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 10.162
davon Schaden/Unfall  2.626
Leben  7.391
Kranken 145

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 1.792
hauptberuflicher Außendienst  592
Auszubildende 113
Arbeitnehmer in  
Dienstleistungsgesellschaften 316

Anzahl der Geschäftsstellen: 
Regionaldirektionen  12
Vertretungen  594

Vorstandsmitglieder:
Dr. Robert Pohlhausen 
(Vorstandsvorsitzender) 
Hermann Kasten 
(Stellv. Vorstandsvorsitzender) 
Jochen Herdecke
Thomas Krüger
Franz Thole
Thomas Vorholt

www.vgh.de

VGH Versicherungen 

www.oevb.de

Geschäftsgebiet:  Bremen

Ursprungsjahr:  1920

Gebuchte Bruttobeitragseinnahmen 
2010 in Millionen Euro:  23
davon Schaden/Unfall  22
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft  1

Vertragsbestand in Tausend: 102

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
660.999

Kapitalanlagebestand 
in Millionen Euro: 32

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 36
hauptberuflicher Außendienst 30
Auszubildende 3

Anzahl der Geschäftsstellen: 30

Vorstandsmitglieder:
Frank Müller-Hübner (Vorstandssprecher)
Dirk Wurzer

Öffentliche Versicherung Bremen      Anstalt des öffentlichen Rechts
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Unternehmensporträts

Geschäftsgebiet:  
Freistaat Sachsen

Ursprungsjahr:  1992

Die Sparkassen-Versicherung Sachsen  
vereint folgende Einzelunternehmen:
• S.V. Holding AG 
• Sparkassen-Versicherung Sachsen  
 Allgemeine Versicherung AG
• Sparkassen-Versicherung Sachsen  
 Lebensversicherung AG 

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  573
davon Schaden/Unfall  133
Leben (ohne Beiträge aus der RfB) 440
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft 27

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 1.065
davon Schaden/Unfall  589
Leben  476

Einwohner im Geschäftsgebiet:  
4,2 Millionen

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand): 8.938

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro:  2.784
davon Schaden/Unfall 118
Leben 2.666

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 398
hauptberuflicher Außendienst 434
Auszubildende 54

Anzahl der Geschäftsstellen:  89

Vorstandsmitglieder: 
Gerhard Müller (Vorstandsvorsitzender)
Hans-Jürgen Büdenbender
Friedrich Scholl

www.sv-sachsen.de

Sparkassen-Versicherung Sachsen 
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Geschäftsgebiet:  
Altes Land Braunschweig

Ursprungsjahr:  1754

Die Öffentlichen Versicherungen 
Braunschweig vereinen folgende  
Einzelunternehmen:
• Öffentliche Sachversicherung  
 Braunschweig, Anstalt des  
 öffentlichen Rechts
• Öffentliche Lebensversicherung  
 Braunschweig, Anstalt des 
 öffentlichen Rechts

Gebuchte  
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  366
davon Schaden/Unfall 205
Leben (ohne Beiträge aus RfB)  150
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft 11

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 1.300
davon Schaden/Unfall 1.158
Leben 142

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
781.562

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand): 3.258

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 1.990
davon Schaden/Unfall  575
Leben  1.415

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 647
hauptberuflicher Außendienst 493
Auszubildende 114

Anzahl der Geschäftsstellen: 156

Vorstandsmitglieder: 
Michael Doering (Vorstandsvorsitzender)
Dr. Bernd Höddinghaus 
Knud Maywald

www.oeffentliche.de

Öffentliche Versicherung Braunschweig 
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Unternehmensporträts

Geschäftsgebiet:  
ehemalige Regierungsbezirke Nord-  
und Südbaden in ihren Grenzen  
vom 31. Dezember 1972

Ursprungsjahr:  1923

Die Gruppe BGV/Badische  
Versicherungen vereint folgende  
Einzelunternehmen:
• Badischer Gemeinde-Versicherungs- 
 Verband, Körperschaft des öffentlichen  
 Rechts
• Badische Allgemeine Versicherung AG
• Badische Rechtsschutzversicherung AG
• BGV-Versicherung AG
• BGV Immobilien Verwaltung GmbH
• BGV Immobilien GmbH & Co. KG

Gebuchte  
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  245
Schaden/Unfall  224
Rechtsschutz 16
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft 5

Vertragsbestand 2010  
in Tausend:  1.497
davon Schaden/Unfall 1.338
Rechtsschutz  159
  
Einwohner im Geschäftsgebiet: 
4.555.612

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro:  643
davon Schaden/Unfall 607
Rechtsschutz  36

Mitarbeiter 2010:
Innendienst 595
hauptberuflicher Außendienst 109
Auszubildende 24

Anzahl der Geschäftsstellen: 6

Vorstandsmitglieder:
Heinz Ohnmacht (Vorstandsvorsitzender)
Prof. Edgar Bohn 
(Stellv. Vorstandsvorsitzender)
Raimund Herrmann

www.bgv.de

Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband 
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Geschäftsgebiet:  
ehemaliges Land Oldenburg

Ursprungsjahr:  1764

Die Öffentlichen Versicherungen  
Oldenburg vereinen folgende  
Einzelunternehmen:
• Oldenburgische Landesbrandkasse,   
 Anstalt des öffentlichen Rechts
• Öffentliche Lebensversicherungsanstalt   
 Oldenburg, Anstalt des öffentlichen   
 Rechts

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  223
davon Schaden/Unfall  134
Leben (ohne Beiträge aus der RfB)  89
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft 1

Vertragsbestand 2010  
in Tausend: 1.000
davon Schaden/Unfall 894
Leben  106

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
1 Million

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand):  2.903

Kapitalanlagebestand 
in Millionen Euro: 1.178
davon Schaden/Unfall 325
Leben  854

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 319
hauptberuflicher Außendienst 195
Auszubildende 44

Anzahl der Geschäftsstellen: 87

Vorstandsmitglieder: 
Franz Thole (Vorstandsvorsitzender)
Horst Schreiber

www.oeffentlicheoldenburg.de

Öffentliche Versicherungen Oldenburg 
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Unternehmensporträts

Geschäftsgebiet: 
Sachsen-Anhalt

Ursprungsjahr:  1991

Die ÖSA –  Öffentliche Versicherungen 
Sachsen-Anhalt vereinen folgende  
Einzelunternehmen:
• Öffentliche Feuerversicherung Sachsen- 
 Anhalt, Anstalt des öffentlichen Rechts
• Öffentliche Lebensversicherung  
 Sachsen-Anhalt, Anstalt des öffentlichen  
 Rechts

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  229
davon Schaden/Unfall  88
Leben (ohne Beiträge aus der RfB) 137
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft  5

Vertragsbestand 2010 
in Tausend: 792
davon Schaden/Unfall 577
Leben  215

Einwohner im Geschäftsgebiet : 
2,34 Millionen

Lebensversicherungssumme  
in Millionen Euro (Bestand): 2.746

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 864
davon Schaden/Unfall 127
Leben 736

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 258
hauptberuflicher Außendienst 126
Auszubildende 15

Anzahl der Geschäftsstellen: 95

Vorstandsmitglieder: 
Peter Ahlgrim (Vorstandsvorsitzender)
Rainer Bülow
Manfred Steffen 

www.oesa.de

ÖSA –  Öffentliche Versicherungen Sachsen-Anhalt 
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Anstalt des öffentlichen Rechts

Geschäftsgebiet:  
ehemaliger Regierungsbezirk Aurich

Ursprungsjahr:  1754

Gebuchte 
Bruttobeitragseinnahmen 2010
in Millionen Euro:  28
in Rückdeckung übernommenes 
Geschäft  2

Vertragsbestand 2010
in Tausend: 178

Einwohner im Geschäftsgebiet: 
463.000

Kapitalanlagebestand  
in Millionen Euro: 58

Mitarbeiter 2010: 
Innendienst 91
hauptberuflicher Außendienst 41
Auszubildende 8

Anzahl der Geschäftsstellen: 41

Vorstandsmitglieder: 
Joachim Queck (Vorstandsvorsitzender) 
Dieter Ludwigs

www.brandkasse-aurich.de

Ostfriesische Landschaftliche Brandkasse 



Stabil

Tragende Rolle aus Tradition: Seit nunmehr einhundert Jahren 
bildet die Rückversicherung das stabile Fundament der Verbands-
tätigkeit. Die öffentlichen Versicherer vertrauen dabei auf ein ge-
nossenschaftliches Modell der gegenseitigen Absicherung. Das ist 
nicht nur zuverlässig und sicher, sondern außerdem unschlagbar 
günstig: Da der Verband mit der Rückversicherung keine Gewinne 
erwirtschaftet, fließen Überschüsse direkt an die Mitgliedsunter-
nehmen zurück – ein echter Wettbewerbsvorteil für seine Mitglie-
der und Alleinstellungsmerkmal am Markt. 
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Zusammenarbeit in der  
Sparkassen-Finanzgruppe 

Mit 620 Unternehmen und einem Ge-
schäftsvolumen von 3,6 Billionen Euro  
Bilanzsumme ist die Sparkassen-Finanz-
gruppe die größte Kreditinstitutsgruppe 
Europas und zählt auch weltweit zu einem 
der führenden Finanzverbünde. Neben den 
elf öffentlichen Erstversicherergruppen mit 
ihren Gemeinschaftsunternehmen als Teil 
dieses Verbunds gehören zur Sparkassen-
Finanzgruppe 429 rechtlich eigenständige 
Sparkassen, sieben Landesbankkonzerne, 
zehn Landesbausparkassen, die DekaBank 
und zahlreiche Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften sowie Spezialkreditinstitute.  

Markenzeichen und zentrale Erfolgsfak-
toren der öffentlichen Versicherer wie der 
Sparkassen zugleich sind die Regionali-
tät und die Dezentralität der Institute. Die 
Konzentration auf eine bestimmte Region 
verschafft den Verbundpartnern detaillierte 
Kenntnisse über ihr jeweiliges Geschäfts-
gebiet und dessen Risikostruktur. Das ist 
die Basis, um Marktpotenziale in ihren re-
gional abgegrenzten Gebieten zuverlässig 
einschätzen und Marktchancen nutzen zu 
können. Ihre Kompetenz in Finanzdienst-
leistungen verbindet die Sparkassen-Fi-
nanzgruppe mit der Verantwortung für die 
Gemeinschaft: So fördert sie ihre jeweili-
gen Regionen durch ihr gesellschaftliches 
Engagement in Kunst und Kultur, Wissen-
schaft, Sport und in sozialen Projekten.  

Mehr als 375.000 Mitarbeiter für 
50 Millionen Kunden 
Die Zusammenarbeit mit den Sparkassen 
garantiert den öffentlichen Versicherern  
eine unmittelbare Präsenz überall dort, wo 

Zusammenarbeit in der Sparkassen-Finanzgruppe

der Kunde einen verlässlichen Partner für 
Versicherungen braucht. Über das dichte  
Filialnetz der Sparkassen haben sie einen  
herausragenden Marktzugang. Weiterhin 
ergeben sich durch die Kooperation be-
deutende Synergieeffekte bei der Aus-
schöpfung der Marktpotenziale. So liegt 
der größte gemeinsame Kundenstamm von 
Banken und Versicherungen in Deutsch-
land in der Sparkassen-Finanzgruppe. 
50 Millionen Kunden halten eine Verbin-
dung zu einem ihrer Unternehmen. Mit 
gut 375.000 Mitarbeitern und 15.700 Ge-
schäftsstellen der Sparkassen sowie rund 
3.800 weiteren Geschäftsstellen der öf-
fentlichen Versicherer verfügt die Sparkas-
sen-Finanzgruppe über das dichteste Ver-
triebsnetz für Finanzprodukte. Aus dieser 
gelebten Regionalität der öffentlichen Ver-
sicherer hat sich über Generationen großes 
Vertrauen und eine hohe Identifikation der 
Menschen mit „ihrem“ Versicherungsunter-
nehmen entwickelt. Die persönliche Nähe 
zu ihren Kunden ist dabei ein entscheiden-
der Wettbewerbsvorteil der Öffentlichen.
 
Gemeinsam mit allen Verbundpartnern 
haben die Sparkassen ganzheitliche Be-
ratungskonzepte entwickelt, die Sparkas-
sen-Finanzkonzepte. Sparkassen-Finanz-
konzepte stehen für eine strukturierte, 
ganzheitliche und abschlussorientierte 
Finanzberatung in den Sparkassen. Ziel-
gruppenorientiert werden alle Finanzthe-
men in einem Vertriebskonzept aufbe-
reitet. Sie werden laufend aktualisiert 
und an neue Rahmenbedingungen an-
gepasst. Durch den ganzheitlichen Be-
ratungsansatz decken die Sparkassen-

Zahlen 2010 vorläufig
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Finanzkonzepte alle Bedarfsfelder und 
Kundenwünsche ab – Versicherungen, 
Vorsorge und Vermögensbildung kom-
men aus einer Hand. Der Erfolg zeigt sich 
besonders im Lebensversicherungsge-

schäft, hier haben die Sparkassen im letz-
ten Jahr etwa 75 Prozent der Policen im 
Neugeschäft vermittelt. In der Schaden- 
und Unfallversicherung waren es circa 25 
Prozent.

Zahlen 2010 vorläufig

* keine hierarchische Darstellung bzw. keine Darstellung der Beteiligungsverhältnisse

429 Sparkassen 7 Landesbank-
konzerne

10 Landesbau-
sparkassen

11 öffentliche Erst-
versicherungsgruppen

Sparkassen-Finanzgruppe 2010*

Deutsche 
Leasing

4 weitere 
Leasing- 

Gesellschaf-
ten

7 Kapitalan-
lagengesell-
schaften der 

Landesbanken 

3 Factoring-
Gesellschaften

DekaBank 10 LBS- 
Immobilien-

gesellschaften

Sparkassen-
Broker

12 regionale 
Sparkassen- und 

Giroverbände

Deutscher 
Sparkassen- und 

Giroverband





Vielseitig

Fachforen und -publikationen, Kommissionen und Ausschüsse: Der 
Verband öffentlicher Versicherer deckt mit derzeit über 60 Fachgre-
mien die für die Gruppe relevanten Themenfelder ab – in all ihrem 
Facettenreichtum und ihrer Vielseitigkeit. Als Dienstleister seiner 
Mitgliedsunternehmen liefert er eine Plattform zum regelmäßigen 
Austausch der Fachleute – untereinander und mit seinen eigenen 
Experten. Hier werden die Aufgaben und Projekte für die gemein-
same Zusammenarbeit generiert. Stets auf Augenhöhe, immer dicht 
am Kerngeschäft der Öffentlichen. 
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Die Öffentlichen und ihre Gemeinschaftsunternehmen

Die Öffentlichen und  
ihre Gemeinschaftsunternehmen

Die Konzentration auf sein jeweiliges re-
gional begrenztes Geschäftsgebiet macht 
die Stärke jedes einzelnen öffentlichen Ver-
sicherers aus. Die Stärke der gesamten 
Gruppe wiederum ist die Kooperationsbe-
reitschaft und -fähigkeit der einzelnen Öf-
fentlichen. Dort, wo es neue Märkte zu er-
schließen oder Synergien zu erzielen gilt, 
arbeiten die Unternehmen eng zusammen –  
ohne regionale Begrenzungen. So haben 
sie sich in vielen Geschäftsfeldern zusam-
mengeschlossen und Gemeinschaftsunter-
nehmen gegründet. Über Kooperationen 
und gemeinsame Unternehmen steigern 
sie die eigene Wettbewerbsfähigkeit – und 
das, ohne ihre Regionalität aufzugeben. 

Erfolgreich kooperieren kann allerdings 
nur, wer entsprechend gut organisiert ist. 
Für einen strukturierten Gedanken- und Er-
fahrungsaustausch innerhalb der Gruppe 
sorgt deshalb der Verband öffentlicher Ver-
sicherer. Als Berufsverband ist er die Platt-
form für die Zusammenarbeit zwischen 
den öffentlichen Versicherern. Über ihn  
organisieren sie sich überregional in Gre-
mien und Kommissionen. Dabei fungiert 
er auch als zentraler Dienstleister. Zudem 
übernimmt der Verband für die Öffentli-
chen auch die Funktion eines gruppenei-
genen Rückversicherers.

Kranken- und Reiseversicherung 

Die gemeinsame Krankenversicherungs-
gruppe der Öffentlichen ist die Consal Betei-
ligungsgesellschaft AG. Unter dieser Holding 
arbeiten seit elf Jahren die beiden Kranken-
versicherer Bayerische Beamtenkrankenkas-

se AG in München und UKV - Union Kranken-
versicherung AG in Saarbrücken zusammen. 
Im Jahr 2001 kam der Reiseversicherer URV -  
Union Reiseversicherung AG dazu. 

Elfjähriger Erfolgskurs  
Die Consal-Unternehmen gehören zusam-
men zu den sieben größten privaten Kran-
kenversicherungsgruppen in Deutschland. 
Auch in ihrem elften Jahr setzten sie ihren  
Erfolgskurs fort. Das bestätigte im März 
2011 erneut die internationale Ratingagen-
tur Standard & Poor’s: Zum fünften Mal in 
Folge bewertete sie die elf Kerngesellschaf-
ten und somit auch die beiden Krankenver-
sicherer des Konzerns Versicherungskam-
mer Bayern mit der Note „A“ („sehr gut“). 
Mit dieser Bewertung hob die Agentur be-
sonders die sehr starke Wettbewerbsposi-
tion, die sehr gute Kapitalausstattung so-
wie die solide Ertragskraft der Bayerischen 
Beamtenkrankenkasse und der Union Kran-
kenversicherung hervor. Standard & Poor`s 
vergab darüber hinaus einen stabilen Aus-
blick. Die Agentur erwartet, dass die beiden 
Krankenversicherer ihre ertragsorientierte  
Strategie und ihr solides Finanzmanage-
ment fortsetzen und sich somit auch weiter-
hin im privaten Krankenversicherungsmarkt 
gut behaupten werden. Die beiden Versi-
cherer entwickeln ihr Produktangebot und 
ihre Servicestandards kontinuierlich weiter.

Gut unterwegs mit Reiseversicherungen 
Partner der öffentlichen Versicherer in der 
Reiseversicherung ist die URV – Union Rei-
seversicherung. Das Unternehmen bietet  
alle wichtigen Deckungskonzepte. Dazu 
gehören neben der Reise-Rücktrittskos-
ten-Versicherung auch verschiedene Tra-

Zahlen 2010 vorläufig
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Wo die Gruppe der Öffentlichen erfolgreich 
zusammenarbeitet

• Krankenversicherung

• Reiseversicherung

• Rechtsschutzversicherung

• Service- und Assistanceleistungen

• Betriebliche Altersversorgung 

• Rückversicherung

• Schadenverhütung

• Informationstechnologie 

• Online-Dienste

vel-Pakete. Enthalten sind die Reise-Rück-
trittskosten-, Auslandsreise-Kranken-, 
Reisegepäck- und Notfall-Service-Versiche-
rung. Im Jahr 2010 erzielte die Union Reise- 
versicherung ein Prämienvolumen von 
35,2 Millionen Euro; davon entfielen auf das 
Deutschlandgeschäft 23,8 Millionen Euro.  

 
Rechtsschutz und Rechtsdienst-
leistungen 

Erfolg mit neuen Rechtsdienstleistungen  
Auch im 40. Jahr ihres Bestehens hat die  
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG ihr  
innovatives Produktangebot marktgerecht 
erweitert. Um im Streitfall die Rechtslage ein-
schätzen zu können, wünschen sich Kunden  
zunächst eine Telefonberatung. Die ÖRAG 
hat deshalb die telefonische Erstberatung in 
alle Vertragsbausteine integriert. Die ganz-
heitliche juristische Betreuung koordiniert 
sie über ihr Kundenservice-Center. Hier ste-
hen den Kunden über den Kundenservice 
INFO§TEL rund 100 Volljuristen als erste An-
laufstelle zur Seite. Im Geschäftsjahr 2010 
konnte die ÖRAG die Zahl ihrer Neuverträge 
um mehr als 40 Prozent steigern. Die erfolg-
reiche Kundenorientierung des Unterneh-
mens zeigte sich auch in der Auszeichnung 
mit den renommierten KUBUS-Gütesiegeln. 
Diese erhielt der Rechtsschutzversicherer der 
Sparkassen-Finanzgruppe bereits zum drit-
ten Mal in Folge.

Bestmögliche Rechtsberatung 
passgenau organisiert  
Mit der D.R.S. Deutsche Rechtsanwalts Ser-
vice GmbH ist seit einem Jahr die Manage-
mentgesellschaft für das Angebot qualitativ  

hochwertiger Rechtsdienstleistungen als 
Tochter der ÖRAG Rechtsschutzversiche-
rungs-AG im Verbund der öffentlichen Ver-
sicherer und Sparkassen-Finanzgruppe an-
gesiedelt. Im Netzwerk der D.R.S. finden sich 
Rechtsanwälte, die fachlich auf das jeweilige 
Problem des Kunden spezialisiert sind und 
sich zudem durch eine hohe Kundenorien-
tierung auszeichnen. Mit der D.R.S. hat die  
ÖRAG die Voraussetzungen geschaffen, Dienst- 
leistungen für den steigenden Bedarf an 
Rechtsberatungen flexibel, in bestmöglicher 
Qualität und aus einer Hand zu organisieren.

Service- und Assistanceleistungen 

Zertifizierte Qualität im Service  
Als Spezialist für Assistanceleistungen ver-
fügt die ÖRAG Service GmbH über Infra- 
strukturen, mit denen sich Unterstützungs-
leistungen ebenso hochwertig wie wirt-
schaftlich erbringen lassen. Wesentliche 
Bausteine sind der 24-Stunden-Service, die 
200 fachlich versierten Mitarbeiter und ein 
weltweites Dienstleisternetzwerk. Das brei-
te Spektrum der ÖRAG Service GmbH deckt  
Schadenfälle in allen Lebensbereichen ab. 
Die erforderlichen Maßnahmen werden in 
20 Sprachen organisiert, vermittelt und ko-
ordiniert. Das gesamte Unternehmen ist 
nach DIN EN ISO 9001:2008 zertifiziert, und 
ein umfassendes Qualitätsmanagement si-
chert den hohen Standard der Leistungen. 
Die jeweiligen Assistanceleistungen sind in 
die Produkte der Auftraggeber integriert.

Innovative Serviceangebote  
Neue Wege in der Kundenorientierung 
werden derzeit mit Themenschutzbriefen 
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beschritten, die sowohl Assistanceleistun-
gen als auch den klassischen Versiche-
rungsschutz miteinander verbinden. Auf 
diese Weise ist eine Absicherung sowohl 
der Schadenkosten als auch der erforder-
lichen Organisationsleistungen möglich, 
die den Bedürfnissen der Kunden nach 
umfassender Unterstützung entspricht. 
Daher haben die öffentlichen Versicherer 
die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
beauftragt, einen zentralen Assistance-
versicherer zu gründen. Mit dem neuen 
Unternehmen, der Deutschen Assistance 
Versicherung AG, kann der zunehmen-
de Bedarf an Beistands- und innovativen 
Schutzbriefkonzepten über einen gemein-
samen Risikoträger bedient werden.

Betriebliche Altersversorgung 

Über das Gemeinschaftsunternehmen 
Sparkassen PensionsManagement GmbH 
(SPM) und dessen Tochtergesellschaften 
und über die ÖBAV Unterstützungskasse 
bieten die öffentlichen Versicherer in der 
betrieblichen Altersversorgung (bAV)  
Produkte für die Durchführungswege  
Pensionsfonds, Pensionskasse und Unter-
stützungskasse. Sie bieten dabei passen-
de Konzepte für regionale Arbeitgeber als 
auch für größere, überregional tätige Ar-
beitgeber. Somit nutzen die Öffentlichen 
das gesamte bAV-Marktpotenzial. 

Sparkassen Pensionskasse AG beliebt 
bei jungen Erwachsenen 
Das Neugeschäft entwickelte sich im Ge-
schäftsjahr 2010 auf niedrigerem Niveau: 
Branchenweit hatten die Pensionskassen ein 

leichtes Minus von 1,8 Prozent bei den Ver-
tragsstückzahlen zu verkraften. Auch die 
Sparkassen Pensionskasse AG (SPK) verzeich-
nete mit nahezu 13.800 Neuverträgen eine 
sinkende Stückzahl im Vergleich zum Vorjahr. 
Insgesamt verwaltete sie zum Jahresende 
fast 325.000 Verträge in ihrem Bestand. Die 
Bruttobeitragseinnahmen stiegen um knapp 
1,1 Prozent auf 309,1 Millionen Euro.

Für die Sparkassen-Finanzgruppe zählt die 
Sparkassen Pensionskasse AG mit ihren  
Tarifen nach wie vor zu einem der wichtigs-
ten Produktgeber. Dabei ist sie besonders 
bei jungen Leuten eine beliebte Form der 
betrieblichen Altersversorgung. Fast ein 
Drittel des gesamten Neugeschäfts wurde 
in dieser Zielgruppe generiert. So konnten 
im Geschäftsjahr 2010 über 5.000 Kunden 
zwischen 18 und 25 Jahren dafür gewon-
nen werden, frühzeitig in eine Zusatzrente 
vom Arbeitgeber zu investieren. 

Sparkassen Pensionsfonds AG: kaum 
Wachstumsimpulse im Zuge des BilMoG
Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 
(BilMoG) sorgte im Geschäftsjahr 2010 wi-
der Erwarten kaum für Wachstumsimpulse 
in der Übertragung und Ausfinanzierung 
von Pensionsrückstellungen. Stattdessen 
wirkte sich die Krise am Kapitalmarkt mit 
ihren Nachläufern negativ auf die Akqui-
se der Sparkassen Pensionsfonds AG aus. 
Vor allem größere Arbeitgeber verhielten 
sich angesichts der damit verbundenen Li-
quiditätsabflüsse bei der Übertragung und 
Ausfinanzierung ihrer Pensionsverpflich-
tungen zurückhaltend. Insgesamt haben 
zwölf Unternehmen Versorgungsansprü-
che von Mitarbeitern auf den Sparkassen 
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Pensionsfonds übertragen. Die dazu erfor-
derlichen Einmalbeiträge stiegen auf 5,2 
Millionen Euro an. 

Die Sparkassen Pensionsfonds AG sieht die 
größten Wachstumschancen weiterhin in der 
Auslagerung von Pensionsrückstellungen: 
Die mit dem BilMoG verbundene Erhöhung 
der zu bildenden Pensionsrückstellungen 
auf Marktniveau belastet die Handelsbilanz 
von Unternehmen zunehmend, und somit 
steigt der akute Handlungsbedarf für eine  
Finanzierung beziehungsweise Auslagerung 
dieser Verpflichtungen weiter. Mit ihren 
verschiedenen Tarifen für die Übertragung 
ist die Sparkassen Pensionsfonds AG gut 
aufgestellt. Sie bietet sowohl für Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer als auch für gesamte Be-
legschaften zielgruppengerechte Lösungen.   

ÖBAV Unterstützungskasse mit 
kontinuierlichem Neugeschäft 
Die von der ÖBAV Servicegesellschaft mbH 
verwaltete Versorgungseinrichtung ist  
stetig gewachsen und erzielte einen Zu-
wachs an Versorgungsberechtigten von 
knapp 10 Prozent. Die kongruent rückge-
deckte ÖBAV Unterstützungskasse e. V. hat 
ihren Bestand an Begünstigten um etwa 
5.200 Arbeitnehmer auf über 58.000 Arbeit- 
nehmer ausbauen können, die sich auf et-
wa 6.000 Trägerunternehmen verteilen.

Rückversicherung

Die Deutsche Rückversicherung AG und 
der Verband öffentlicher Versicherer sind 
die führenden Rückversicherer der Öffent-
lichen. Die Deckung für die Sachversiche-

rungszweige übernimmt die Deutsche 
Rück. Sie ermöglicht es ihren Kunden, die –  
besonders in der Gebäudeversicherung – 
von Jahr zu Jahr stark schwankenden  
Risiken zu bewältigen und Spitzenbelas-
tungen in den Rückversicherungsmarkt  
zu transferieren. Für die Rückversicherung 
ihres Leben- und HUK-Geschäfts bietet 
über die Deutsche Rück hinaus auch der 
Verband den öffentlichen Versicherern  
Deckung. Im Rahmen des genossenschaft-
lichen Systems bestimmen die Mitglieder 
selbst über ihre Rückversicherung. Der er-
wirtschaftete Gewinn mit Ausnahme einer 
satzungsmäßigen Rücklage fließt direkt an 
die Erstversicherer zurück.

Die Deutsche Rück AG, ihr Tochterunterneh-
men DR Swiss und der Verband konnten im 
Jahr 2010 gemeinsam Bruttobeiträge von 
mehr als 1,2 Milliarden Euro verbuchen.

Deutsche Rück mit positivem Ergebnis
Deutsche Rück und DR Swiss bieten im ge-
samten europäischen Markt Rückversiche-
rungsschutz an und ermöglichen so eine  
breitere Risikostreuung. Die DR Swiss trug 
2010 mit 255,6 Millionen Euro und die 
Deutsche Rück AG mit 664,3 Millionen Eu-
ro zu den gebuchten Bruttobeitragseinnah-
men des Konzerns bei. Beim Düsseldorfer 
Mutterunternehmen sorgten ausgeprägte 
Frostperioden, zahlreiche Sturm- und Ha-
gelereignisse sowie Überschwemmungen 
in Deutschland für einen um 19,2 Millionen  
Euro erhöhten Brutto-Schadenaufwand 
von insgesamt 379,2 Millionen Euro, von 
dem netto 219,3 Millionen Euro verblieben. 
Die Netto-Schaden-Kostenquote stieg um 
knapp 8 Prozentpunkte auf 93,7 Prozent an. 
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Aufgrund positiver Ergebnisse in der Kapi-
talanlage konnte die Deutsche Rück AG  
einen Jahresüberschuss nach Steuern von 
7,7 Millionen Euro erwirtschaften – und da-
mit 1,8 Millionen Euro mehr als im Vorjahr.
Im Jahr 2010 hat die internationale Ra-
tingagentur Standard & Poor’s der Deut-
schen Rück zusammen mit der DR Swiss 
zum fünften Mal in Folge mit einem „A+“ 
eine sehr gute finanzielle Leistungsfähig-
keit bescheinigt. 

Verband schüttet höhere Rückgaben aus     
Die gebuchten Bruttobeiträge des Ver-
bands sanken 2010 um 10 Millionen Euro 
auf 313,9 Millionen Euro. Die Netto-Scha-
denquote fiel mit 63,3 Prozent 10 Prozent-
punkte niedriger als im Vorjahr aus, Grund 
hierfür war vor allem ein deutlicher Rück-
gang der Nettoschadenbelastung in der 
Kraftfahrtversicherung. Seinen Mitgliedern 
zahlte der Verband zusammen mit den 
Rückversicherungsprovisionen Rückgaben 
in Höhe von 168,9 Millionen Euro und da-
mit 21,1 Millionen Euro mehr als im Vorjahr. 
Der Jahresüberschuss von 1,7 Millionen 
Euro wurde in voller Höhe den Gewinnrück-
lagen zugeführt.    

Rückversicherer erwarten solide 
Entwicklung 
Der Deutsche Rück Konzern erwartet, trotz 
vermutlich stagnierender oder leicht sin-
kender Beitragseinnahmen, dass 2011 ein 
gutes Geschäftsjahr mit leicht verbesserten  
Ergebnis- und Substanzkennzahlen sein 
wird. Die Ausweitung von nachhaltigen, er-
tragsorientierten Rückversicherungsbezie-
hungen in Europa wird weiter vorangetrie-
ben. Der Verband geht für das Geschäftsjahr 

2011 von einem stabilen Beitragsniveau im 
Nicht-Leben-Geschäft und leicht sinkenden 
Beiträgen in der Lebensrückversicherung 
aus. Er rechnet mit einem positiven Ergeb-
nis, das die Möglichkeit eröffnen wird, die 
Substanz weiter zu stärken und zusätzliche 
Rückgaben an die Mitglieder zu geben.

Schadenverhütung 

IFS Kiel steht für erfolgreiche 
Schadenprävention 
Eine der Kernkompetenzen der öffentli-
chen Versicherer ist die Schadenpräven-
tion. Sie hat eine lange Tradition. Davon 
profitieren die Kunden der Öffentlichen, 
aber auch die Feuerwehren und die Poli-
zei in der jeweiligen Region. Eine erfolg-
reiche Präventionsarbeit benötigt aber 
auch eine wissenschaftliche Basis. Für die-
se sorgt das Institut für Schadenverhütung 
und Schadenforschung e. V. (IFS) in Kiel. 
Das Gemeinschaftsunternehmen ist nicht 
nur Informationszentrale zur Schadenver-
hütung, sondern bietet auch technische 
und naturwissenschaftliche Dienstleistun-
gen. Regelmäßig veröffentlicht das IFS sei-
ne Forschungsergebnisse, beispielsweise  
im Magazin schadenprisma oder unter 
www.ifs-ev.org. Auch in Sachen Öffentlich-
keitsarbeit ist das IFS aktiv – beispielswei-
se mit Bewegtbildern rund um die Scha-
denverhütung.

Für diese Tätigkeiten sind bundesweit an 
sieben Standorten mehr als 40 Mitarbeiter 
verantwortlich. Sie beschäftigen sich mit 
Schadenanalysen in den Bereichen Brand-
ursachen, Brandfolgeschäden, Leitungs-
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wasserschäden, Feuchteschäden und Haft-
pflichtschäden. Systematisch werten die 
Experten die Schadendaten aus und kön-
nen so Schadenschwerpunkte erkennen 
und Strategien zur Schadenverhütung ent-
wickeln. Wichtige Erkenntnisse liefern auch 
die Experimente aus den eigenen Labors. 
Das Haushaltsvolumen des IFS betrug 
2010 über 4,3 Millionen Euro.

IFS Umwelt und Sicherheit berät beim 
Qualitätsmanagement
Auch beim Aufbau und der Zertifizierung 
des Qualitäts-, Arbeitsschutz-, Umwelt- 
und Technischen Risikomanagements en-
gagieren sich die öffentlichen Versicherer. 
Über ihr Gemeinschaftsunternehmen, die 
IFS Umwelt und Sicherheit GmbH in Kiel 
und Berlin, bieten sie ihren Kunden Fach-
beratung zum Qualitätsmanagement an, 
nutzen aber auch selbst das Beratungsan-
gebot. Größere Projekte gab es 2010 un-
ter anderen bei der Versicherungskammer 
Bayern, der SV SparkassenVersicherung 
sowie der ÖRAG Service GmbH. Gefragt ist 
die IFS Umwelt und Sicherheit GmbH aber 
auch außerhalb der Gruppe öffentlicher 
Versicherer, beispielsweise von Unterneh-
men aus den Branchen Energie-, Gas- und 
Wasserversorgung, Heilwesen oder Facility- 
Management. Der Umsatz stieg im Jahr 
2010 um 5,0 Prozent. 
 

Online-Dienste

Digitalisierung des Alltags – Online- 
Kanäle rücken weiter in den Fokus
Die OEV Online Dienste GmbH unterstützt 
mit derzeit etwa 35 Mitarbeitern die öf-

fentlichen Versicherer in der Realisierung 
digitaler Medienprodukte und berät in Sa-
chen strategischer Nutzung dieser Kanäle. 
Ob Website, mobiler Auftritt, App, Anwen-
dung, Online-Marketing oder Social-Media- 
Einsatz – die OEV begleitet von der ersten 
Idee bis zur Umsetzung. Das Geschäftsjahr 
2010 war geprägt von der fortschreitenden 
Digitalisierung des alltäglichen Lebens. Vor  
allem die mobile und die Social-Media- 
Nutzung haben sich vervielfacht und ver-
vielfältigt. Kunden bestimmen heute zu-
nehmend selbst, wie und wo sie mit Unter- 
nehmen kommunizieren. Dies erfordert 
von Unternehmensseite ein Umdenken, 
das User und ihre Bedürfnisse klar in den 
Vordergrund rückt, um sie über Multika-
nalstrategien individuell zu erreichen. 

Diese Entwicklungen bildeten die Basis 
der OEV-Projekte für die Öffentlichen im 
vergangenen Jahr – unter anderen waren 
dies die Bereitstellung des vertriebsorien-
tierten Internetmasters 2.0, die Konzeption  
eines mobilen Website-Masters, die Ent-
wicklung von Kfz-iPhone- und Android-
Apps, eine individuelle Social-Media-Bera-
tung mittels Workshops und das Schaffen 
von Grundlagen für das Social-Media-En-
gagement der öffentlichen Versicherer 
durch die Erarbeitung einer Governance 
und das Einrichten eines Monitorings.  
Darüber hinaus hat die OEV Online Diens-
te GmbH im Jahr 2010 beispielsweise auch 
eine GDV-Makler-Portal-Anbindung über 
den elektronischen Personalausweis ge-
schaffen und den Website-Betrieb für die 
Öffentlichen weiter optimiert.
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Beteiligungen und Trägerschaften

Beteiligungen und Trägerschaften
Stand: 1. Juni 2011

Unternehmen Rechtsform Beteiligung/Trägerschaft

Badische Allgemeine Versicherung AG,
Karlsruhe

Aktiengesellschaft 70 %

30 % 

Badischer Gemeinde-
Versicherungs-Verband
SV SparkassenVersicherung
Lebensversicherung AG
Stuttgart

Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband, 
Karlsruhe

Körperschaft des öffentlichen 
Rechts

100 % Badische Gemeinden u. a.

Badische Rechtsschutzversicherung AG, 
Karlsruhe

Aktiengesellschaft 100 % Badischer Gemeinde- 
Versicherungs-Verband

BGV-Versicherung AG, Karlsruhe Aktiengesellschaft 99,63 %

0,37 % 

Badischer Gemeinde- 
Versicherungs-Verband
Sonstige kommunale Einrichtungen

Öffentliche Sachversicherung Braunschweig, 
Braunschweig

Anstalt des öffentlichen Rechts 75 % 

12,5 % 
12,5 % 

Norddeutsche Landesbank 
(Nord LB) 
Sparkassenverband Niedersachsen 
Land Niedersachsen

Öffentliche Lebensversicherung Braunschweig, 
Braunschweig

Anstalt des öffentlichen Rechts

Oldenburgische Landesbrandkasse,
Oldenburg

Anstalt des öffentlichen Rechts 45 % 

45 % 

 10 %

Sparkassenverband 
Niedersachsen 
Landschaftliche Brandkasse 
Hannover
Land Niedersachsen

Öffentliche Lebensversicherungsanstalt 
Oldenburg, Oldenburg

Anstalt des öffentlichen Rechts

ÖSA –  Öffentliche Feuerversicherung 
Sachsen-Anhalt, Magdeburg

Anstalt des öffentlichen Rechts 50 % 

35 % 

15 % 

Sparkassenbeteiligungsverband 
Sachsen-Anhalt 
Landschaftliche Brandkasse 
Hannover 
Öffentliche Sachversicherung 
Braunschweig

ÖSA –  Öffentliche Lebensversicherung 
Sachsen-Anhalt, Magdeburg

Anstalt des öffentlichen Rechts

ÖVB Öffentliche Versicherung Bremen, 
Bremen

Anstalt des öffentlichen Rechts 55 % 

20 % 
20 % 

5 % 

Landschaftliche Brandkasse 
Hannover 
Die Sparkasse Bremen AG 
Bremer Landesbank 
Städt. Sparkasse Bremerhaven AG

Ostfriesische Landschaftliche Brandkasse, 
Aurich  

Anstalt des öffentlichen Rechts 50 % 
25 % 

25 % 

Ostfriesische Landschaft 
Sparkassenverband 
Niedersachsen 
Landschaftliche Brandkasse 
Hannover

Öffentliche Versicherer
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Unternehmen Rechtsform Beteiligung/Trägerschaft

Provinzial NordWest Holding AG Aktiengesellschaft
 

40 % 

40 %

18 %

2 % 

Westfälisch-Lippische Vermögens-
verwaltungsgesellschaft mbH (WLV)
Sparkassenverband Westfalen-Lippe 
(SVWL)
Sparkassen- und Giroverband 
für Schleswig-Holstein (SGVSH)
Ostdeutscher Sparkassen- 
und Giroverband (OSGV)

Westfälische Provinzial Versicherung AG Aktiengesellschaft

100 %  Provinzial NordWest Holding AG
Provinzial Nord Brandkasse AG Aktiengesellschaft

Hamburger Feuerkasse Versicherungs AG Aktiengesellschaft

Provinzial NordWest Lebensversicherung AG Aktiengesellschaft

Provinzial Rheinland Holding, Düsseldorf Anstalt des öffentlichen Rechts 34 % 

33⅓ % 

32⅔ % 

Rheinischer Sparkassen- und 
Giroverband 
Sparkassenverband
Rheinland-Pfalz 
Landschaftsverband Rheinland

Provinzial Rheinland Versicherung AG, 
Düsseldorf

Aktiengesellschaft

100 % Provinzial Rheinland Holding
Provinzial Rheinland Lebensversicherung AG, 
Düsseldorf

Aktiengesellschaft

Lippische Landes-Brandversicherungsanstalt, 
Detmold

Anstalt des öffentlichen Rechts

ProTect Versicherung AG, Düsseldorf Aktiengesellschaft 100 % Provinzial Rheinland Versicherung AG

Sparkassen DirektVersicherung AG, Düsseldorf Aktiengesellschaft 100 % s Direkt Verwaltungs-GmbH & Co. KG

S.V. Holding AG, Dresden Aktiengesellschaft 51 % 

49 % 

Beteiligungsgesellschaft der Spar- 
kassen des Freistaates Sachsen mbH 
BSÖ Beteiligungsgesellschaft mbH

Sparkassen-Versicherung Sachsen 
Allgemeine Versicherung AG, Dresden

Aktiengesellschaft 100 % S.V. Holding AG

Sparkassen-Versicherung Sachsen 
Lebensversicherung AG, Dresden

Aktiengesellschaft 99,84 % 
0,16 % 

S.V. Holding AG 
Sparkassen-Versicherung Sachsen 
Allgemeine Versicherung AG
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Beteiligungen und Trägerschaften

Unternehmen Rechtsform Beteiligung/Trägerschaft

SV SparkassenVersicherung Holding AG, 
Stuttgart

Aktiengesellschaft 61,3 % 

32 % 

3,6 % 

3,1 % 

Sparkassen-Beteiligungen 
Baden-Württemberg GmbH 
Sparkassen- und Giroverband
Hessen-Thüringen 
Sparkassenverband 
Rheinland-Pfalz
Landesbank Baden-Württemberg

SV SparkassenVersicherung 
Gebäudeversicherung AG, Stuttgart

Aktiengesellschaft
 

98,7 % 

1,3 % 
2 Aktien

1 Aktie

SV SparkassenVersicherung 
Holding AG
Bayerischer Versicherungsverband  
SparkassenVerband
Baden-Württemberg 
Sparkassen- und Giroverband 
Hessen-Thüringen

SV SparkassenVersicherung
Lebensversicherung AG, Stuttgart

Aktiengesellschaft 99,99 % 

2 Aktien

1 Aktie

SV SparkassenVersicherung 
Holding AG 
SparkassenVerband 
Baden-Württemberg 
Sparkassen- und Giroverband 
Hessen-Thüringen

SV Informatik GmbH, 
Mannheim

GmbH 100 % SV SparkassenVersicherung Holding AG

Versicherungskammer Bayern 
Versicherungsanstalt des öffentlichen Rechts, 
München

Versicherungsanstalt des 
öffentlichen Rechts

83,92 % 

14,47 % 
1,61 % 

Versicherungsbeteiligungsgesellschaft 
bayerischer und rheinland-pfälzischer 
Sparkassen mbH & Co. KG 
Sparkassenverband Bayern 
Sparkassenverband 
Rheinland-Pfalz

Bayern-Versicherung Lebensversicherung 
Aktiengesellschaft, München

Aktiengesellschaft 75 % 
25 % 

Versicherungskammer Bayern 
Genossenschaftsverband Bayern e. V.

Bayerischer Versicherungsverband 
Versicherungsaktiengesellschaft, München

Aktiengesellschaft 97,94 %
2,06 % 

Versicherungskammer Bayern 
SV SparkassenVersicherung 
Gebäudeversicherung AG, 
Stuttgart

Bayerische Landesbrandversicherung 
Aktiengesellschaft, München

Aktiengesellschaft 100 % Versicherungskammer Bayern

Versicherungskammer Bayern Konzern- 
Rückversicherung AG, München

Aktiengesellschaft 51 % 

49 % 

Bayerische Landesbrand- 
versicherung AG 
Bayerischer Versicherungsverband

SAARLAND Versicherungen
SAARLAND Feuerversicherung AG, Saarbrücken

Aktiengesellschaft 50,09 % 
49,91 % 

Versicherungskammer Bayern 
Sparkassenorganisation Saarland

SAARLAND Lebensversicherung AG, 
Saarbrücken

Aktiengesellschaft 60 % 
25,03 % 
14,97 %  

SAARLAND Feuerversicherung AG 
Versicherungskammer Bayern 
Sparkassenorganisation
Saarland
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Unternehmen Rechtsform Beteiligung/Trägerschaft

Feuersozietät Berlin 
Brandenburg Versicherung AG, 
Berlin und Potsdam

Aktiengesellschaft 66 % 
29 % 

5 % 

Versicherungskammer Bayern
SV SparkassenVersicherung Lebens-
versicherung AG, Stuttgart
Sparkassen-Versicherung Sachsen 
Lebensversicherung AG, Dresden

Öffentliche Lebensversicherung Berlin 
Brandenburg AG, Berlin und Potsdam

Aktiengesellschaft

OVAG Ostdeutsche Versicherung AG Aktiengesellschaft 100 % Versicherungskammer Bayern

MKB Általános Biztosító Zrt. Aktiengesellschaft 62,5 %
37,5 %

Versicherungskammer Bayern
MKB Bank Zrt.

MKB Életbiztosító Zrt. Aktiengesellschaft 62,5 %
37,5 %

Versicherungskammer Bayern
MKB Bank Zrt.

Consal Beteiligungsgesellschaft AG
Bayerische Beamtenkrankenkasse AG, 
Union Krankenversicherung AG, 
Union Reiseversicherung AG

Siehe Seite 64

VGH Versicherungen  
Landschaftliche Brandkasse Hannover, 
Hannover

Anstalt des öffentlichen Rechts 100 % 
 

Niedersächsische Landschaften 

Provinzial Lebensversicherung Hannover, 
Hannover

Anstalt des öffentlichen Rechts 50 % 

50 % 

Landschaftliche Brandkasse  
Hannover 
Sparkassenverband 
Niedersachsen

Provinzial Krankenversicherung Hannover AG,
Hannover

Aktiengesellschaft 60 %

35 % 

5 %

Landschaftliche Brandkasse 
Hannover (indirekte Beteiligung)
ALTE OLDENBURGER VVaG (indirekte 
Beteiligung)
LzO-Landessparkasse zu Oldenburg 
(indirekte Beteiligung)

Provinzial Pensionskasse Hannover AG,
Hannover

 Aktiengesellschaft 100 % Landschaftliche Brandkasse 
Hannover
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Unternehmen Rechtsform Beteiligung/Trägerschaft

Consal Beteiligungsgesellschaft AG,
München 

Aktiengesellschaft 68,6 %
31,4 %

Versicherungskammer Bayern 
Öffentliche Versicherer

Bayerische Beamtenkrankenkasse AG,
München 

Aktiengesellschaft 100 % Consal Beteiligungsgesellschaft AG

Union Krankenversicherung AG, Saarbrücken Aktiengesellschaft 90 %
10 %

Consal Beteiligungsgesellschaft AG
Bayerische Beamtenkrankenkasse AG

Union Reiseversicherung AG, München Aktiengesellschaft 100 % Consal Beteiligungsgesellschaft AG

Deutsche Rückversicherung AG, 
Düsseldorf und Berlin

Aktiengesellschaft 100 % Öffentliche Versicherer

Deutsche Rückversicherung Schweiz AG, Zürich Aktiengesellschaft 75 %
25 % 

Deutsche Rückversicherung AG
VHV Vereinigte Hannoversche  
Versicherung a.G., Hannover

GaVI Gesellschaft für angewandte  
Versicherungs-Informatik mbH, Mannheim

GmbH 54 %
23 %
23 %

Versicherungskammer Bayern
Provinzial NordWest Holding AG
SV SparkassenVersicherung
Holding AG

Institut für Schadenverhütung und Schaden- 
forschung der öffentlichen Versicherer e. V.  
(IFS), Kiel

Eingetragener Verein

100 % Öffentliche Versicherer

IFS Umwelt und Sicherheit GmbH, Kiel GmbH

ivv –  Informationsverarbeitung für  
Versicherungen GmbH, Hannover

GmbH 70,45 %

10 %

10,45 %
6,55 %

2,55 %

Landschaftliche Brandkasse 
Hannover
Provinzial Lebensversicherung 
Hannover
Oldenburgische Landesbrandkasse
ÖSA –  Öffentliche Feuerversicherung 
Sachsen-Anhalt
ÖVB Öffentliche Versicherung Bremen

ÖBAV Servicegesellschaft für betriebliche  
Altersversorgung öffentlicher Versicherer mbH, 
Düsseldorf

GmbH 100 % Verband öffentlicher Versicherer

Gemeinsame Versicherungs- und Dienstleistungsunternehmen
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Unternehmen Rechtsform Beteiligung/Trägerschaft

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG,  
Düsseldorf 

Aktiengesellschaft 80,28 %
19,72 %

Öffentliche Versicherer
Öffentliche Rückversicherer
(Deutsche Rück und Verband
öffentlicher Versicherer)

ÖRAG Service GmbH, Düsseldorf GmbH

100 % ÖRAG Rechtsschutzversicherungs AGD.R.S. Deutsche Rechtsanwalts Service GmbH, 
Düsseldorf

GmbH

Deutsche Assistance Versicherung AG, 
Düsseldorf

Aktiengesellschaft 100 % ÖRAG Rechtsschutzversicherungs AG

OEV Online Dienste GmbH, Düsseldorf GmbH 100 % Öffentliche Versicherer

Sparkassen PensionsManagement GmbH,  
Köln

GmbH  50 %
50 %

DekaBank
Beteiligungsgesellschaft für
betriebliche Altersversorgung der
öffentlichen Versicherer mbH

Sparkassen Pensionsfonds AG, Köln Aktiengesellschaft

100 % Sparkassen PensionsManagement 
GmbH

Sparkassen Pensionskasse AG, Köln Aktiengesellschaft

Sparkassen PensionsBeratung GmbH, Köln GmbH

HEUBECK AG, Köln Aktiengesellschaft 90 % 

10 %

Sparkassen PensionsManagement 
GmbH
Rotonda Dreissig 
Vermögensverwaltung GmbH

Verband öffentlicher Versicherer, 
Berlin und Düsseldorf

Körperschaft des öffentlichen
Rechts

100 % Öffentliche Versicherer

VersAM Versicherungs-Assetmanagement  
GmbH, Münster

GmbH 51 %
49 %

Provinzial NordWest Holding AG
SV SparkassenVersicherung Holding AG

West Pensionsfonds AG, Düsseldorf Aktiengesellschaft 41,65 %
41,65 %

16,7 %

Provinzial NordWest Holding AG 
Provinzial Rheinland 
Lebensversicherung AG 
Versicherungskammer Bayern
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Anschriften

Öffentliche Versicherer   

Badischer Gemeinde-Versicherungs-
Verband (BGV)  

• Badische Allgemeine Versicherung AG  
 Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe  
 Postanschrift: 76116 Karlsruhe  
 Tel. 0721. 660-0  
 Fax 0721. 660-1688  
 www.bgv.de  
 ksc@bgv.de 

• Badischer Gemeinde-Versicherungs- 
 Verband (BGV) 
 Körperschaft des öffentlichen Rechts  
 Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe  
 Postanschrift: 76116 Karlsruhe  
 Tel. 0721. 660-0  
 Fax 0721. 660-1688  
 www.bgv.de  
 ksc@bgv.de   

• BGV-Versicherung AG  
 Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe  
 Tel. 0721. 660-0  
 Fax 0721. 660-1688  
 www.bgv.de  
 ksc@bgv.de

• Badische Rechtsschutzversicherung AG  
 Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe  
 Tel. 0721. 660-0  
 Fax 0721. 660-1688  
 www.bgv.de  
 ksc@bgv.de  

Lippische Landes-Brandversicherungs-
anstalt  
Simon-August-Straße 2, 32756 Detmold   
Postfach 21 64, 32711 Detmold  
Tel.   05231. 990-0 
Fax   05231. 990-990 
www.lippische.de
kontakt@lippische.de   

Öffentliche Versicherung Braunschweig
  
• Öffentliche Sachversicherung  
 Braunschweig  
 Theodor-Heuss-Straße 10,  
 38122 Braunschweig  
 Postanschrift: 38096 Braunschweig   
 Tel. 0531. 202-0  
 Fax 0531. 202-1500   
 www.oeffentliche.de  
 service@oeffentliche.de  

• Öffentliche Lebensversicherung  
 Braunschweig  
 Theodor-Heuss-Straße 10,  
 38122 Braunschweig  
 Postanschrift: 38096 Braunschweig   
 Tel. 0531. 202-0  
 Fax 0531. 202-1500  
 www.oeffentliche.de  
 service@oeffentliche.de  

Öffentliche Versicherungen Oldenburg  

• Oldenburgische Landesbrandkasse  
 Staugraben 11, 26122 Oldenburg  
 Postanschrift: 26113 Oldenburg  
 Tel. 0441. 2228-0  
 Fax 0441. 2228-444  
 www.oeffentlicheoldenburg.de  
 info@oeffentlicheoldenburg.de  



67

• Öffentliche Lebensversicherungsanstalt  
 Oldenburg  
 Staugraben 11, 26122 Oldenburg  
 Postanschrift: 26113 Oldenburg  
 Tel. 0441. 2228-0  
 Fax 0441. 2228-444  
 www.oeffentlicheoldenburg.de  
 info@oeffentlicheoldenburg.de 

ÖSA –  Öffentliche Versicherungen 
Sachsen-Anhalt  

• ÖSA –  Öffentliche Feuerversicherung  
 Sachsen-Anhalt  
 Am Alten Theater 7, 39104 Magdeburg  
 Postfach 39 11 43, 39135 Magdeburg  
 Tel. 0391. 7367-0  
 Fax 0391. 7367-490  
 www.oesa.de  
 service.magdeburg@oesa.de 

• ÖSA –  Öffentliche Lebensversicherung  
 Sachsen-Anhalt  
 Am Alten Theater 7, 39104 Magdeburg  
 Postfach 39 11 43, 39135 Magdeburg  
 Tel. 0391. 7367-0  
 Fax 0391. 7367-490  
 www.oesa.de  
 service.magdeburg@oesa.de  

ÖVB –  Öffentliche Versicherung  
Bremen  
Martinistraße 30, 28195 Bremen  
Postanschrift: 28163 Bremen   
Tel.   0421. 3043-0  
Fax   0421. 3043-4733  
www.oevb.de  
service@oevb.de  

Ostfriesische Landschaftliche  
Brandkasse
Osterstraße 14– 20, 26603 Aurich
Postfach 15 64, 26585 Aurich   
Tel.   04941. 177-0 
Fax   04941. 177-114  
www.brandkasse-aurich.de 
service@brandkasse-aurich.de  
 
Provinzial NordWest-Gruppe  

• Provinzial NordWest Holding AG  
 Provinzial-Allee 1, 48159 Münster  
 Postanschrift: 48131 Münster   
 Tel. 0251. 219-0  
 Fax 0251. 219-2300   
 www.provinzial-nordwest.de
 holding@provinzial.de   

• Westfälische Provinzial Versicherung  
 Aktiengesellschaft  
 Provinzial-Allee 1, 48159 Münster  
 Postanschrift: 48131 Münster   
 Tel. 0251. 219-0  
 Fax 0251. 219-2300   
 www.provinzial-online.de  
 wp-service@provinzial.de    

• Provinzial NordWest Lebensversicherung 
 Aktiengesellschaft  
 Sophienblatt 33, 24114 Kiel,  
 Postanschrift: 24097 Kiel  
 Tel. 0431. 603-4700  
 Fax 0431. 603-2801  
 www.provinzial-nordwest.de  
 leben@provinzial.de  
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• Landesdirektion Kiel  
 Sophienblatt 33, 24114 Kiel  
 Postanschrift: 24097 Kiel   
 Tel. 0431. 603-4700  
 Fax 0431. 603-2801   
 www.provinzial-nordwest.de  
 leben@provinzial.de

• Landesdirektion Münster  
 Provinzial-Allee 1, 48159 Münster  
 Postanschrift: 48131 Münster   
 Tel. 0251. 219-0  
 Fax 0251. 219-2300   
 www.provinzial.de  
 service@provinzial-online.de   

• Provinzial Nord Brandkasse  
 Aktiengesellschaft  
 Sophienblatt 33, 24114 Kiel  
 Postanschrift: 24097 Kiel   
 Tel. 0431. 603-0  
 Fax 0431. 603-1115   
 www.provinzial.de  
 service@provinzial.de  

• Vertriebs- und Verwaltungsgemeinschaft  
 der Hamburger Feuerkasse und der  
 Provinzial
 Kleiner Burstah 6–10, 20457 Hamburg  
 Postfach 10 27 40, 20019 Hamburg  
 Tel. 040. 30904-0  
 Fax 040. 30904-9000  
 www.provinzial.de 
 www.provinzial-online.de 
 service@provinzial.de  

Provinzial Rheinland Konzern  

• Provinzial Rheinland Holding  
 Ein Unternehmen der Sparkassen  
 Provinzialplatz 1, 40591 Düsseldorf  
 Postanschrift: 40195 Düsseldorf   
 Tel. 0211. 978-0  
 Fax 0211. 978-1700  
 www.provinzial.com  
 service@provinzial.com  

• Provinzial Rheinland Versicherung AG  
 Die Versicherung der Sparkassen   
 Provinzialplatz 1, 40591 Düsseldorf   
 Postanschrift: 40195 Düsseldorf   
 Tel. 0211. 978-0  
 Fax 0211. 978-1700  
 www.provinzial.com  
 service@provinzial.com 

• Provinzial Rheinland  
 Lebensversicherung AG  
 Die Versicherung der Sparkassen   
 Provinzialplatz 1, 40591 Düsseldorf  
 Postanschrift: 40195 Düsseldorf   
 Tel. 0211. 978-0   
 Fax 0211. 978-1700  
 www.provinzial.com   
 service@provinzial.com  

• Sparkassen DirektVersicherung AG 
 Kölner Landstraße 33, 40591 Düsseldorf  
 Postfach 13 08 20, 40558 Düsseldorf  
 Tel. 0211. 729-8400
 Fax 0211. 729-8410   
 www.sparkassendirekt.de   
 kontakt@sparkassen-direkt.de  
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Sparkassen-Versicherung Sachsen  

• Sparkassen-Versicherung Sachsen   
 Allgemeine Versicherung AG   
 An der Flutrinne 12, 01139 Dresden  
 Postfach 11 01 03, 01330 Dresden   
 Tel. 0351. 4235-0   
 Fax 0351. 4235-555   
 www.sv-sachsen.de   
 e-mail@sv-sachsen.de   

• Sparkassen-Versicherung Sachsen   
 Lebensversicherung AG   
 An der Flutrinne 12, 01139 Dresden   
 Postfach 11 01 03, 01330 Dresden   
 Tel. 0351. 4235-0   
 Fax 0351. 4235-555   
 www.sv-sachsen.de   
 e-mail@sv-sachsen.de   

SparkassenVersicherung Konzern  

• SV SparkassenVersicherung Holding AG  
 (SV Holding AG)  
 Löwentorstraße 65, 70376 Stuttgart  
 Postanschrift: 70365 Stuttgart  
 Tel. 0711. 898-0  
 Fax 0711. 898-1870  
 www.sparkassenversicherung.de  
 service@sparkassenversicherung.de  

• SV SparkassenVersicherung  
 Gebäudeversicherung AG  
 (SV Gebäudeversicherung AG)  
 Löwentorstraße 65, 70376 Stuttgart  
 Postanschrift: 70365 Stuttgart  
 Tel. 0711. 898-0  
 Fax 0711. 898-1870  
 www.sparkassenversicherung.de  
 service@sparkassenversicherung.de  

• SV SparkassenVersicherung  
 Lebensversicherung AG  
 (SV Lebensversicherung AG)  
 Löwentorstraße 65, 70376 Stuttgart  
 Postanschrift: 70365 Stuttgart  
 Tel. 0711. 898-0  
 Fax 0711. 898-1870  
 www.sparkassenversicherung.de  
 service@sparkassenversicherung.de 

Konzern Versicherungskammer Bayern  

• Versicherungskammer Bayern  
 Versicherungsanstalt des öffentlichen  
 Rechts  
 Maximilianstraße 53, 80538 München  
 Postanschrift: 80530 München  
 Tel. 089. 2160-0  
 Fax 089. 2160-2714  
 www.vkb.de  
 service@vkb.de  

• Bayerischer Versicherungsverband  
 Versicherungsaktiengesellschaft  
 Maximilianstraße 53, 80538 München  
 Postanschrift: 80530 München  
 Tel. 089. 2160-0  
 Fax 089. 2160-2714  
 www.vkb.de  
 service@vkb.de  

• Bayern-Versicherung  
 Lebensversicherung Aktiengesellschaft  
 Maximilianstraße 53, 80538 München  
 Postanschrift: 80535 München  
 Tel. 089. 2160-0  
 Fax 089. 2160-1990  
 www.vkb.de  
 service@vkb.de  
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• Bayerische Landesbrandversicherung  
 Aktiengesellschaft 
 Maximilianstraße 53, 80538 München  
 Postanschrift: 80530 München  
 Tel. 089. 2160-0  
 Fax 089. 2160-2714  
 www.vkb.de  
 service@vkb.de  

• Versicherungskammer Bayern  
 Konzern-Rückversicherung  
 Aktiengesellschaft  
 Maximilianstraße 53, 80538 München  
 Postanschrift: 80530 München  
 Tel. 089. 2160-0  
 Fax 089. 2160-3084  
 www.vkb.de  
 service@vkb.de 

• SAARLAND Versicherungen  
 SAARLAND Feuerversicherung AG  
 SAARLAND Lebensversicherung AG  
 Mainzer Straße 32– 34,  
 66111 Saarbrücken  
 Tel. 0681. 601-0  
 Fax 0681. 601-450  
 www.saarland-versicherungen.de  
 service@saarland-versicherungen.de  

• Feuersozietät Berlin Brandenburg  
 Versicherung AG  
 Am Karlsbad 4– 5, 10785 Berlin  
 Tel. 030. 2633-333  
 Fax 030. 2633-400  
 www.feuersozietaet.de  
 service@feuersozietaet.de   

• Öffentliche Lebensversicherung  
 Berlin Brandenburg AG  
 Am Karlsbad 4– 5, 10785 Berlin  
 Voltaireweg 12, 14469 Potsdam  
 Tel. 0331. 2769-444  
 Fax 0331. 2769-490  
 www.feuersozietaet.de  
 service@feuersozietaet.de  

• OVAG Ostdeutsche Versicherung AG
 Am Karlsbad 4–5, 10785 Berlin  
 Tel. 030. 521300-0 
 Fax 030. 521300-457
 www.ovag-online.de
 info@ovag-online.de

• Consal Beteiligungsgesellschaft 
 Aktiengesellschaft  
 Bayerische Beamtenkrankenkasse AG  
 Union Krankenversicherung AG  
 Union Reiseversicherung AG  
 (siehe gemeinsame Versicherungs- und  
 Dienstleistungsunternehmen, Seite 71) 
  
VGH Versicherungen
  
• Landschaftliche Brandkasse Hannover  
 Schiffgraben 4, 30159 Hannover  
 Postanschrift: 30140 Hannover   
 Tel. 0511. 362-0  
 Fax 0511. 362-2960   
 www.vgh.de  
 service@vgh.de  

• Provinzial Lebensversicherung Hannover   
 Schiffgraben 4, 30159 Hannover  
 Postanschrift: 30140 Hannover   
 Tel. 0511. 362-0  
 Fax 0511. 362-2960   
 www.vgh.de  
 service@vgh.de   
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• Provinzial Krankenversicherung  
 Hannover AG  
 Schiffgraben 4, 30159 Hannover  
 Postanschrift: 30140 Hannover   
 Tel. 0511. 362-0  
 Fax 0511. 362-2960   
 www.vgh.de  
 service@vgh.de  

• Provinzial Pensionskasse Hannover AG  
 Schiffgraben 4, 30159 Hannover  
 Postanschrift: 30140 Hannover   
 Tel. 0511. 362-0  
 Fax 0511. 362-2960   
 www.vgh.de  
 service@vgh.de   

Gemeinsame Versicherungs- 
und Dienstleistungsunternehmen  

Consal Beteiligungsgesellschaft  
Aktiengesellschaft 
Maximilianstraße 53, 80538 München 
Postanschrift: 80530 München
Tel.   089. 2160-0 
Fax   089. 2160-2714  

• Bayerische Beamtenkrankenkasse  
 Aktiengesellschaft  
 Maximilianstraße 53, 81537 München  
 Tel. 089. 2160-0  
 Fax 089. 2160-8108  
 www.vkb.de  
 service@vkb.de  

• Union Krankenversicherung  
 Aktiengesellschaft  
 Peter-Zimmer-Straße 2, 66123 Saarbrücken  
 Postfach 10 31 52, 66123 Saarbrücken  
 Tel. 0681. 844-700  
 Fax 0681. 844-2509  
 www.ukv.de  
 service@ukv.de  

• Union Reiseversicherung 
 Aktiengesellschaft  
 Maximilianstraße 53, 80538 München  
 Tel. 089. 2160-6745  
 Fax 089. 2160-6746  
 www.urv.de  
 reiseversicherung@urv.de  

Deutsche Rückversicherung Aktien-  
gesellschaft Düsseldorf und Berlin 
Hansaallee 177, 40549 Düsseldorf 
Postfach 29 01 10, 40528 Düsseldorf  
Tel.   0211. 4554-01 
Fax   0211. 4554-199  
www.deutscherueck.de 
info@deutscherueck.de   

DR Swiss 
Deutsche Rückversicherung Schweiz AG  
Schweizergasse 21 –  Am Löwenplatz  
CH-8001 Zürich 
Postfach 36 26, CH-8021 Zürich 
Tel.   0041 44. 21576-66 
Fax   0041 44. 21576-69 
www.drswiss.ch 
info@drswiss.ch  
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GaVI Gesellschaft für angewandte 
Versicherungs-Informatik mbH 
Seckenheimer Straße 150, 
68165 Mannheim 
Tel.   0621. 44060-0 
Fax   0621. 44060-3100 
www.gavi.de 
info@gavi.de  

Institut für Schadenverhütung und 
Schadenforschung der öffentlichen  
Versicherer e. V. (IFS) 
Preetzer Straße 75, 24143 Kiel  
Tel.   0431. 77578-0 
Fax   0431. 77578-99  
www.ifs-ev.org 
mail@ifs-ev.org   

IFS Umwelt und Sicherheit GmbH 
Preetzer Straße 75, 24143 Kiel  
Tel.   0431. 702696-0 
Fax   0431. 702696-88  
www.ifsgmbh.com 
mail@ifsgmbh.com  

ÖBAV Servicegesellschaft für   
betriebliche Altersversorgung  
öffentlicher Versicherer mbH 
Hansaallee 179, 40549 Düsseldorf  
Postfach 29 03 30, 40530 Düsseldorf  
Tel.   0211. 4554-309 
Fax   0211. 4554-177 
www.oebav.de 
info@oebav.de  

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf
Postfach 11 08 48, 40508 Düsseldorf
Tel. 0211. 529-50
Fax 0211. 529-5199
www.oerag.de
info@oerag.de

ÖRAG Service GmbH
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf
Postfach 11 08 48, 40508 Düsseldorf
Tel. 0211. 536-30
Fax 0211. 536-3497
www.oeragservice.de
gmbh-info@oerag.de

D.R.S. Deutsche Rechtsanwalts Service 
GmbH
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf
Postfach 11 08 48, 40508 Düsseldorf
Tel. 0211. 9870-20
Fax 0211. 9870-2299
www.drsinfo.de
drs@drsinfo.de

Deutsche Assistance Versicherung AG
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 
Postfach 11 08 48, 40508 Düsseldorf   

OEV Online Dienste GmbH  
Hansaallee 183, 40549 Düsseldorf 
Tel.   0211. 4554-470 
Fax   0211. 4554-466 
www.oev-online.de 
info@oev.de 
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Sparkassen 
PensionsManagement GmbH 
Gustav-Heinemann-Ufer 56, 50968 Köln
Tel.   0221. 98544-0
Fax   0221. 98544-599
www.s-pension.de 
info@s-pension.de  

• Sparkassen PensionsBeratung GmbH
 Gustav-Heinemann-Ufer 56, 50968 Köln
 Tel. 0221. 98544-0
 Fax 0221. 98544-599
 www.s-pension.de
 info@s-pension.de

• Sparkassen Pensionsfonds AG  
 Gustav-Heinemann-Ufer 56, 50968 Köln
 Tel. 0221. 98544-0
 Fax 0221. 98544-599

• Sparkassen Pensionskasse AG  
 Gustav-Heinemann-Ufer 56, 50968 Köln
 Tel. 0221. 98544-0
 Fax 0221. 98544-599

Heubeck AG
Lindenallee 53, 50968 Köln 
Tel. 0221. 934693-0 
Fax 0221. 378889 
www.heubeck.de 
info@heubeck.de

SV Informatik GmbH 
Gottlieb-Daimler-Straße 2,  
68165 Mannheim 
Tel.   0621. 454-43810 
Fax   0621. 454-4002
info@sv-informatik.de  
 
VersAM Versicherungs- 
Assetmanagement GmbH 
Regina-Protmann-Straße 16,   
48159 Münster 
Tel.   0251. 219-4000 
Fax   0251. 219-2419 
www.vers-am.de
info@vers-am.de 
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Bruttobeitragseinnahmen (in Mrd. Euro) 19,65

Lebensversicherung 10,32

Krankenversicherung 2,10

Schaden- und Unfallversicherung 7,23

Marktanteil (in Prozent)1 11,2

Lebensversicherung 11,4

Krankenversicherung 6,3

Schaden- und Unfallversicherung 14,3

Bestand (in Mio.)2

Lebensversicherung 8,80

Krankenversicherung 2,94

Schaden- und Unfallversicherung 37,70

Kapitalanlagen (in Mrd. Euro) 110,8

Lebensversicherung 84,3

Krankenversicherung3 9,2

Schaden- und Unfallversicherung 17,3

Weitere Angaben

Erstversicherungsgruppen 11

Gemeinsame Unternehmen 21

Mitarbeiter ca. 30.000

Auszubildende 1.628

Geschäftsstellen 3.772
 
1) Nach Beitragseinnahmen
2) Lebensversicherung: Hauptverträge, Krankenversicherung: versicherte Personen, Schaden- und Unfallversicherung: Bestandsverträge
3) Nur Consal

Die Gruppe öffentlicher Versicherer – Das Jahr 2010 im Überblick
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